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Zur  Einführung. 


m  Zusammenhang  mit  der  Aufhebung  der  Kapitulationen 
hat  die  Türkei  ein  Gesetz  vom  23.  Februar  1915  über  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Ausländer  erlassen,  worin  es 
leißt:  „In  solchen  Fällen  (es  ist  vorher  von  Prozessen  der 
nder  untereinander  oder  mit  Osmanen  die  Rede)  werden 
besetze  der  Staaten  berücksichtigt,  denen  die  Beteiligten 
ören,  und  in  strittigen  Fällen  wird  auf  die  Grundsätze  des 
ationalen  Privatrechts  zurückgegriffen,  selbstverständlich 
der  Voraussetzung,  daß  diese  der  osmanischen  öffentlichen 
ung  nicht  zuwiderlaufen." 

!s  ist  von  vornherein  klar,  daß  zu  dieser  öffentlichen 
lung  die  Grundsätze  der  Sari'at  gehören,  über  das,  was 
m  internationalen  Privatrecht  entspricht.  Aber  wo  sie  finden? 
;t  man  nämlich  die  landläufigen  Bücher  unserer  Orientalisten 
ie  das  von  van  den  Berg,  Sachau  und  selbst  das  neueste  von 
oll,  so  findet  sich  kein  Wort  darüber.  Geht  man  aber  der 
näher  auf  den  Grund,  indem  man  die  arabischen  Lehrbücher 
qh  zu  Rate  zieht,  so  stößt  man  allerdings  in  einem  Abschnitte, 
titelt  ist  „Von  den  Heerfahrten"  (as-sijar),  auf  ein  Kapitel,  das 
rundsätze  enthält,  welche  das  islamische  Gesetz  über  das 
ationale  Privatrecht  aufstellt:  es  ist  die  Lehre  von  den 
m  und  Pflichten  des  Musta'min,  das  ist  desjenigen,  der 

sländer  den  staatlichen  Schutz  (OUl)  erhält,  um  welchen  er 

emüht  hat,  um  daraus  Vorteile  für  sich  zu  erlangen.  Dieser 
:  wird  nicht  nur  während  der  Kriegszeit  erteilt,  sondern  auch 
^denszeiten.  Dabei  darf  freilich  nicht  übersehen  werden, 
r  den  gläubigen  Muslim  der  Kriegszustand  gegen  die  Lin- 
ien ein  dauernder  ist,  nur  durch  vorübergehenden  Waffen- 
nd  unterbrochen.  Aber  gerade  während  dieser  Zeit  spielt 
m  Musta'min  gewährte  Schutz  eine  Hauptrolle  und  hat  seine 

praktische  Bedeutung.  Das  ergibt  namentlich  das  Studium 
klassischen  Werkes,  nämlich  kitäb  as-sijar  al-kablr  des 
)änl  (s.  weiter  unten  §  2),  zu  dessen  Füßen  die  Söhne  des 

ar-Rasid  saßen,  um  seine  berühmten  Vorlesungen   über 


Der  Umstand,  daß  die  Lehre  vom  Musta'min  sich  in  dea 
Hiqhbüchern  nur  im  Abschnitt  „as-sijar"  findet,  —  was  die  europä- 
ischen Gelehrten  mit  Kriegsrecht  zu  indentifizieren  pflegen,  ohne 
zu  beachten,  daß  nach  der  oben  angemerkten  Auffassung  vom 
fortdauernden  Kriegszustand  gegen  die  Ungläubigen  das  gesamte 
Völkerrecht  des  Islam  im  Sammelnamen  „von  den  Heer- 
fahrten" zusammengefaßt  wird,  —  hat  es  bewirkt,  daß  unsere 
Orientalisten  die  Lehre  vom  Musta*min,  in  ihrer  Bedeutung  für 
das  internationale  Privatrecht  so  vollständig  übersehen  konnten. 

Es  handelt  sich  bei  unserer  folgenden  Darstellung  aber  nicht 
blos  darum,  ein  von  der  abendländischen  Forschung  vernach- 
lässigtes Kapitel  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen.  Es  stehen 
noch  viel  bedeutendere  Fragen  und  Aufgaben  dahinter. 

Zunächst  ist  festzuhalten,  daß  die  Lehre  vom  Musta'min  nur 
ein  Teil  des  islamischen  Völkerrechts  ist.  Das  Deutsche 
Reich  hat  in  den  Rechtsverträgen  mit  der  Türkei  von  1917  nicht 
bloß  das  oben  angeführte  Gesetz  der  Türkei  als  rechtsbeständig 
anerkannt  (Dr.  des  R.T.  Nr.  755  ex  1914—17  S.  184),  sondern 
auch,  wie  weiter  unten  dargetan  werden  soll,  die  internationalen 
Privatrechtsbeziehungen  zwischen  der  Türkei  und  Deutschland 
unter  Berücksichtigung  der  islamischen  Lehre  vom  Musta'min 
und  von  internationalen  Verträgen  überhaupt  festgelegt.  Dadurch 
ist  eine  große  Wandlung  im  Verhältnis  der  Türkei  zum  all- 
gemeinen europäischen  Völkerrecht  eingetreten,  die  nicht  ohne 
weittragende  Folgen  auf  die  übrige  Welt  des  Islam  bleiben  kann. 
Bis  zu  jenen  Rechtsverträgen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Türkei  von  1917  galt  für  das  Verhältnis  der  Türkei 
zum  europäischen  Völkerrecht  der  im  Pariser  Frieden  (vom 
30.  März  1856,  Artikel  VII.)  niedergelegte  Grundsatz: 

„Se.  Majestät  der  König  von  Preußen,  Se.  Majestät  der  Kaiser 
von  Österreich,  Se.  Majestät  der  Kaiser  der  Franzosen,  Ihre 
Majestät  die  Königin  des  vereinigten  Königreiches  von  Groß- 
britannien und  Irland,  Se.  Majestät  der  Kaiser  aller  Reußen  und 
Se.  Majestät  der  König  von  Sardinien  erklären  die  Hohe  Pforte 
teilhaftig  der  Vorteile  des  öffentlichen  Rechts  und 
des  europäischen  Konzerts.«  Mit  anderen  Worten :  Es  gab 
nur  ein  europäisches  Völkerrecht.  Die  Türkei  mußte  froh  sein^ 
zu  seinen  Segnungen  zugelassen  zu  werden.  Das  Völkerrecht  des 
Islam  wurde  von  Europa  ignoriert.  Niemand  kümmerte  sich  damals 
und  sechzig  Jahre  später  darum,  ob  es  nicht  auch  ein  Völkerrecht 


lam  gaoe,  aas  in  seiner  voiiausbiiaung  oeinane  tausend 
älter  war,  als  dasjenige,  zu  dessen  Vorteilen  die  Türkei 
Tiütig"  zugelassen  wurde.  Denn  wer  wußte,  daß  der  Islam 
ein  Völkerrecht  besaß,  das  sich  neben  dem  um  vieles 
en  europäischen  sehr  gut  sehen  lassen  konnte?  Ja,  wer 
heute  im  Abendland  etwas  vom  Völkerrecht  des 
i?I  Das  Deutsche  Reich  hat  nun  eine  neue,  allerdings  nicht 
Sachkenntnis  gewonnene  Bahn  in  dieser  Richtung  ein- 
agen  und  das  Völkerrecht  des  Islam  auf  einem  —  wenn  auch 
fig  nur  kleinen  -  Gebiet,  als  dem  europäischen  Völkerrecht 
ürtig  anerkannt.  Andere  Staaten  werden  vielleicht  folgen,  und 
age  könnte  ganz  allgemein  entstehen,  wie  weit  man  noch 
5  Teile  dieses  islamischen  Völkerrechts  wird  anerkennen 
i,  ohne  dem  Gerechtigkeitsgedanken  zu  vergeben.  Auch 
»läm  wird  Konzessionen  machen  müssen,  namentlich  auf 
Gebieten,  die  nicht  gerade  untrennbar  mit  der  Religion 
[iden  sind.  Denn  das  Fiqh  hat  mit  Hilfe  seiner  Hadltbildung 
emde,  namentlich  aramäisch -hellenistische  Kultur  in  sich 
lommen^). 

rerade  in  der  von  uns  im  folgenden  behandelten  Lehre 
lusta'min  und  vom  internationalen  Vertragsrechte  des  Islam 
n  sich  hellenistisch-b yzantinische  Rechtseinfiüsse  nach- 
1  lassen.  All  das  ergibt  die  neue  Aufgabe  dieses  Recht,  das 
rrecht  des  Islam,  auch  kennen  zu  lernen. 

Die  heute  geltenden  Grundsätze  der  SarT*at  über  das 
internationale  Privatrecht  2). 
iittelpunkt  und  Träger  desselben  ist  der  Musta'min.     Die 

unterscheidet  sehr   übersichtlich   zwischen   den   beiden 
gruppen  von  Rechtsverhältnissen  des  Musta'min: 
.  Das  eine  Mal  ist  der  Muslim,  der  ins  Ausland  geht, 

Träger  der  Rechtsverhältnisse  als  Musta'min. 

Becker  in  der  Zeitschrift  »Der  Islam«  I.  S.  1  flP. 

Die  Grundlage  der  folgenden  Darstellung  bildet  ein  Werk 
mafitischen  Rechtsschule,  das  namentlich  in  der  Türkei  ein 
5  Ansehen  hat  (s.  Savvas  Pacha,  Etüde  sur  la  theorie  du  droit 
[man  I.  1892  p  155  f.):  Ibn  Abidln's  kommentierende  Glosse 


2.  Das  andere  Mal  der  Ungläubige,  der  im  Lande  des  Islam 
Schutz  sucht  und  findet  (der  Abschnitt  im  Fiqhbuch  lautet: 


Glosse  zum  Werk  des  t^amsaddin  M.  b.  Abdallah  b.  Sihäbadln 
at  TimirtäST  al  GäzT  al  Hanafi,  gest.  1004  (1595),  welches  den 
Titel  führt  „ausgewählte  Perlen":  ad-durr-al-muj)tär.  Die  Er- 
klärung des  Titels  radd  al  muhtär  macht  den  türkischen  Juristen  — 
wie  es  scheint  —  Schwierigkeiten.  Die  gewöhnliche  türkische 
Auslegung  (Savvas  Pacha  a.  a.  O.  I.  156)  ist,  „Wiedergabe  des 
Ausgewählten,"  wobei  die  Türken  ihr  „ihtijar"  gleich  »ibtiar« 
setzen,  was  bei  ihnen   sehr  leicht  ist,  indem  sie  das  arabische 

7^  =  T-  setzen.  Die  türkische  Auslegung  ist  aber  auch  deshalb 
falsch,  weil  —  wie  Savvas  Pacha  a.  a.  O.  dartut  —  der  Verfasser 
nichts  „auswählen"*,  nichts  weglassen,  sondern  eher  etwas  hin- 
zufügen will.  Freilich  die  Erklärung,  die  Savvas  Pacha  gibt  „il 
Ta  reintegre  ä  la  place  qu'elle  doit  occuper""  ist  unbefriedigend, 
weil  sie  durch  das  sprachlich  zum  Ausdruck  Gebrachte  nicht 
gedeckt  wird.  Wir  müssen  den  Autor  selbst  hören  (1.  p  3.). 
Nachdem  er  ausgeführt  hat,  wen  er  von  den  Rechtsgelehrten 
außerdem  berücksichtigt  habe,  sagt  er: 

„Ich  habe  diejenigen  Lernenden,  die  im  Begreifen  des  Sinnes 
des  Buches  (ad-Durr  al-mut)tär)  verwirrt  waren,  zum  richtigen 
Wege  geführt;  und  deswegen  benenne  ich  diese  (Randbemerkungen) : 
die  Rückkehr  des  Verwirrten  zu  den  ausgewählten  Perlen.**  Das 
„muhtär**  heißt  also  „verwirrt**;  hier  gewählt  offenbar  wegen  des 

Gleichklangs  mit   «jljj^». 

In  der  Türkei  gebraucht  man  nicht  „Mustamin**  sondern 
„Müstemen**  (Zenker  WB.  892),  was  das  nomen  patientis  an 
Stelle  des  sonst  üblichen  nomen  agentis  ist.  Die  Zulässigkeit 
dieses  Sprachgebrauchs,  die  dem  Musta'min  als  Schutzsuchendem 
die  Bedeutung  gibt:  ein  Schutz  »suchend**  gewordener,  bestätigt 
der  Radd  al  muhtär:  (Stambuler  Ausgabe  von  1306  d.  H.d.i.  1890): 
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as  Problem,  das  hier  das  islamische  Gesetz  zu  lösen  sucht, 
5  Frage  nach  den  Rechtsfolgen,  welche  die  von  einem 
n  Musta'min  im  Auslande  begründeten  Rechtsverhältnisse 
l am i sehen  Inland  haben. 

er  Musta*min,  d.  i.  derjenige  welcher  zu  seinem  Vorteil 
:  sucht  und  findet,  kann  diese  Rechtstellung,  soweit  sie 
päter  von  seinem  muslimischen  Heimatstaat  anzuerkennen 
ir  im  Ausland  erlangen,  also  nur  in  einem  Staate,  der 
inem  Heimatstaat  verschieden  ist,  gleichviel  ob  der  Schutz- 
in muslimischer  oder  nichtmuslimischer  ist.  Wesentlich 
r,  daß  er  in  jenem  Staate,  dessen  Musta'min  er  werden 
einen  (natürlichen)  Beschützer  findet^), 
as  zum   Ausland   begründete  Schutzverhältnis  sieht   das 

»che  Recht  als  Vertrag  (^)  an,  dessen  Verletzungen 

;läm  als  Betrug  Tjj^^  angesehen  wird.   Diese  Auffassung 

die  ganze  Rechtstellung  des  mulimischen  Musta'min  grund- 
.     Denn  es  folgt  daraus  der  wichtige  Satz: 

jeht  ein  Muslim  mit  einem  Schutzbrief  (OUi)  ins  Ausland, 

ihm  durchaus  jeder  Angriff  auf  Leben,  Eigentum  oder 
lehre  eines  der  Mitglieder  des  Schutzstaats  verboten 
gesetzt,  daß  diese  sich  der  Reziprozität  befleißigen.'' 

also  der  Herrscher  des  Schutzstaates  sich  an  dem  Gute 

usta'min  treulos  (j*^*  ^  jac-  \^\\  d.  i.  unter  Verletzung 
ugesicherten  Schutzes,  vergreift  oder  ihm  die  Freiheit 
it  und  dergi.  mehr  tut,  so  hört  für  den  Musta'min  das 
iinete  Verbot  des  islamischen  Gesetzes  auf,  denn  „sie''  sind 
liejenigen,  welche  den  Vertrag  verletzt  haben.  Sonst  aber 
die  Muslims  bei  ihren  Vertragsbedingungen  zu  bleiben  3). 
as  islamische  Verbot  deckt  aber  mit  seinem  Mantel  nicht  nur 
;il  der  Rechtsordnung  des  Schutzstaates,  der  der  islamischen 
Ordnung  nicht  widerspricht,  sondern  auch  die  gesamte  Rechts- 


Radd  III.  341: 

tj  UV  ^kfj\  ^%^\  dUu  ^^i->  ^^-^^^*  (C-^'^*  ^^\  ^^ß 


Ordnung  des  Schutzstaates,  selbst  wenn  sie  etwas  anordnet  und 
zuläßt,  was  in  der  Rechtswelt  des  Islam  unzulässig  ist.  Wenn 
z.B.  der  muslimischeMusta*min  Handel  treibt  mit  Wein,  Schweinen 
oder  toten  Tieren,  so  ist  ihm  dies  in  der  muslimischen  Heimat 
streng  verboten.  Als  Musta'min  im  Ausland  darf  er  jedoch  dies 
tun.  Denn  hier  ist  ihm  nur  das  verboten,  und  zwar  auch  nach 
islamischer  Rechtsvorschrift,  was  sich  als  Verletzung  des  Schutz- 
vertrages, als  jjs- ,  erweist.  Beim  Handel  mit  jenen  Gegenständen 
gelangt  er  jedoch  zu  jenen  Gegenständen  mit  freiem  Willen  der 
Angehörigen  des  Auslandsstaates,  da  liegt  kein  jj^  vor.  Also 
ist  jener  Handel  nach  islamischer  Vorschrift  zulässig. 

Das  Verbot,  sich  an  den  Sachen  der  Angehörigen  des  Schutz- 
staates zu  vergreifen  umfaßt  auch  die  von  diesen  gefangenen 
Sklavinnen,  auch  wenn  sie  vorher  Eigentum  des  Musta'min  waren. 
Denn  nun  sind  sie  Eigentum  der  Angehörigen  des  Schutzstaates. 
Anders  steht  es  aber  mit  seiner  gefangenen  Frau^)  und  mit 
gefangenen  Nachkommen  der  Muslims.  Diese  können  niemandes 
Eigentum,  also  auch  nicht  das  Eigentum  der  Angehörigen  des 
Schutzstaates  sein.  Sie  muß  er  aus  den  Händen  jener  befreien, 
»wenn  er  es  vermag'^).* 

Die  unbedingte  Achtung  des  Islam  vor  der  Rechtsordnung 
des  Schutzstaates  zeigt  sich  auch  an  folgendem  Beispiel: 

Wenn  ein  Musta'min  sich  in  den  Besitz  eines  Weibes  setzt, 
dessen  Beiwohnung  ihm  die  Rechtsordnung  des  Schutzstaates 
ebenso  verbietet,  wie  jedem  anderen,  der  das  Weib  von  ihm 
kauft,  so  ist  dieses  Kaufgeschäft  auch  nach  muslimischer  Rechts- 
auffassung ungiltig.  Ja  noch  mehr:  selbst  wenn  auch  nach  der 
Rechtsordnung  des  Schutzstaates  die  Beiwohnung  besonders  nur 

(l^\:^^  dem  Ersterwerber  verboten,  demjenigen,  der  das  Weib 

von  jenem  kraft  rechtsgiltigen  Kaufes  erworben,  gestattet  wäre, 
so  ist  in  den  Augen  des  islamischen  Gesetzes  der  zweite  Erwerber 
nicht  besser  gestellt  als  der  erste,  denn  sein  Erwerb  ist  nur 
durch  Betrug  (jji-) ,  das  ist  durch  Verletzung  des  Schutzvertrages 
seitens  des  Ersterwerbers,  möglich  geworden,  daher  im  Lande 
des  Islam  eine  verabscheuungswürdige  Tat*). 

0  Radd  III.  341. 

^)  Radd:  .  jji  \^\  ^j<j\  ja  /»^^-i^^  ^ 


'0  Radd  III.  342. 
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i c h t  für  den  muslimischen  Kriegsgefangenen.  Dieser 
;ich  also  jederzeit  an  dem  Eigentum  und  dem  Leben  der 
örigen  des  Gefangenhalter- Staates  vergreifen.  Nur  die 
lehre  darf  er  nicht  angreifen,  weil  er  nur  Frauen  außer- 
I  beiwohnen  darf,  die  sein  Eigentum  sind,  nach  den  Grund- 
des  Islam  aber  Eigentum  an  einem  Beutestück  nur  im 
des  Islam  erworben  werden  kann  (Radd  III  p  342). 

ihrt  ein  Muslim  aus  dem  Schutzstaat  in  seinen  Heimatstaat 
stände  ein,  die  er  nur  unter  Verletzung  des  oben  be- 
sten Verbots  erworben  hat,  so  soll  er  sie  gemäß  religiösem 
58  als  eine  freiwillige  Liebesgabe  unter  die  Bedürftigen 
3n  (L  ^ j>  4j  Jjualj) .  Solche  Liebesgabe  ist  aber  keine 
)flichtmäßige  Abgabe. 

nes  unangefochtenen  Besitzes  an  solchem,  im  Schutzstaat 
Usurpation  [,_^^  erworbenen  Gute  darf  er  sich  auch 

Im  muslimischen  Heimatsstaate  erfreuen.  Es  soll  sein 
rgut  an  der  heimatlichen  Zollgrenze  angehalten  und  re- 
t  werden.  Stellt  es  sich  nachträglich  als  usurpiertes  Gut 
>  so  muß  es  den  rechtmäßigen  Besitzern  wieder  heraus- 
n  werden  1),  sofern  es  noch  nicht  verausgabt  oder 
ncht  ist  2). 

as  nun  die  Rechtsfolgen  der  im  Schutzstaat  begründeten 
Verhältnisse  und  die  Anerkennung  jener  im  Lande  des 
anlangt,  so  muß  im  einzelnen  unterschieden  werden: 

Fragen  des  Eherechts.  Heiratet  ein  Musta*min  im 
Staat  und  schafft  er  seine  Ehefrau  mit  Gewalt  in  das 
les  Islam,  so  wird  er  ihr  Eigentümer,  die  Ehe  gilt  als 
löst  und  er  darf  jene  rechtsgiltig  verkaufen.  Wenn  sie 
►er  freiwillig  ins  Land  des  Islam  folgt,  so  ist  ihr  Verkauf 
:h  unzulässig,  denn  er  besitzt  sie  nicht  als  Eigentum, 
ngs  ist  dann  jauch  ihr  „Import''  als  verabscheuungswürdig 

Radd  III.  341  f:  die  Darstellung  des  kommentierten  Textes 
und  rechts  hoch  am  Rande): 


(^ 


r\J^     /^l^~ tfit^^      _V !!_!_ J «t_J 


zu  verhindern  1).  Ja  selbst  wenn  er  sich  vorgenommen  hat,  sie  in 
seinen  islamischen  Heimatsstaat  auszuführen  und  zu  verkaufen, 
so  muß  er  sie  —  vertragsgemäß  und  zur  Erfüllung  des  Ver- 
sprechens —  mit  sich  nehmen,  aber  ein  Eigentum  an  ihrer  Person 
hat  er  nicht. 

Erwirbt  er  Sklavinnen  oder  Kriegsgefangene  des  Schutzstaates 
in  diesem,  so  muß  er,  zur  Vermeidung  des  Zweifels  wegen  des 
rechtmäßigen  Eigentumserwerbs  und  der  Nachkommenschaft  aus 
solcher  Verbindung,   vor   dem   Beischlaf  die  vom   islamischen 

Gesetz  vorgeschriebene  Wartezeit  (*ac)  ")  einhalten  und  ver- 
streichen lassen.  Darüber  ist  unter  den  islamischen  Rechts- 
gelehrten Streit,  ob  er  mit  einer  bereits  verheirateten  Kriegsge- 
fangenen im  Schutzstaat  eine  rechtsgiltige  Ehe,  d.  h.  eine  nach 
islamischen  Rechtsbegriffen  giltige  Ehe  abschließen  darf.  Denn 
die  einen  sagen,  durch  die  Gefangenschaft  sei  die  erste  Ehe 
aufgelöst,  die  anderen  verneinen  dies.  Die  einen  wollen  unter- 
scheiden, ob  die  Frau  vor  oder  nach  dem  Manne  gefangen  wurde, 
oder  ob  sie  gleichzeitig  gefangen  wurden.  In  letzterem  Falle, 
ob  —  wegen  Mangels  der  Trennung  ihres  Aufenthaltsortes  —  die 
im  Lande  der  Ungläubigen  geschlossene  Ehe  fortdauere.  Die 
letzte  Ansicht  scheint  die  überwiegende  zu  sein  (Radd  III.  342). 
2.  Schuldverhältnisse.  Hat  ein  muslimischer  Musta'min 
bei  einem  Ausländer  im  Ausland  eine  Schuld  kontrahiert,  sei 
es  durch  Aufnahme  eines  Darlehens,  sei  es  durch  Kauf  auf 
Kredit,  und  kommt  er  dann,  ohne  sie  bezahlt  zu  haben  in  das 
Land  des  Islam,  so  kann  der  ordentliche  Richter  (^^)  nicht 
darum  angegangen  werden,  denn  zu  der  Zeit  als  die  Schuld 
kontrahiert  worden  war,  hatte  der  Richter  keine  Kompetenz 
über  ihn.  Ein  Urteil  setzt  einen  Amtsauftrag  (eine  Herrschaft) 
voraus,  auf  welchen  er  sich  stützt,  und  dieser  fehlte  zu  der 
Zeit,  als  das  Schuldverhältnis  eingegangen  war*^).  Aber  auch 
im  entgegengesetzten  Falle,  wenn  der  Ausländer  der  Schuldner 
ist  und  dann  als  Musta'min  ins  Land  des  Islam  kommt,  so  kann 


')  Radd  (Glosse),  III  342: 

')  Radd  III.  342. 
')  Radd  III.  342: 
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ten  Schuld  nichts  anhaben.  Denn  zu  der  Zeit  als  die 
eingegangen  war,  waren  beide  außerhalb  des  Bereiches 
ämischen  Gerichtsbarkeit.  Nun  sind  sie  zwar  zur  Zeit 
teilspruches  unter  der  Gerichtsbarkeit  des  QädT,  aber  nur 
h  daß  der  Ausländer  den  Schutz  des  islamischen  Staates 
hat.  Aber  dieser  gilt  nur  für  die  Zukunft,  nicht  für  die 
genheit.  Deshalb  ist  der  Qädi  inkompetent^).  Gleiches 
widerrechtlicher  Besitzentziehung  (^_^^) .  Hier  besonders 

n  Grunde,  weil  der  Usurpator,  an  dem  im  fremden  Auslande 
len  Gute  sich  vergreifend,  nur  ein  vom  Islam  nicht  ge- 
es  Gut  angegriffen  hat  und  deshalb  dessen  im  Lande  des 
nerkannter  Eigentümer  geworden  ist^).   In  beiden  Fällen, 

der  im  Ausland  kontrahierten  Schuld  als  auch  der  dort 
snen  widerrechtlichen  Besitzaneignung,  kann  der  Qädi 
icht  angegangen  werden,  ein  Urteilsspruch  also  nicht 
1.  Wohl  aber  kann  ein  Fatwä,  ein  religiöser  Rat,  er- 
erden,   die   »treulos«    vorenthaltene    Schuld    bezw.    den 

vorenthaltenen  Besitz  wieder  herauszugeben.     Dies  zu 
aber  bloß  religöse  Pflicht s). 

cnn  zwei  Ausländer  unter  gleichen  Umständen  ins  Land 
am  kommen  und  hier  Schutz  erhalten,  also  Musta'mins 
,  so  ist  die  Rechtslage  die  gleiche.  Wenn  sie  aber  vor 
Zuwanderung  in  das  muslimische  Land  den  Islam  ange- 
n  haben  und  dann  im  Lande  des  Islam  den  Qädi  wegen 
Auslande  zwischen  ihnen  kontrahierten  Schuld  angehen, 
ier  Qädi  kompetent.  Denn  die  Schuld  ist  ohne  Treu- 
it  durch  freien  Willen  kontrahiert  und  der  Qädi  ist, 
ich  beide  dem  Islam  unterworfen  haben,  ihr  zuständiger 
.  Hat  aber  einer  von  ihnen  dem  anderen  widerrechtlich 
jsitz  entzogen,  so  kann  der  Qädi  kein  Urteil  zu  Gunsten 
ägers  sprechen,  denn  der  Beklagte  ist  an  dem  (»unge- 
en**,  im  Ausland  belegenen)  Gute  Eigentümer  geworden*). 

Radd  a.  a.  O. 
Raddlll.  342: 


Nicht  einmal  die  Prozedur  des  religiösen  Rates  ist  offen,  denn 
eine  Treulosigkeit  (joc.)  Hegt  nicht  vor,  da  keiner  von  beiden  im 
Auslande  dessen  Musta'min  war^). 

3.  Die  Rechtsfolgen  strafbarer  Handlungen. 
Die  Frage,  die  hier  zur  Erörterung  steht,  ist  die  nach  den  Rechts- 
folgen eines  im  Auslande  von  einem  muslimischen  Musta*min 
begangenen  Delikts  im  Lande  des  Islam.  Der  Fall,  daß  der 
Musta'min  im  Auslande  einen  Ungläubigen  tötet,  wird  nicht  als 
rechtlich  beachtenswert  für  das  Land  des  Islam  betrachtet  und  daher 
nicht  erwähnt.    Im  übrigen  unterscheidet  die  Lehre  zwei  Fälle: 

a)  Der  muslimische  M  u  s  t  a'm  i  n  tötet  dolos  oder  kulpos  seinen 
muslimischen  Musta'min- Gefährten.  In  diesem  Falle  ist  zwar 
der  Blutpreis  (aj^),  das  muslimische  Wergeid,  den  Forderungs- 
berechtigten ^)  zu  zahlen.  Hingegen  entfällt  die  Möglichkeit  der 
Talion  (^y)  und  der  Strafe  des  religiösen  Gesetzes  (j^),  was 
die  Rechtslehre  damit  begründet,  daß  die  Voraussetzung  dieser 
beiden,  das  Bestehen  der  muslimischen  Rechtsordnung  und  die 
Gemeinschaft  der  Gläubigen  sind.  Die  letztere  allein  vermag  die 
Verantwortung  der  Sippe  (iÜlc)  zu  begründen;  dies  alles  fehlt 
im  Ausland.  Auch  kann  die  Sippe  nicht  verantwortlich  werden 
wegen  der  Scheidung  der  Wohnsitze  ((>jIjJ1  aLjr),  nämlich 
zwischen  Sippe  und  schuldtragenden  Angehörigen,  die  sich  im 
Auslande  aufhalten  und  dort  eine  Missetat  begangen  haben.     Die 

religiöse  Buße  (olIS^)  muß  aber  jedenfalls  geleistet  werden. 

b)  Tötet  aber  ein  muslimischer  Musta*min  einen  muslimischen 
Kriegsgefangenen  oder  ein  muslimischer  Kriegsgefangener  den 
anderen  oder  ein  Muslim  einen  ehemaligen  Ungläubigen,  der 
aber  zur  Zeit  der  Tat,  zum  Islam  bekehrt,  im  Auslande  lebJe, 
so  entfällt  auch  der  Blutpreis.  Es  ist  bloß  die  religiöse  Buße 
zu  erfüllen.  Der  Grund  für  die  Entscheidung  in  den  beiden 
ersten  Fällen  ist,  daß  das  Objekt  des  tötlichen  Angriffs  in  diesen 
beiden  Fällen  der  kriegsgefangene  Muslim  ist,  der  nach  Abö 
HanTfa   keinen  freien  Willen  der  Bewegung  hat,  also  den  üu- 

')  Radd  III.  342  (Glosse): 

2)  Radd  III.  343.  ^ 
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lande  die  vollständige  Bewegungsfreiheit  und  die  Möglich- 

lerzeitiger  Rückkehr  in  das  Land  des  Islam  besitzt,  was 

jnbar  zu  einem  würdigeren  und  daher  mehr  qualifizierten 

)bjekt  macht,  als   den   kriegsgefangenen  Muslim.     Nun 

lan  aber  glauben,  daß  der  im  Auslande  zum  Islam  Bekehrte, 

;h  auch  vollständige  Bewegungsfreiheit  besitzt,  ein  ebenso 

es  Schutzobjekt  sei,  wie  der  muslimische  Musta'min.   Aber 

hat  die  Rechtslehre  ein  anderes  Argument  ausgearbeitet, 

'   den   prinzipiellen    Standpunkt   des    islamischen   inter- 

len  Privatrechts  von  grundlegender  Bedeutung  ist^).   Der 

den  der  Islam   seinen  Gläubigen  mit  ins  Ausland  gibt, 

doppelter  Art,  nämlich  die  sünde-schaffende  Protektion 

2u-^l)  und  die  in  Geld  oder  Gut  abschätzbare  (i.*^! 

)2).     Die  erstere  ist  bloß  an  die  Person  geknüpft  und 

;t  den  Muslim  in  alle  Weltgegenden.  Sie  schafft  die 
iche  Verantwortung  jedes  Muslims,  der  sich  an  einem 
1  Muslim  vergreift,  also  auch  im  Ausland,  aber  ihre 
lg  besteht  bloß  in  der  religiösen  Buße. 

e  in  Geld  oder  Gut  abschätzbare  Protektion  des  Islam 
'  die  Grundlage  für  die  Auferlegung  des  Blutpreises.  Sie 
in  Schutz  der  muslimischen  Regierung  über  die  Güter 
slim  voraus,  aus  denen  der  Blutpreis  gezahlt  werden  muß. 
in  Musta'min  den  anderen  im  Ausland,  so  ist  und  bleibt 
chätzbare  Protektion  seiner  Güter  im  islamischen  Heimat- 
angeschmälert.  Handelt  es  sich  aber  um  einen  im  Aus- 
:um  Islam  Bekehrten,  der  niemals  das  Land  des  Islam 
1  hat,  so  sind  seine  Güter  niemals  unter  die  abschätzbare 
ion  des  Islam  gekommen.  Deshalb  kann  für  seine  Tötung 
lutpreis  angeordnet  werden.  Die  religiöse  Buße  aber 
aufrecht,  weil  durch  seine  Tötung  die  sünde-schaffende 
ion  verletzt  ist^).  Nebenbei  wird  in  den  Quellen  die 
aufgeworfen,  wie  der  Fall  zu  entscheiden  sei,  wenn  ein 
ischer  Kriegsgefangener  einen  muslimischen  Musta'min 


Siehe  die  Schlußbetrachtung. 


im  Auslande  tötet.  Die  Entscheidung  ist  dieselbe,  wie  in  dem 
Falle,  wo  ein  muslimischer  Musta'min  seinen  Musta'min-Gefährten 
tötet;  also  außer  der  religiösen  Buße  ist  der  Blutpreis  zu  zahlen  *). 


II.  Die  Rechtsstellung  des  ungläubigen  Musta'min 
im  Lande  des  Islam. 

1.  Begriffliche  Bestimmung  und  Abgrenzung  des 
Musta'min  gegenüber  dem  Schutzbefohlenen  C^^)  »n 
muslimischen  Landen, 

Jeder  Ausländer,  auch  der  Ungläubige  (j>^) »  kann  in 
muslimischen  Landen  zum  Musta'min  werden,  wenn  er  entweder 
von  der  kompetenten  islamischen  Autoritätden  Schutzbrief  (''amSn) 
erhalten  hat  und  damit  ins  Land  kommt,  oder  als  Gesandter  eines 
ausländischen  Staates  mit  einem  Beglaubigungsschreiben  von 
anerkannter  Autorität 2)  einzieht.  Wer  ohne  Musta'min  zu  sein, 
ins  Land  kommt,  wird  ebenso  wie  seine  Habe  „Gemeingut"  (also 

j)  der  Muslims.     Nur  wenn  er  vor  der  Ergreifung  den  Islam 

angenommen,  soll  er  nach  der  Meinung  der  beiden  Rechtsgelehrten 
Abu  Jüsuf  und  Abu  Muhammad  als  freier  Mann  angesehen  und 
die  bei  ihm  vorgefundene  Habe  immun  sein.  Abu  Hanlfa  hingegen 
erklärt,  daß  es  für  diesen  Fall  gleichgiltig  sei,  ob  die  Annahme 
des  Islam  vor  oder  nach  der  Ergreifung  stattgefunden  habe. 

Wichtig  ist,  daß  der  Schutzbrief  von  einer  kompetenten 
Autorität  erteilt  worden  ist.  Denn  dadurch  unterscheidet  sich 
der  Friedens'amän  von  dem  Kriegs'amän,  d.  i.  dem  Pardon,  der 
im  Kriege  gewährt  wird.  Dieser  kann  nämlich,  wie  wir  noch 
(unter  §  3)  sehen  werden,  von  jedem  Muslim,  auch  von  dem 
Geringsten,  erteilt  werden;  der  Friedens'amän  hingegen  nur  von 
der  kompetenten  Autorität,  oder,  wenn  ein  Muslim  behauptet» 
den  'amän  erteilt  zu  haben,  durch  den  Beweis  von  zwei  Zeugen 
außer  dem  'Amänerteiler^). 

1)  Radd  III.  343. 

2)  Radd  III.  343: 

3)  Radd  III.  343: 
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die  „Leute  des  Schutzes**  (i^ojJl  JaI)  ,  die  sogenannten 
[s,  denen  vertragsmäßig  bei  der  Eroberung  nicht-muslimi- 
Lande  durch  die  Muslims  Leben  und  Freiheit  und  —  mit 
ränkung  —  Eigentum  zugesichert  ist.  Sie  befinden  sich,  im 
iche  zu  den  Muslims,  in  einem  gesteigerten  Subjektions- 
:nis.  Sie  müssen  zwar  alle  Steuern,  welche  die  Muslims 
,  tragen,  dazu  aber  noch  die  vom  Muslim  als  schimpflich 
hene  gizja,  die  Kopfsteuer.  Der  Dimmi  darf  nicht  dieselbe 
ng  wie  der  Gläubige  tragen,  er  darf  keine  Waffen  tragen, 
ferd  reiten.  Die  Dimmis  dürfen  keine  Gotteshäuser  bauen 
schränkter  öffentlicher  Gottesdienst  (ohne  Glockengeläut!) 
en  zugestanden.  Sie  sind  im  muslimischen  Staate  nicht 
rger,  überhaupt  nicht  Bürger,  sondern  bloß  Schutzbefohlene, 
iutz  in  Kriminalfällen  ist  ebenso  beschränkt,  wie  ihr  Zeugnis 
rieht  nicht  vollwertig  ist.  Ihr  connubium  mit  muslimischen 

ist  verboten.    Sie  dürfen  über  Muslims  keine  Vormund- 
führen. Auch  das  wechselseitige  Beerbungsrecht  zwischen 
ind  den  Muslims  ist  ausgeschlossen.     Im  übrigen  ist  das 
srcium  zwischen  beiden  Kategorien  freigegeben, 
elches  ist  nun  die  Rechtsstellung  des  Musta'min  zwischen 

beiden  Personengruppen,  den  Muslims  und  den  Dimmis. 
rl'at  gibt  darauf  folgende  Antwort: 
n  zu  verhindern,  daß  der  Musta'min  zum  Spion  seines 
tstaats  und  Hilfe   gegen  den   islamischen  Staat  werde  i) 

^j  j^  iL^  ^yuaj  yi) ,  ordnet  das  Gesetz  des  Islam  an,  daß 

gläubige  Musta'min  sich  im  Lande  des  Islam  nicht  länger 
Jahr^)  aufhalte  und  daß  ihn  der  Imäm  innerhalb  dieses 
auffordere,  das  Land  zu  verlassen,  wenn  er  es  nicht 
le,  die  Lasten  des  Dimmis,  insbesondere  die  Kopfsteuer 
1  zu  nehmen.  Es  soll  ihm  eine  Frist  hierfür  gesetzt  werden, 

icht  so,  daß  er  hierdurch  zu  Schaden  kommt  U^^Ai  )lü\  ^üJ.^ 

Läßt  er  diese  Frist  unbenutzt,  bleibt  er  also  über  sie 

im  Lande  des  Islam,  dann  ist  seine  Rückkehr  in  den 
tstaat  ausgeschlossen.  Die  Rechtsgelehrten  streiten  dar- 
)b  die  ausdrückliche  Setzung  der  Frist  eine  Bedingung 


des  Rückkehrverlusts  ist,  oder  ob  ohne  Setzung  einer  besonderen 
Frist  die  Verweisung  auf  das  Jahr  als  Höchstmaß  seines  Aufenthalts 
genüge,  um  dasselbe  Resultat  herbeizuführen.  Im  ersteren  Falle 
wäre  nach  der  Rechtslehre  des  Islam  für  die  Setzung  der  Bedingung 
(^j^)  die  Zustimmung  des  Musta'min  nötig.  Wesentlich  ist 
jedenfalls  die  Aufforderung  und  der  Hinweis  auf  das  Jahr,  da 
sonst,  wenn  diese  nicht  vorangegangen  ist,  der  Musta'min  jahrelang 
seinen  Aufenthalt  unangefochten  nehmen  kann*),  ohne  Dimmi 
werden  zu  müssen.  Wird  eine  Aufenthaltsfrist  gesetzt,  so  läuft 
sie  von  diesem  Zeitpunkte  an,  nicht  vom  Zeitpunkte  des  Einzugs 

in  das  Land  des  Islam  (j^jjl  szij  ja  V  ^JiÄdl  ci^  ja  SjAI  «.Ijuili). 
Solange    der  Musta*min    nicht   zum   Dimml   geworden   ist, 
gelten  für  ihn  folgende  Normen: 

1.  Die  allgemeinen  Statusverhältnisse. 

Er  genießt  denselben  Rechtsschutz  wie  der  Dimmi,  nur 
kann,  wenn  er  getötet  oder  körperlich  verletzt  wird,  keine  Talion 
dafür  genommen  werden,  wenn  der  Übeltäter  ein  Muslim  oder  ein 
Dimmi  ist,  wohl  aber  wenn  er  selbst  ein  Musta'min  ist.     Den 

Strafen  des  islamischen  Gesetzes  CxsA  unterliegt  er  unbeschränkt 

mit  Ausnahme  der  Strafe,  die  auf  das  Weintrinken  gesetzt  ist. 
So  nach  Abu  Jusüf.  Andere  wollen  seine  Strafbarkeit  noch 
weiter  einschränken:  er  soll  nur  wegen  der  Verleumdung  zur 
Verantwortung  gezogen  werden  und  der  Talion  nur  wegen 
der  Tötung  eines  Sklaven  unterworfen  sein.  Im  übrigen  gilt 
für  die  Statusverhältnisse  seiner  Familienmitglieder,  daß,  wenn 
eines  der  musta'minischen  Elternteile  zum  Islam  übergeht,  die 
minderjährigen  Familienmitglieder  ebenfalls  Muslims  werden ä). 

»)  Radd  a.  a.  O. 

2)  Doch  nur  bei  sogenannter  Einheit  des  Wohnsitzes   (^\^\ 

jljjl).      Wenn  das  minderjährige   Kind  im  Auslande  verweilt 

und  der  Vater  im  Lande  des  Islam  Muslim  wird,  so  wird  das 
Kind  hierdurch  nicht  Muslim.  Besucht  ein  Kind  seine  Eltern 
und  ist  nur  ein  Elternteil  Muslim  geworden,  so  wird  auch  das 
Kind  Muslim.  Sind  hingegen  beide  Elternteile  Dimmi,  so  kann 
das  vom  Auslande  kommende  Kind  ungehindert  zurückkehren, 
ohne  Dimmi  zu  werden  (Radd  p  348).  Die  volljährigen  (d.  h. 
geschlechtsreife  nicht  bloß  verstandsreife)  Kinder  werden  niemals 
durch   den   Übertritt  eines  der  Elternteile  zum  Islam   berührt. 
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z.  B.  weil  er  inzwischen  gestorben  ist),  so  zieht  das  den 
itt  des  minderjährigen  Enkels  keineswegs  nach  sich,  weil 
ie  der  Verfasser  des  Radd  al-muhtär  meint,  alle  Ungläubigen, 
ohne  von  Adam  und  Noah  seien,  als  Abtrünnige  angesehen 
müßten,  da  doch  Adam  und  Noah  als  Muslims  angesehen 
1).  Wenn  ein  Sklave  des  Musta'min  zum  Islam  übertritt, 
3  er  ihn  an  einen  Muslim  verkaufen,  jedenfalls  darf  er 
ht  außer  Landes  führen. 

uldverhältnisse. 

r  Musta'min  darfalle  vermögensrechtlichen  Rechtsgeschäfte 
^ßen,  wie  der  Muslim.  Doch  ist  er  hierbei  denselben 
Inkungen  unterworfen,  wie  dieser.  Das  unterscheidet 
islimischen  Musta*min  im  Auslande  von  dem  ungläubigen 
nin  im  Lande  des  Islam.  Ersterer  darf,  wie  wir  oben 
esehen  haben,  im  Auslande  Rechtsgeschäfte  abschließen, 
1  in  der  muslimischen  Heimat  verboten  wären.  Letzterer 
den  muslimischen  Beschränkungen  unterworfen,  trotzdem 
it-Muslim  ist.  Denn  da  er  sich  im  Lande  des  Islam 
ist  er  den  Anordnungen  der  äari'at  unterworfen:  das  Land 
im  ist  der  Ort  der  Ausführung  des  Sari*atgesetzes*)s) 

i  fl^Vl  i\j>\  J^  bjUOV).  Unter  sich  sind  die  Musta'mins 

n  Rechtsgeschäften  frei.  Im  Verkehr  mit  dem  Muslim 
darf  der  Musta'min  kein  Rechtsgeschäft  abschließen,  das 
senempfang  gerichtet  ist.  Es  gilt  auch  für  ihn  das  Ribä- 
Auch  alle  aleatorischen  Rechtsgeschäfte  sind  als  Glück- 
irboten.  Aus  diesem  Grunde  sieht  die  Rechtslehre  des 
len  Versicherungsvertrag  als  unerlaubtes  Rechts- 
\  an,  die  Seeversicherung'^)  ebenso  wie  jede  andere  Form 
Sicherung.  Dabei  wird  sehr  fein  zwischen  dem  im  Auslande 
1  muslimischen  Musta'min  abgeschlossenen  Versicherungs- 
)  und  dem  im  muslimischen  Inland  abgeschlossenen  unter- 
n.     Der  erstere  ist  rechtsgiltig,  weil  der  muslimische 

•>J  Jc'Vl  c>L.l  l-L-  j\J  J^Vl  ji-1  y^\  UL*  jL,  ^  Ijl 

.  ^y  j  f  J^Vji  ^'v  >r JO  i^)\.  X^\ 
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Musta'min  im  Auslande  auch  nach  der  Bari'at  verbotene  Rechts- 
geschäfte abschließen  darf.  Die  auf  Grund  eines  solchen 
Versicherungsgeschäftes  zahlbare  Versicherungssumme  darfauch 
im  Lande  des  Islam  rechtsgiltig  gezahlt  werden.  Das  Gegenteil 
gilt  von  einem  im  muslimischen  Inland  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungsvertrage. Der  Vertrag  ist  ungiltig;  die  Versicherungs- 
summe darf  auch  von  keinem  islamischen  Richter  zuerkannt 
werden.     Es  kommt,  wie  die  islamische  Rechtslehre  sagt,  alles 

auf  den  „Sitz"  (jwX-*)  des  Rechtsgeschäftes  an^),  woraus  wir  ent- 
nehmen können,  daß  die  islamische  Rechtslehre  der  Savigny'schen 
Theorie  vom  „Sitz  des  Rechtsverhältnisses«,  nach  dessen  Rechts- 
ordnung das  Rechtsverhältnis  zu  beurteilen  wäre,  wenigstens 
im  Recht  der  Schuldverhältnisse  ziemlich  nahe  kommt. 

3.  Grundbesitzübertragung. 

Sie  ist  im  Verhältnis  zum  Musta'min  unbedingt  rechtlich 
zulässig 2).  Nur  wird  der  Musta'min  durch  solchen  Grundbesitz- 
erwerb zum  Dimmi*^).  Die  Tatsache  des  Erwerbs  genügt  nicht. 
Daß  auch  die  Steuer,  der  tlaräg  davon  gezahlt  werde,  ist  noch 
außerdem  erforderlich.  Auch  durch  Erwerb  eines  Pacht- 
besitzes kann  man  Dimmi  werden.  Dies  ist  besonders  bei 
der  Pachtung  auf  Teilung  des  Ertrages  (der  Muqäsama)  der  Fall, 
denn  der  yaräg  wird  in  diesem  Falle  direkt  vom  Pächter  und 

nicht  vom  Eigentümer  erhoben*)  (j^ji^  4>l3  ^u^Ua  r-l^  Oi^i( 

^lil  jm  V  A-u),  und  darauf  kommt  es  für  die  Begründung  des 
Dimmiverhältnisses  an. 

4.  Eherecht  und  eheliches  Güterrecht. 

Die  Sarl'at  befaßt  sich  besonders  mit  folgenden  Fällen '^): 
a)  Ein  weiblicher  Musta'min  (Jüdin  oder  Christin)  zieht  ein 
und  heiratet  einen  Muslim  oder  einen  Dimml.   Sie  wird  dadurch 
allein  schon  selbst  eine  Schutzbefohlene  (i->»i) »  auch  ohne  daß 


1)  Radd  III.  346. 

2)  Falsch  daher  Padel  und  Steeg,  De  la  legislation  foncierc 
Ottomane  1904  p  49,  welche  die  Unzulässigkeit  aus  der  Eigenschaft 
des  „harbT*  herleiten. 

3)  Radd  III.  346. 

*)  Radd  III.  346—47. 
5)  Radd  III.  347. 
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r  der  Beischlaf  vollzogen  worden  ist^),  (l^  J^jü  I  Jlj)^). 
t  die  Frauensperson  der  persischen  Religion  der  Magier 

muß  der  islamische  Richter  sie  auffordern,  den  Islam 
ihmen  und  im  Weigerungsfalle  die  Ehe  auflösen,  worauf 
au  in  ihre  Heimat  zurückkehren  muß. 

Ein  musta'minisches  Ehepaar  kommt  in  das  Land  des 
und  der  Ehemann  tritt  zum  Islam  über.  Die  Ehefrau 
wie  im  Falle  a,  Schutzbefohlene. 

Ein  Musta'min  heiratet  im  Lande  des  Islam  eine  Schutz- 
ene  oder 

ein  musta'minisches  Ehepaar  kommt  in  das  Land  des 
und  die  Ehefrau  tritt  zum  Islam  über.  In  beiden  Fällen 
er  Ehemann  nicht  Dimmi  und  kann  daher  in  seine  Heimat 
Beanstandung  zurückkehren.     Denn  ihm  steht  allein  das 

der   Ehescheidung  (j>U»),   im   Sinne    des    islamischen 


:es,  zu. 


araus  ergibt  sich,  daß  das  muslimische  internationale  Privat- 
in  unserer  Frage  auf  dem  Standpunkt  des  „locus  regit 
'  steht. 

den  Fällen  unter  a  und  b  ist  das  nach  muslimischem 

:ht  zu  bezahlende  Brautgeld  (j^)  ohne  weiteres  fällig. 

Fällen  c  und  d  nur,  wenn  der  Ehemann  unter  Versäumung 

m  für  die  Abwanderung  vom  Imäm  gesetzten  Frist  im 

verbleibt  und  Dimml  wird.  Freilich  kann  ihn  die 
Is  Gläubiger,  wie  jeder  andere  Gläubiger,  an  der  Ausreise 
dern,  sodaß  er  durch  diese  Hinderung,  die  ihm  zur  Aus- 
esetzte  Frist  (Siehe  oben  S.  15)  unter  Umständen  versäumt. 

5  erbrechtlichen  Verhältnisse, 
ur  die  beweglichen  Sachen  der  Erbschaft  werden  dem  im 
ide  wohnenden  Erben  ausgehändigt  und  nur  gegen  Bürgen- 
g,  daß  sie  die  richtigen  Erben  sind.     Der  von  der  aus- 
:hen    Behörde    ausgestellte    Erbschein    (die    islamischen 

ibücher  sagen   „der  Brief  ihres   Königs"  ((^jClu  u^llS^)* 
nichts).  •  vpr         •        / 
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Hat  das  islamische  Recht  in  den  uns  beschäftigenden  Fragen 
eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem  europäischen  Recht  gezeigt, 
so  unterscheidet  es  sich  wesentlich  in  einem  Hauptpunkte  von 
unsere  Rechtanschauung:  die  eben  geschilderte  Rechtsstellung 
befindet  sich  gewissermaßen  nur  in  einem  labilen  Gleichgewicht. 
Sie  kann  nämlich  durch  zwei  Umstände  gestört  werden,  durch 
die  Abwanderung  des  Musta'min  und  durch  Eroberung  seines 
Heimatstaats  seitens  des  islamischen  Staats. 

Die  beiden  Möglichkeiten  der  Rechteverschiebung  sind  zu 
beachten,  zunächst  die  Abwanderung. 

Jeder  Musta'min  kann  im  Gegensatze  zum  Dimml  das  Land 
des  Islam  verlassen,  vorausgesetzt,  daß  er  nicht  wegen  aufge- 
nommener Schulden  im  Interesse  seiner  Gläubiger  zurück- 
gehalten wird. 

Wenneraberabwandert,inseineHeimatoderanderswohin*),so 

wird  der  *amän  hinfällig  und  »sein  Blut  erlaubt«  (aj\m\  0>üax)  4*i  J>-), 

d.h.  sein  Leben  hört  auf  unverletzlich  zu  sein.  Wird  er  demgemäß 
später  von  den  Muslims  gefangen  oder  sonst  überwältigt,  oder  wird 
sein  Heimatstaat  von  den  Muslims  mit  Gewalt  besetzt,  so  wird 

sein  Gut  fjU  Vermögen),  das  im  muslimischen  Staat  sich  befindet, 

die  Schuldforderung    bei   einem   Dimml  oder  einem  Muslim, 

das  Depot  (ajo:>j)  bei  eben  diesem,  ihm  zustehende  noch  nicht 

gezahlte  Kaufpreisforderungen,  alle  ihm  gehörigen  Gesellschafts- 
anteile, alles  Hausmobiliar,  kurz  alles  was  ihm  aus  seinem  Besitz 

entzogen,  Eigentum  des  muslimischen  Staats  (  j)  ^).    Hat  er  ein 

Gut  verpfändet  3),  so  ist  er  nicht  im  Besitz  des  Gutes.  Der 
Pfandgläubiger  kann  es  zur  Deckung  seiner  Forderung  verkaufen; 

der  Überschuß  über  den  Forderungsbetrag  ((j^jJl  jjj  Je  ^Du) 
wird  Eigentum  des  muslimischen  Staats^).  Alle  seine  Schuld* 
forderungen,  deren  Gegenstände  noch  nicht  in  seinen  Händen 
sind,  deren  Eigentümer  bloß  der  Schuldner  ist,  und  wo  der 
Gläubiger   nur   ein   ähnliches,   nicht  gerade   einen   individuell 

»)  Radd  III.  347: 

»)  Radd  III.  347. 

3)  Radd  III.  347  und  348. 

^)  Für  sein  Leben  ist  kein  Blutgeld  zu  zahlen. 
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n,  welche  vertretbare  Sachen  betreffen  (^jV  aJU  ^^  j-jJl 

aAi«  jjZ^  ^  Üliail  ^  siUUb  Oyjdl  tili*)  ')  werden  nicht  j. 
ibgewanderte  Musta'min  kann  zu  ihrer  Beitreibung  und  zur 
'orderung  der  Depots  bei  einem  Nichtmuslim  oder  Nicht- 
i  einen  Vertreter  ins  Land  des  Islam  entsenden,  der  nach  Abzug 
Schulden  des  Musta'min  den  Überschuß  mitnehmen  darf 
[  III.  347  am  Rande  links  in  fine). 

iber  selbst  aus  dem  zu  j  gewordenen  Depositum  müssen 

;hulden  vorweg  bezahlt  werden  2).    ^Ua  ^:>  a1*  j^  aJ^  j 

i^^  ojl-s^j).  Wird  der  Musta'min  getötet  oder  stirbt  er 
seiner  Abwanderung,  ohne  gefangen  worden  zu  sein,  so 
n  alle  seine  Rechte  unverletzt  seinen  Erben:  »Was  ihm 

t,  gehört  ihm«  (ai  dju). 

lie  feindliche  Besetzung  seines  Heimatstaats  ^) 
die  Muslimen,  bringt  auch  eine  Veränderung  in  seine 
ilc  Rechtsstellung  als  Musta'min.  Wenn  er  auch  nicht  ab- 
irt,  vollziehen  sich  an  seinen  nicht  im  islamischen  Staat 
ndeten  Rechtsverhältnissen  Änderungen,  wenn  die  Muslims 
[eimatstaat  mit  Krieg  überziehen,  also  die  occupatio  bellica 
hmen.  Ali  sein  dort  bei  einem  Muslim  oder  Dimmi  des 
sehen  Staats  befindliches  Depositum  wird  Eigentum  der 
HS,  seine  dort  im  besetzten  Gebiete  befindliche  Frau  und 
minderjährigen  Kinder  werden  Sklaven  der  Muslims.  Sein 

es  Eigentum  wird  überhaupt  j  der  Muslims,  selbst  dann, 

er  inzwischen  im  Lande  des  Islam  zum  Islam  übergetreten 
Dimmi  geworden  ist.  Denn  die  im  von  den  Muslims 
Tisch  besetzten  Ausland  befindlichen  Sachen  und  Personen 

i  nicht  in  seinem  Besitz-  und  Gewaltverhältnis  (j  »ju  ^*] 

Ist  nämlich  dieses  gegeben  z.  B.  deshalb,  weil  er  vor  der 

Ichen  Besetzung  seiner  Heimat  durch  die  islamischen 
^r  im  Heimatstaat  Muslim  oder  Dimmi  auf  Distanz  geworden 
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(JsJ  i*j  j\  cUVl  J,l  s1-a3  J' Jh.  f)'  ^^^^  ^^*^  ^^  *"^  Lande  des 
IslAm  Muslim  geworden,  aber  zur  Zeit  der  Invasion  sich  gerade 
in  seinem  Heimatstaate  aufhält,  so  treten  die  eben  geschilderten 
Rechtsfolgen  überhaupt  nicht  ein. 

Geht  er  im  Heimatstaat  zum  Islam  über  und  befindet  er  sich 
zur  Zeit  der  Invasion  im  Lande  des  Islam,  so  treten  die  ge- 
schilderten Folgen  nur  zum  Teil  ein.  Die  ihm  folgenden  in 
seiner  Nähe  befindlichen  minderjährigen  Kinder  sind  freie  Mus- 
lims.     Das  im   Heimatstaate  bei  einem  sog.  ^^.«a**  (d.h.  einem 

Muslim  oder  Dimml)  bewahrte  Depositum  bleibt  ihm  erhalten, 
denn  die  Hand  des  letzteren  ist  wie  seine  eigene,  und  diese 

Hand  ist  respektiert  (a^jL^).     Im  übrigen  wird  alles  andere 

.Gemeingut"  (  j)  der  Muslims,  also  insbesondere  seine  Frau,  die 

in  der  Heimat  geblieben,  seine  volljährigen  Kinder,  seine  in  der 

Heimat  belegenen  Grundstücke  (^Uc)  und  das  Depositum  bei 

allen  Untertanen  des  besetzten  Staats,  die  nicht  Muslims  und 
nicht  Schutzbefohlene  des  islamischen  Staats  sind. 


III.  Der  Begriff  des  Auslandes 
im  internationalen  Privatrecht  des  Islam*). 

Da  der  Begriff  des  Musta*min  sich  nur  für  eine  Perso« 
ergeben  kann,  welche  sich  im  Ausland  (^ji-\  ^M  aufhält  oder 
vom  Auslande  in  das  Land  des  Islam  geschickt  wird,  so  ergibt 
sich  für  die  islamische  Rechtslehre  — wie  auch  für  das  europäische 
internationale   Privatrecht  —  die   Kardinalfrage:  unter  welchen 

Voraussetzungen  wird  aus  dem  Lande  des  Islam  Ausland  (j\y 
i^j^\  wörtlich:  Land  des  Krieges)  und  umgekehrt?  Es  sind 
insbesondere  drei  Voraussetzungen,  welche  aus  dem  Lande  des 
Islam  Ausland  in  dem  obenangeführten  Sinne  machen: 

1.  daß  die  Urteile  und  Anordnungen  der  Ungläubigen,  und 
nicht  die  des  Islam  zur  Ausführung  gelangen.  Werden  aber  neben 
den  Anordnungen  der  Ungläubigen  auch  die  Anordnungen  des 


')  Vergl.  dazu  Radd  III.  MO  f.  Ausführlicher,  besonders 
AbuM-Fath  Ibn  Abi  Bakr. .  al-Marglnänl,  Fatäwä  fu§ül  al-Mhkäm 
fr  *usül  al-'ahkäm  al-m*araf  bi  Fu§ül-i-<ImädT.  I.  p.  17.  f. 
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1  Gesichtspunkte  wurde  jedenfalls  vor  1908  Bosnien  und 
gowina  von  türkischer  Seite  nicht  als  Ausland  sondern 
nd  des  Islam  angesehen^). 

ist  erforderlich,  daß  das  betreffende  Land  an  das  Ausland 
und  nicht  durch  ein  Land  des  Islam  vom  räumlichen 
menhange  mit  dem  Auslande  abgeschnitten  ist  oder,  wie  die 
»chen  Juristen  sagen:  „daß  zwischen  ihnen  kein  Land  des 
eindringe**  ^).  Das  Land  der  Drusen  wird  aus  diesem 
le  noch  für  ein  Land  des  Islam  angesehen,  —  wenn  auch 
ie  Anordnungen  der  Ungläubigen  zur  Anwendung  kom- 
-  weil  es  eben  von  dem  Land  des  Islam  umschlossen  ist^). 
ist  erforderlich,  daß  in  dem  Lande  kein  Muslim  oder 
befohlener  des  islamischen  Staats  sich  aufhalte, 
nter  den  entsprechend  entgegengesetzen  Voraussetzungen 
US  dem  Lande  des  Islam  Ausland.  Nur  besteht  ein  großer 
ichied^)  des  Umwandlungsprozesses  in  dem  einen  und 
n  Falle.  Nach  der  herrschenden,  von  Abu  Hanlfa  auf- 
ten  Lehre  ^),  kann  nur  dann  aus  däru  I-Isläm  däru  'l-harb 
(1,  wenn  alle  drei  Voraussetzungen,  die  wir  oben  genannt 
zutreffen.  Hingegen  kann  däruM- Islam  nicht  aufhören, 
nur  eine  von  den  angeführten  Voraussetzungen  zutrifft^). 
>  ergibt  sich  der  wichtige  Satz:  Jedes  Land,  in  welchem  die 
ns  ein  Asyl  finden,  worin  ihnen  von  Seiten  der  Ungläubigen 
inrichtung  des  Freitagsgebets  und  des  der  islamischen 
Ige  gestattet,  der  b^räg  erhoben,  ein  muslimischer  Qädi 
etzt  wird,  die  Witwen  von  Staatswegen  verheiratet  werden, 


Vergl.  KrcSmärik  in  der  Z  D  M  G.  LVIII  (1904)  p  87,  aber 
lähere  Begründung. 

Radd  III.  350:  .^%J)1\  ^'yl  ^  ijJb  l^   jkJL,  V 
Radd  a.  a.  O. 

den  europäische  Autoren,  wie  z.  B.  Macdonald   in  Enz. 
p  956  f.,  übersehen  haben. 

Nach  der  Lehre  der  „beiden«  Imäme  genügt  auch  eine  der 
Voraussetzungen;  s.  Marglnänl  a.  a.  O.  Lp  17. 


ist  selbst  dann  noch  däruM- Islam,  wenn  es  sonst  vollständig  in 
der  Gewalt  der  Ungläubigen  sich  befindet.  Es  ist  eine  religiöse 
Pflicht  der  Muslims  in  solchem  Lande  die  Bestellung  eines 
eigenen  Wäll  zu  fordern  *),  und  die  Ausübung  der  gerichtlichen 
Gewalt  darf  nur  mit  wechselseitiger  Zustimmung  der  Muslims 
erfolgen  (^;^^-LJl  ^^J^)- 

Jetzt  begreifen  wir  den  Wert  jener  internationalen  Vertrags^ 
klauseln,  worin  die  Türkei,  wenn  sie  zu  Gebietsabtretungen  genötigt 
wird,  die  Einsetzung  und  Aufrechterhaltung  des  Qä^l- Amtes  sich 
zusichern  läOt  (z.  B.  in  Anschluß  an  den  türk. -ital.  Vertrag  von 
Lausanne;  das  Kgl.  Decret  vom  17.  Oktber  1912  2).  Es  wird  damit 
wenigstens  in  den  Augen  der  Gläubigen  die  nominelle  Herrschaft 
des  Islam  aufrechterhalten.  Durch  die  eben  erwähnte  ErschweruHj^ 
der  Umwandlung  von  däru'l- Islam  in  däru'l-harb  und  die 
Erleichterung  der  Umwandlung  von  däru*l-harb  in  däru*l- Islam 
wird  etwas  Ähnliches  erreicht,  wie  mit  dem  Begriffe  der  terra 
missionis  und  terra  papae  im  kanon.  Recht.  Nur  muß  man  sich, 
wie  bekannt,  davor  hüten,  dem  islamischen  Ijlallfen  etwa  die 
Beschränkung  auf  das  »geistliche''  Gebiet  zuzumuten  s).  Denn 
nicht  bloß  religiöse  Herrschaft,  sondern  ein  richtiges  Staats- 
imperium bezw.  seine  Erhaltung  wird  der  Einsetzung  des  Qädt- 
Amtes  bedeutungsgemäß  unterlegt.  — 

^)  Marglnäni  a.  a.  O.: 

')  Art.  2>'-:  «e  nassün  impedimento  sarä  apportato  alla  rt- 
lazioni  dei  mussulmani  col  capo  religioso  denominato  Cadi  che 
sarä  nominato  dallo  Seeich  ul  Islam  e  coi  Naib  nominati  da  lui*. 

^)  Diese  Beschränkung  oder  »Vergeistlichung^  des  Kalifats 
—  dem  Islam  ursprünglich  ganz  fremd  —  vollzog  sich  gewisser- 
maßen als  Verbeugung  vor  dem  europäischen  Ausland  seit  dem 
18.  Jahrhundert.  Siehe  Barthold-Becker  in  Zschr.  „Der  Islam"  VI 
(1913)  409  ff. 
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$2.     A§-äaibanl  und  sein  kitab  as-sijar  al-kabir. 

dem  Radd  al-muhtar,  den  wir  der  vorausgehenden  Dar- 

des   geltenden    internationalen    Privatrechts    zugrunde 

laben,   finden  sich   in   den   diese   Materie   betreffenden 

I  häufige  Verweisungen  auf  ein  Buch,  das  im  Orient  ein 

\nsehen  hat,  während  es  bei  uns  kaum  dem  Namen  nach 

ist.    Das  Buch  ist  verfaßt  von  keinem  Geringeren  als 

len  der  „beiden  Imäme**,  als  welche  die  orientalische 

elehrtheit  die  beiden  Schüler  des  Abu  Hanifa  verehrt, 

Abu  Jüsuf  und  unserri  Autor,  Muhammad  ihn  al-Ijjasan 

nJi).     Er  wurde   im  Jahre  749  (132  d.  H.)   zu  Wäsi( 

und  starb  804  (189  a.  H.)  zu  Raj.    Das  Buch  »as-sijar* 

letztes  gewesen,  was  bei  diesem  äußerst  produktiven 

eller  —  er  soll  an  die  1000  Schriften  verfaßt  haben  — 

will,   daß  dieses  Buch  etwa  um  das  Jahr  800  verfaßt 

ist,   zur  Zeit   des   yallfen    Härün   ar-RaSId.     In   der 

chtet  auch  die  Einleitung  zu  seinem  Buch  ^),  der  (lalife 

ch  der  Lektüre  desselben  seine  Söhne  in  die  Vorlesung 

^aibäni  geschickt,  damit  sie  den  Gegenstand  aus  dessen 

elbst  hörten  3). 

Inhalt  des  Buches  wird  von  abendländischen  Gelehrten 
n  der  Übersetzung  des  Hagl  yalfa  III.  637,  Brockelmann 

Jber  diesen,  außer  Brockelmann,  Geschichte  der  arab. 
•  I.  171  f.,  noch  die  von  Barbier  de  Meynard  gegebene 
Ibn  l:iallikän,  Ijlägi  iijalfa  u.  a.  gestützte  Lebensbeschrei- 
s  a§-Saibäni  im  Journal  Asiatique  4.  s.  XX.  406  ff. 

7ir  benutzen  das  Wiener  Manuskript,  Flügel  W  1778. 
i  einen  Kommentar  in  türkischer  Sprache  von  Muhammad 
jl-Aintäbi,  Professor  und  Qädi  von  Smyrna,  der  im 
41  d.  H.  (1825)  in  Konstantinopel  gedruckt  wurde.  Ohne 
Benutzung  der  arabischen  Handschrift  kann  dieser  Kom- 
richtiger  Obersetzung)  keinen  Nutzen  schaffen. 

Wiener  Codex  (im  Folgenden  W.  C.  citiert)  fol.  12: 

V    ^  A.   aA£\  Mn  ,1  /daß    Riiph\   JL  ;  Mpr    Un\t?a\      \lI  W  . 


11.72  u.a.)  kurz  mit  „Kriegsrecht"  abgetan.  Wieweit  eine 
solche  Charakterisierung  des  Werkes  zutrifft,  wird  noch  im 
Folgenden  näher  zu  prüfen  sein.  Hier  sei  zunächst  erwähnt, 
daß  der  Name  »sijar«  die  Mehrzahl  von  dem  Worte  „sTrat*  ist, 
was  bei  Lane  mit  „a  going  in  any  manner«,  ,a  mode  or  manner 
of  going"  übersetzt  wird.  Freilich  heißt  es  auch  dort,  als  Ter- 
minus des  Rechts  bedeute  der  Ausdruck  in  seiner  Pluralform 
„militärische  Expeditionen«.  Das  würde,  unseren  Gelehrten  noch 
keineswegs  das  Recht  geben,  schon  gleich  aus  „militärische 
Expeditionen«  ein  „Kriegsrecht«  zu  machen.  Der  Name  unseres 
Buches  wird  wohl  mit  folgender  Erzählung  über  seine  Entstehungs- 
geschichte zusammenhängen,  welche  sich  in  seiner  Einleitung 
findet^).  Danach  hatte  unser  Autor  zunächst  ein  kleineres  Buch 
verfaßt.  Dem  syrischen  Rechtsgelehrten  Auzä'I  kam  dies  kleine 
Buch  vor  Augen.  Er  fragte  nach  dem  Verfasser,  und  man  sagte 
ihm,  es  sei  Muhammed  aus  dem  *Iräq.  Darauf  der  erzürnte 
Gelehrte:  »Wie  kommt  ein  *Iräqer  dazu,  ein  Buch  über  dieses 
Thema  zu  verfassen?  Die  'Iraqer  haben  doch  keine  Kenntnis 
davon,  denn  die  militärischen  Expeditionen  (sijar)  und  die 
Razzias  (magazi)  des  Gesandten  Gottes,  waren  doch  in  Syrien 
und  im  Fligäz,  also  nicht  im  ^Iräq,  und  die  Eroberung  von  ^Iraq 
und  die  Herren  *Iraqer  waren  geschichtlich  viel  jünger.«  Dies^ 
als  es  a§-Saibäni  zu  Ohren  kam,  versetzte  ihn  in  Zorn,  und  er  gab 
sich  mit  Eifer  der  Sache  hin,  bis  er  dieses  Buch  (nämlich  den 
Sijar  al-kablr)  verfaßte,  und  es  wird  berichtet,  daß  Auzä*i,  als 
es  ihm  zu  Gesichte  kam,  sagte:  „Wenn  er  sich  nicht  dabei  so 
auf  die  FladTte  gestützt  hätte,  würde  ich  sagen,  daß  er  sich  den 
Stoff  aus  den  Fingern  gesogen  hat.« 


0  W.  C.  fol.  12: 

jj.^  j'  ^-^J^  A-x  juj  ^j  j'j>aJ\  yuJl  Ol  c^li5ol  iüL*  ^J-j^  ,^\>^  Oi$5 

J^jiSjii^J  j^\j    ^^     JcV(C0d.  AS\3^  ^\3  ^Ül  Iaä  j  jLj^'ä\j  jlyJl 
^^  ^Ui  11  Ai\      S^  (^UxJl  I  jjb  <JC^  ^  4 äi  ^^^  Ctüj  <i»lA3  \X^  dUi  iL* 
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s  ankam,  war  das  Belegen  der  Rechtssätze  durch  die 
)er  die  militärischen  Expeditionen  des  Propheten.  Nun 
er,  der  sich  mit  dem  Gegenstande  beschäftigt,  daß 
zum  Belege  mannigfacher  Rechtssätze  verwendet  werden 
rzählungen  über  die  militärischen  Expeditionen  des 
n  brauchen  keineswegs  bloß  zum  Belege  von  Kriegs- 
rwendet  zu  werden,  und  das  uns  vorliegende  Buch  ist 
1  beinahe  zur  Hälfte  mit  anderem  Stoff  angefüllt.  Da 
lie  »sijar«  des  Propheten  soviel  ankam,  erhielt  das  Buch 
en  davon,  ohne  daß  dieser  den  Inhalt  des  Buches  deckte* 
t  der  Name  „sijar«  eine  feste  Bezeichnung  in  jedem 

geworden  für  einen  Abschnitt,  der  zwar  vom  heiligen 
n  der  Beute  handelt,  aber  auch  die  Lehre  vom  Musta'min, 
ig,  von  der  gizia  bringt,  die  zweifellos  im  Frieden  ihre 
ieutung  haben.  Wie  wenig  unser  Buch  bloß  „Kriegs- 
,  wird  noch  am  Schlüsse  dieses  Paragraphen  klar  werden. 
Buch  unseres  Autors  ist  uns  im  Original  nicht  erhalten, 
bloß  in  einer  kommentatorischen  Verarbeitung  durch 
ad  ben  Ahmad  ben  abü  sahl  as- Sarahs!  (gest.  1 102  =  495 
kr  Kommentar  schließt  sich  dem  Haupttext  so  an,  daß 

immer  möglich  ist,  beides  auseinanderzuhalten.  Da 
lun  die  Frage:  welchen  Anteil  hat  der  Kommentar  an 

vorliegenden  Werke?  Einige  Anhaltspunkte  gewährt 
dem  Werke  vorhergehende  Lebensbeschreibung  des 
tators  und  dann  die  Einleitung.  Aus  der  letzteren 
wir  (fol.  12),  daß  der  Autor,  a§-Saibäni,  das  fertig- 
Werk,  in  60  Heften  geschrieben,  auf  einem  Wagen  an 

des   yalifa   bringen   ließ  (^lCII  \j^  ^jS^  0\  jJ-  y\  r 

^\"^  ^  J^  Ol j  1>^  jOL.  S) .  Die  Hefte  (daftar) 
r  ruhig  als  aus  mehreren  Blättern  Großformat  (vielleicht 

dies  die  Form  der  Amtsregister,  die  ebenfalls  als  daftar 
*t  werden,  war)  bestehend  annehmen.  Wären  je  bloß 
'  zusammengeheftet,  so  ergibt  dies  etwa  600  Blätter,  und 
ms  liegende  Kommentar  hat  allerdings  in  dem  schönen 

des  Wiener  Codex  387  Blätter,  also  vielleicht  nicht 
r  als  das  Original,  so  daß  der  Kommentator  nicht  viel 


Werke  nicht  in  ein  besonderes  Licht  stellt.  Bescheidenheit  ist 
aber  nicht  vorauszusetzen.  In  der  Lebensbeschreibung  wird 
angeführt,  daß  as-Sarabsi  während  seiner  Verbannung  auf  der  Feste 
Üzgand  in  Fargäna  mit  seiner  Arbeit  begann.  Er  diktierte  ohne 
weitere  Hilfsmittel  als  seinen  Geist,  ohne  Benutzung  eines  Buches  ^*) 
oder  einer  Notiz.  Seine  eigene  Ansicht  oder  auch  bloß  eine 
Erklärung  pflegt  der  Kommentator  mit  den  Worten,   „sieht  er 

kSj)1\  oderoyVij,  einzuleiten, 
während  die  Ansicht  des  Autors  a§-K^aibani  mit  den  Worten 
beginnt:  » Jü  oder  jj^  Jli«  ').  Die  Arbeitsmethode,  die  er  auf 
der  Festung  betrieb,  scheint  sich  aber  verbessert  zu  haben,  als 
er  —  mitten  in  seiner  Arbeit  —  entlassen  wurde  und  sich  nun 
nach  Marginän  (so  Hägi  Ijalfa)  oder,  wie  die  Wiener  Handschrift 
sagt,  nach  Fargäna  ^)  begab.  Hier  brachte  er  offenbar  unter 
gunstigeren  Verhältnissen  System  in  das  Buch.  In  der  Tat  macht 
auch  das  Buch,  wie  es  uns  vorliegt  —  von  dem  Punkte  an,  wo  er 
die  Arbeit  in  Uzgand  unterbrach,  d.  i.  von  dem  Abschnitt  über 
die  Voraussetzungen  der  Verträge^),  einen  durchaus  einheitlichen 
Eindruck,  indem  es  nur  Friedensrecht  enthält.  Aber  auch  der 
Teil  vorher  behandelt  nicht  bloß  Kriegsrecht,  sondern  auch 
Friedensrecht.  Insbesondere  sind  die  meisten  von  uns  (unter  §  1) 
angeführten  Normen  des  heute  geltenden  internationalen  Privat- 


»•)  W.  C.  p  11  rechts: 

*)  Es  ist  daher  eine  Übertreibung,  wenn  Ahlwardt  (Berliner 
Handschriften  XVI.  346)  bei  Beschreibung  des  Berliner  Bruch- 
stücks sagt,  daß  das  Auseinanderhalten  von  Text  und  Kommentar 
„kaum  möglich"  sei. 

^)  Auch  das  dem  türkischen  Kommentar  zu  Grunde  liegende 
Exemplar  hat  „Fargäna'',  türk.  Kommentar  a.  a.  O.  I.  p.  10. 

')  Die  Lebensbeschreibung  sagt  bloß  (W.C.fol.ll): 

Es  wird  Flügel  beizupflichten  sein,  wenn  er  dies  auf  das  Kapitel 
von  den  Bedingungen  der  Verträge  bezieht  (p.  29.  d.  W.  C): 

(s.  FlügeFs  Beschreibung  des  Codex,  in  „die  arab.  etc.  Hand- 
schriften der  k.  k.  Hofbibliothek  zu  Wien,«  III.  201.) 
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^n  Teile  (und  zwar  von  p.  297  des  W.  C.  an), 
«sollen  aus  diesem  2.  Teile  nur  2  wichtige  Abschnitte  genau 
weil  sie  in  den  heute  maßgebenden  Fiqhbüchern  nicht 
:h  wiedergegeben  werden  und  weil  sie  gleichzeitig  zeigen, 
einen  Rechtsfragen  die  islamische  Rechtstechnik  des 
inderts  schon  zu  meistern  verstand.  Es  sind  dies  die 
iber  das  internationale  Vermächtnisrecht  und  über  das 
nale  Steuerrecht. 


onflikt  der  Rechtsordnungen  im  Gebiet  des  Testaments- 
und Vermächtnisrechts  2). 

r  Vermächtnis   (i*-*^)   versteht  die   Rechtslehre   des 

h  unser  Testament.  Die  Frage,  welche  Rechtsordnung  zur 
ng  kommt,  wenn  aus  Vermächtnissen  oder  Testamenten 
de  Rechtsverhältnisse  Anknüpfungspunkte  im  Auslande 
de  haben,  kurz  die  Frage  des  internationalen  Testaments- 
nächtnisrechts  spitzt  sich  im  islamischen  Gesetz  zur 
liegt  ein  sogenannter  Ittihäd  ad-därain  vor?  Ist  dieser 
gegeben,  dann  kommt  das  islamische  Recht  zur  An- 
sonst  nicht. 

ist  aber  „Ittihäd  ad -däraln«?  Wann  liegt  er  vor? 
lische  Rechtslehre  kann  ihn  nur  durch  die  Negation 
K  wenn  eine  sogenannte  Trennung  der  territorialen 
/eränität  und  eine  Trennung  der  Gerichtsinstanzen, 
irteien  des  Rechtsverhältnisses  unterliegen,  nicht  gegeben 

kommen  besonders  in  Betracht: 
esen  Gegenstand  behandelt  as-Saibänl  auf  foL342  rechts 


ist').  Eine  Trennung  der  territorialen  Staatssouveränität  (sog» 
a-?W\  cjLj)  Hegt  nun  vor  im  Verhältnis  zwischen  Muslims 
und  DimmTs  einerseits  und  dem  Musta'min  andrerseits,  denn 
der  Dimml  gehört  zum   däru'l-isläm,  nicht  aber  der  Musta'min 

^•11—11  ö>^  ^j\^)'  Wo  solche  Trennung  der  beiden  „Därs* 
vorliegt,  da  kommt  das  islamische  Gesetz  nicht  zur  Anwendung. 

Nun  folgen  eine  Reihe  von  Beispielen,  die  die  „Trennung*^ 
oder  »Einheit  der  beiden  Därs«  illustrieren: 

Ein  Musta'min  im  Lande  des  Islam  vermacht  einem  Muslim 
sein  ganzes  Vermögen.  Das  islamische  Gesetz,  welches  verbietet, 
daO  mehr  als  ^'3  des  Vermögens  ohne  Zustimmung  der  Intestat- 
erben ('^jS)  vermacht  werde,  kommt  nicht  zur  Anwendung» 
denn  es  liegt  „Trennung  der  beiden  Därs"  vor.  Deshalb  ist  ein 
solches  Testament  giltig,  und  um  die  Intestaterben  des  Musta'min 
im  Auslande  braucht  sich  das  islamische  Gesetz  nicht  zu  kümmern  ^). 

1)  Der  Verfasser  geht  hierbei  von  der  Tatsache  aus,  daß 
das  Zeugnis  eines  Ausländers  gegen  einen  anderen  Ausländer 
vor  dem  islamischen  Gerichte  nur  angenommen  werde,  wenn 
es  sich  um  Ausländer  handelt,  die  unter  einer  und  derselben 
Protektion  stehen,  und  daß  es  sonst  nicht  angenommen  werde 
bei  Verschiedenheit  der  Protektion.  Denn  das  hindernde  Moment 
sei  nur  die  Trennung  der  territorial  verschiedenen  Herrschaften 
unterliegenden  Gebiete  und  nicht  etwa  die  Verschiedenheit  der 
Religionsgemeinschaft.  Die  Trennung  der  Gebiete  unter  diesen 
(Ausländern)  könnte  also  nur  auf  der  Zugehörigkeit  zu  ver- 
schiedenen Schutzländern  beruhen.  Ebenso  sei  es  bei  Erbschaften. 
W.  C.  fol.  342  r: 

Je  (*^-^  ^j\>j  jCaIiJlI  i-^l  Jj^\  »:>^  0\  (Cod.  Uxij  Ulx>  ji 

jJlH  OV  ImjX\  ^>\I>-1   Jux:  JJb    V   ^oJ<9-\j  "kmXA  Jjfcl    \y^  V^\    Äj^-i*  ^jOfti 

2)  W.  C.  a.  a.  O.: 
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er  cm  i^iiiiiiii  iiu  juaiiuc  ucs>  isiaiii  cm  i  cbiaiiicui  6\x 
des  Musta'min  im  Lande  des  Islam  macht,  so  ist  es 
letzt,  daß  es  sich  innerhalb  der  Drittelgrenze  hält,  ebenso 
)  das  des  Muslim  zu  Gunsten  des  Dimmi.    Denn  der 

{t  dem   muslimischen  Gesetze   unterworfen  (f>Ju  ajV 

■)• 

n  aber  ein  Muslim  oder  Dimml  ein  Testament  zu 
eines  Harbi  (Ausländers)  macht,  der  sich  im  Auslande 
und  dabei  die  Drittelgrenze  überschreitet,  so  ist  das 
t  oder  Vermächtnis  selbst  mit  Zustimmung  der  Intestat- 
riltig,  ausgenommen  den  Fall,  daß  sie  wünschen,  daß  der 
n  Ausland  etwas  von  ihrem  Vermögen  schenkungsweise 
IS  er  in  Besitz  genommen.  Denn  „wer  im  ungläubigen 
ich  aufhält,  steht  dem  Rechte  nach  dem  Toten  gleich  ^).'' 

n  die  Intestaterben  des  Musta'min  schon  mit  ihm  im 
s  Islam  auf  Grund  eines  'amän  sich  aufhielten,  also  selbst 
n  sind,  dann  ist  das  Testament  des  Musta'min,  welches 
ilverbot  verletzt,  unausführbar,  außer  mit  Zustimmung 
;aterben.  Dasselbe  gilt,  wenn  noch  andere  Erben  später 
imen  aus  dem  Auslande. 

Intestaterben,  die  beim  Tode  des  Erblassers  im  Lande 
1  sich  aufhalten  —  Frau  oder  Söhne  — ,  wahren  gewisser- 
tch  das  Anfechtungsrecht  der  übrigen  Intestaterben  im 
.  Denn  nach  islamischem  Gesetz  —  das  in  unserem 
•  Anwendung  kommt  —  muß  der  Richter  über  die 
Ling  aller  Erben  wachen  2). 

.C.  fol.  342: 

j  4ä-ä-»  O^y  «-^1  jb(j  (J^  (^jj!  ^\  JlJLI  L^j^ 

•  v^.  a.  a*  \j»  i 

-  un     1    -  I     I»    1  I  •»    I        .-     •»!         i*        aw      .i-ti    ».sf 


Vermacht  ein  Musta*min  im  Lande  des  Islam  sein  gesamtes 
Vermögen  (also  unter  Verletzung  des  Dritielverbots)  einem  Aus- 
länder im  Auslande  und  kommen  sowohl  der  Intestaterbe  als 
auch  der  Legatar  vor  dem  islamischen  Richter,  so  ist  das  Testament 
giltig.  Die  Rechte  der  ausländischen  Testamentserben  brauchen 
nicht  gewahrt  zu  werden.  Die  Rechte  des  Vermächtnisnehmers 
werden  nur  deshalb  gewahrt,  weil  er  gewissermaßen  der  gewollte 
Rechtsnachfolger  des  Erblassers  ist,  der  auf  Grund  seines  *amän 
(Schutzes)  in  seinen  Rechten  erhalten  wird  („Die  Vermögens- 
güter sind  angefügt  dem  Recht  des  Erblassers»)  i). 

Hat  der  Musta'min  im  Land  des  Islam  einen  Ausländer  eines 
andern  Staats  2)  in  der  gleichen  Weise  bedacht,  wie  im  vorstehenden 
Fall,  so  ist  das  Testament  auf  jeden  Fall  hinfällig.  Denn  zwischen 
ihnen  besteht  die  sogenannte  „Trennung  der  beiden  Därs*  sowohl 
tatsächlich  wie  rechtlich,  ganz  ebenso  wie  in  dem  oben  angeführten 
Falle,  wo  der  Dimml  bezw.  der  Muslim  einem  Ausländer  im 
Auslande  ein  Vermächtnis  macht  oder  ihn  zum  Testamentserben 
bestellt. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Falle,  wo  der  Musta'mlii 
im  Lande  des  Islam  einen  Ausländer  im  Auslande  bedenkt  und 
dem  oben  erörterten  Falle,  wo  der  Must'amin  einen  anderen 
Musta'min  des  gleichen  Heimatstaats  im  Lande  des  Islam  bedenkt, 
ist  eben  der,  daß  in  diesem  Falle  eine  „Trennung  der  beiden 
Därs«  nicht  vorliegt,  während  sie  in  ersterem  Falle  gegeben  ist  3), 


1)  Der  Autor  sagt : 

Es  entspricht  dies   der  Rechtsparömie,  die  in  solchen   Fällen 
(s.  V.  Bar,  internationales  Privatrecht,  1,  600  f.)  häufig  angewendet 

wird:  mobilia  ossibus  (sc.  des  Erblassers)  inhaerent  ;JU  sind  in 

diesem  Falle   mobilia,,  da  der  Musta'min,  wenn  er  Immobilien 
erwirbt,  Dimml  wird. 
»)  W.C.  a.  a.  O.: 

j\ji\  t>Li!  ÜJ^L  aJ  L-*^lj  »jU  jf'  j\^  Jjfcl  ^  4J  ^^^  ^^^j 
«)  W.C.  a.  a.  O.: 

32 


aber  aer  musta  mm  im  Lanae  aes  isiam  zu  uunsten 
uslim  oder  Dimml,  der  im  Ausland  auch  als  dortiger 
in  oder  als  Gefangener  sich  aufhält,  ein  Vermächtnis  oder 
nt  gemacht,  so  ist  beides  giltg,  denn  eine  „Trennung 
ien  Därs**  ist  —  trotz  der  räumlichen  Trennung  —  nicht 

nso  liegt  der  Fall,  wenn  der  Bedachte  im  Auslande  ist, 
Zeitpunkte  der  Testamentserrichtung  bereits  zum  Islam 
eten  ist.  Eine  „Trennung  der  beiden  Därs«  ist  hier 
geben.  Das  Testament  resp.  Vermächtnis  ist  giltig. 
[luß  aber  im  Zeitpunkt  der  Testamentserrichtung  „Einheit 
en  Därs«  vorliegen.  Fehlt  sie,  dann  ist  das  Testament 
rmächtnis  ungiltig.  So  z.  B.  wenn  der  Bedachte  erst 
'  Testamenterrichtung  zum  Islam  übertritt,  gleichviel  ob 
übertritt  vor  oder  nach  dem  Tode  des  Erblassers  statt- 
Luch  die  Zustimmung  der  Intestaterben  nützt  nichts,  denn 
äinem  bereits  ungiltigen  Akt  hinzu.  Aus  der  Kasuistik 
Saibäni  noch  weiter  liefert  (s.  W.  C.  fol.  324  bis  344 
möchten  wir  noch  einen  Fall  hervorheben,  wo  die 
ng  der  „Einheit  der  beiden  Därs«,  damit  die  Frage, 
Konflikt  der  Rechtsordnungen  gelöst  wird,  besonders 
ervortritt.  Ein  Ausländer  macht  einen  Muslim  im  Land 
11  zum  Testamenterben,  stirbt  dann,  und  nach  seinem 
;ht  —  vor  der  Erbschaftsteilung  —  dies  Ausland  zum 
)er.  Liegt  eine  „Trennung  der  beiden  Därs«  vor?  Man 
s  davon  abhängt:  Nichtanwendbarkeit  des  islamischen 
;  mit  allen  seinen  Konsequenzen:  Ungiltigkeit  des  Testa- 
te: Hier  liegt  „Trennung  der  beiden  Därs*  vor  und 
Zeitpunkt  der  Vermächtnisses  resp.  der  Testaments- 
ig.     Befindet  sich,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen, 


^i  I  «•  I^.VIolt.tl 


der  Muslim  im  Auslande,  am  Orte  der  Testamentserrichtung, 
so  ist  das  Testament,  soweit  das  Drittelverbot  nicht  verletzt,  giltig, 
denn  es  kommt  das  islamische  Gesetz  wegen  der  „Einheit  der 
beiden  Därs«  zur  Anwendung.  Der  Muslim  befindet  sich  im 
Lande  des  Islam,  d.  h.  im  Ausland,  das  zum  Islam  übergegangen 
ist,  ganz  ebenso  wie  wenn  ein  Muslim  im  Land  des  Islam  ebenda 
einem  Musta'min  ein  Vermächtnis  macht  i). 

Hat  aber  in  diesem  Falle  die  Erbschaftsteilung  schoa  statt- 
gefunden, bevor  das  Ausland  zum  Islam  übergegangen  ist,  und 
wurde  zur  Zeit,  da  noch  das  ausländische  Recht  galt,  das  Testament 
bezw.  das  Legat  für  ungiltig  erklärt,  so  bleibt  es  dabei,  ebenso 
wie  wenn  die  Erbschaftsteilung  nach  dem  ausländischen  Recht 
stattgefunden  hätte,  ehe  der  Gesamtübertritt  zum  Islam  sich  voll- 
zog. In  diesem,  wie  im  unmittelbar  vorhergenden  Falle,  bleibt 
doch  eine  dem  islamischen  Gesetze  widersprechende  Erbschafts - 
teilung  aufrecht,  weil  sie  nach  dem  ausländischen  Recht,  zur  Zeit 
da  dieses  noch  galt,  giltig  war^). 

1)  W.C.  fol.  343  und  344  rechts: 

Jl-I  C  <^.j^^  ^^*  f  A^  ^^^y.  ^^^  ^j^^  -^^^  ^  ^ir'.j^  ^^^-? 

2L-3^1  OV  j^Ä  4-^1  "^yji  c*jl^  Uj>L.j  j  ^Jl  Ujxdju  Ol  VI  iii^b^i 
\j.,^  l  j  j\j}\  Jjbl  JJ  1*  ^j^^  ^^^  J  ^  ^-^^  ftr.  f^-^^  0^ü\j 

cM-^V^  jb  ojU»  jIjJI  OV  viiJI  j»  Ji-o  Icl  j  A-o«:»^!  oj^  jaIi^»  l,^^ 

^)  W.C.  344  rechts: 
4-»-<»^l  cJdail  \yXJ\  r  \.^^\  i^lkil  ^  o^aJ  j  *^lj;^(  lj^>-J^l  Ol^Ob 
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[Conflikt  der  Rechtsordnungen  im  Gebiete  des  Steuer- 
chts  (sogenanntes  internationales  Steuerrecht). 

Steuerpflicht  im  internationalen  Verkehre  ist  selbst 
les  Gebiet  des  internationalen  Rechts,  welches  die 
Ausbildung  erfahren  hat.  Nur  schüchtern  wagen  bis 
sse  Gerechtigkeitsprinzipien,  sich  geltend  zu  machen, 
g  herrscht  —  wie  v.  Bar  in  seinem  internationalen  Privat- 
^7) feststellt  —  hier  einfach  dasPrinzip,  alle  Per- 
nd  Sachen,  die  zu  treffen  irgend  möglich 
it,  mit  der  Steuer  zu  erreichen,  ohne  Rücksicht 
in  Wahrheit  eine  so  weite  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
;m  Innern  Prinzip  der  Steuer  als  auch  dem  Umstände 
,  daß  auch  ein  anderer  Staat  aus  demselben  Grunde 
hen  Steueranspruch  an  dasselbe  Individuum  erhebt. 
3  wunderbarer  erscheint  es,  wenn  mehr  als  t  a  u  s  e  n  d  Jahre 
5  islamische  Gesetz  den  Versuch  macht,  sich  über  das 
iveau  staatlicher  Gesinnung  hinauszuheben,  einfach  Steuern 
iszu  legen,  dessen  man  habhaft  werden  kann,  und  dieBe- 
ler  Ausländer  auf  gewisse  Gerechtigkeitsprinzipien  begrün  - 
tsowohlfürdieGrundsteuern,wiefürdiePersonalsteuern. 
rundsteuer. 

libänl  stellt  als  Grundsatz  des  islamischen  Gesetzes 
ier  Musta'min  nicht  die  Grundsteuer  zu  zahlen  habe, 
ich  im  Lande  des  Islam  aufhält,  um  es  zu  verlassen  ^). 
inger  als  ein  Jahr  im  Lande  sich  aufhält  und  Grundbesitz 
hat,  dann  soll  er  —  wie  ein  Dimmi  —  die  Grundsteuer, 
;,  bezahlen.  Es  wird  dies  von  dem  Gewährsmanne 
Ts  auf  ein  Dekret  *Umar  IL  zurückgeführt 2),  der  be- 

C.  fol.  344: 
v^.  a.  a.  vy. . 

e  wählen,  ob  sie  es  vorziehen  in  Gesellschaft  unserer 
ießenden    ^der    Dimmis^    ffleichberechtiat    mit   diesen 


kanntlich  ^)  nächst  *Umar  I.  als  diejenige  Autorität  gewöhnlich 
angeführt,  die  die  Grundlage  der  islamischen  Finanzwirischaft 
gelegt  haben  soll.  Uns  genügt  jedenfalls,  daß  das  islamische 
Finanzrecht  am  Ausgange  des  S.Jahrhunderts  diesen  Grundsatz 
ebenso  schon  hatte,  wie  dies  für  die  Gegenwart  auch  rechtens  Ist 
Der  Zusammenhang  mit  dem  Dimml  bedeutet  das  Steuerprinzip, 
daß  man  Grundsteuer  nur  zahlen  soll,  wenn  man  den  Schutz 
des  Staates  für  den  Bodenbesitz  genießt.  Ein  sehr  modernes 
Prinzip  (siehe  v.  Bar  a.  a.  0. 1. 320)  ist  damit  zum  Ausdruck  gebracht. 

2.  Die  Zölle 2). 

Schon  Wellhausen ^)  und  dann  Becker*)  haben  festgestellt, 
daß  der  arabischen  Rechtsanschauung  ursprünglich  der  Rechts- 
begriff des  Zolles  fernlag,  und  daß  erst  verhältnismäßig  spät,  etwa 
um  das9.  Jahrhundert,  der  Zoll  (^uir)  in  das  islamische  Steuersysten» 
eingegliedert  wird,  indem  man  ihn  für  den  Muslim  unter  die 
Armensteuer  {zakät)y  für  die  Nichtmuslims  unter  den  Tribut 
{haräg,  gizia)  unterbringt.  Die  Darstellung  von  a§-Saibäni 
ergänzt  in  wesentlichen  Punkten  die  von  Abu  Jüssuf^)  gegebene. 
Vor  allem  ermöglicht  sie  uns  auch,  den  Gedankengang,  durch 
welche  jene  oben  erwähnte  Eingliederung  erfolgte,  klarer  zu 
erfassen.  Ausgangspunkt  ist  der  Rechtsgrund,  aus  welchem  der 
Außengrenzzoll  auch  von  den  Muslims  und  Dimmls  und  infolge* 
dessen  auch  von  den  Ausländern  erhoben  werden  mußte.  Dieser 
Rechtsgrund  ist  zunächst  bei  den  Muslims  die  Nichtzahlung 
der  zakät,  der  heimischen  Vermögenssteuer  für  die  ausländische 
Ware,  da  sie  doch  eingeführt  wird.  Dafür  wird  ein  Surrogat 
in  Gestalt  des  Einfuhrzolls  geschaffen.   Unter  Berufung  auf  einen 

^)  s.  Wellhausen,  Das  arabische  Reich,  S.  177  ff. 

2)  Die  Darstellung  bei  a§-SaibänT:  in  W.  C.  fol.  356  —357 
nnd  im  2.  Abschnitt: 

^  jyLßii\  t^l)  und  4äJJI  Jjbl  j  ^>J-Jl1  j  c->^l  JiäI  jy^  ^  <->l> 

3)  Das  arab.  Reich,  S.  189,  Anm.  1.  .  ^    «-^ 
*)  In  seiner  Einleitung  zu  den  Papyri  Schott- Reinhardt  !. 

(1906)  S.  54  f. 

5)  Kitäb  al-barag  p.  76  ff.  Auf  ihr  beruht  die  Darstellung 
bei  Becker  a.  a.  O.  Jetzt  ausführlich :  Aghanides  in  der  unter  S.  511 
citierten  Schrift  S.  202  —  349,  aber  ohne  jede  nähere  Berück- 
sichtigung des  internationalen  Steuerrechts  des  Islam. 
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rolleur  an  ein  Landestor  zwischen  den  Muslims  und  den 
igen  setzte  6u5ül  j  ^^-Lil  jjj  0^  (Jji\  w?;^  ^  y^  ^lil) , 
il  ihm,  den  Zoll  von  demjenigen  zu  nehmen,  der  mit 
'^are  das  Landestor  passierte  und  keine  Armensteuer  zu 

hätte,     (oßj  ^y,  }-  -^  ^\c'.  ^^  J-  if  cX  o^  '^'^  ^^  *^/^^  ^  • 

alle  Klassen  von  Menschen  galt  als  Rechtsgrund  des 

lie  Erhaltung  der  Wege  und  die  Sicherheit  des  Verkehrs 

m  Schutze  des  Imäm.    (jV  ^U)J  l\^^\  ^  yf-  c^\  Üb 

der  Anlehnung  an  die  Zakät  folgen  folgende  Rechts- 
ze  für  den  Zoll.  Zunächst  darf  er,  da  er  nur  ein  Surrogat 
chtgezahlte  Zakät  sein  soll,  nur  von  jenem  Wertminimum 
rhoben  werden,  was  für  die  Zakät  von  Kaufmannswaren 
jes  Wertminimum  sind  200  Dirham.  Da  ferner  davon  nur 
i^on  1  :  40  erhoben  werden  darf,  muß  auch  der  Zoll  von 

nur  immer  ein  Viertel  des  Zehnten  (zakat  oder  'ttlr>, 
der  entsprechenden  Warenkategorie  im  Inlande  erhoben 
ragen.  Der  volle  Zehnt  wird  von  den  Ausländern  erhoben, 
J  aber  der  Vergeltung  und  Reziprozität  wegen, 
sie  weniger,,  so  müssen  auch  „wir«  —  sagt  a§-SaibänT  — 
prechende  Senkung  des  Tarifs  herbeiführen  i),  im  ent- 
etzten  Falle  auch  erhöhen.  Diese  Berücksichtigung  des 
malen  Verkehres  ist  rühmlich  anzumerken,  und  hebt 
lische  Rechtslehre  über  den  ihr  2)  gemachten  Vorwurf, 

\  C.  356: 

an  Becker  a.  a.  O.  S.  55.     Er  sagt:  „Und  nun  zu  den 
Prinzip   der   Einteilung  ist  die   Stellung   zum   Islam 


als  ob  sie  zur  Besteuerung  nur  nach  der  Person  des  Zollpflichtigen, 
nicht  nach  dem  Gegenstand,  den  Tarif  zurecht  gemacht  hätte. 
Die  Reziprozität  ist  das  Grundprinzip  der  islamischen  Tarifbildung 
und  ermöglicht  allerlei  Anpassung  an  die  realen  Verhältnisse. 
Wenn  aber  das  Ausland  nicht  „von  uns  nimmt",  dann  nehmen 
„wir  auch  nicht  von  ihnen"    ^V  j^-^^  IL^  U«  üjjJ^  L  V  lyl^Olj 

Daß  der  Dimml  in  der  Mitte  zwischen  Muslim  und  Ausländer 
die  Zollpflicht  zu  erfüllen  hat,  wird  durch  seine  Mittelstellung  in 
der  Zeugenschaft  begründet.  Er  kann  nicht  gegen  einen  Muslim 
Zeuge  sein,  wohl  der  Muslim  gegen  ihn.  Der  Dimml  kann 
aber  gegen  einen  Ausländer  Zeuge  sein,  nicht  der  Ausländer 
gegen  ihn.  „Daher"  (!)  muß  er  auch  —  sagt  a§-SaibänT  —  in  der 
Zollpflicht  eine  Mittelstellung  einehmen:  Zahlt  der  Muslim  ein 
Viertel  des  Zehnten,  der  Ausländer  den  vollen  Zehnten,  so  zahlt 
der  Dimml  den  halben  Zehnten  i). 

Die  Anlehnung  des  Zolls  an  die  Zakät,  insbes.  die  Auffassung, 
daß  für  den  Muslim  der  Zoll  nur  ein  Surrogat  für  die  nicht- 
gezahlte  Zakät  darstelle,  erklärt  uns  auch  den  Satz,  daß  der  Muslim 
durch  Erlegung  des  Zolls  für  das  ganze  folgende  Jahr  —  mag 
er  die  Grenze  noch  so  oft  überschreiten  —  zollfrei  ist.    Auch 


schon  für  die  Praxis  der  ältesten  Zeit  unrichtig."  Becker  stellt 
dann  diese  Praxis  der  Theorie  des  islamischen  Gesetzes  gegen- 
über: „Das  ist  eine  Politik  der  Vorzugszölle!  Sie  fragt  nicht 
nach  dem  Gegenstand,  nicht  nach  der  Stellung  des  Besitzers 
zum  Islam,  wie  es  wider  alle  praktische  Vernunft  die  einseitige 
theologische  Theorie  tut."  Wir  müssen  aber  diese  „Theorie* 
durchaus  in  Schutz  nehmen.  Denn  auch  sie  unterscheidet 
nach  dem  Gegenstand  der  Waren.     Vergleiche  z.  B.  MäwardT, 

ahkäm  fol.  359  Z  13-14:  ^Li  ci^j  JI^VIj  i^I^VI  J»yCj^\^  ü^  ü€' ö\i 

»)  W.  C.  fol.  357  rechts: 

ä.\s,  J-i-)V  ö^l^  OV  (J-Il  j^  l^aII  "iiS'jj^  ^jJI  ^A  J>j  J^^  <^\ 

ÖLj^  J^  ^  AJ.1  Jt  ^jJI  öl^  J-ij  V^^'l  W  J^l  Je  e/JJl  i^l^  J-.AJ  J 
ci^^i  (-tuJcX-i  J^^l    -jA  J^  V  ^  .^ijt^  AJ.A  "^ y  i^jJi  f  l/*-^'  Je  JuJk! 
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;t.  Dem  Muslim  ist  der  Dimml,  aber  auch  der  Musta'min 
ischen  Lande  gleichgestellt,  sofern  es  im  Grenzverkehr 
it^).  Diese  Bevorzugung  des  Grenzhandels,  die  das 
i i 8 c h e  Völkerrecht  erst  im  19.  Jahrhundert  sich  z u 
macht  hat,  kennt  das  islamische  Recht  bereits  elfhundert 
über. 

aus  ergibt  sich,  daß  schon  im  internationalen  Zollrecht  des 
:ht  der  Grundsatz  herrscht,  den  Zoll  von  jedem  zu  erheben, 
sn  Gewaltbereich  des  Islam  tritt,  sondern  die  Zollpflicht 
lationalen  Verkehr  auf  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit 
/ährleistet  durch  Reziprozität  und  durch  die  Privilegierung 
izhandels)  zu  begründen.  Noch  mehr  tritt  diese  Rücksicht- 
luf  das  Ausland  im  Gebiete  der  Verkehrssteuer  und  der 
snssteuer  zu  Tage. 

Vermögenssteuer  und  Verkehrssteuer  von 
ichen  Gegenständen  ('usr,  zakat). 
Muslim  hat  eine  Steuer  zu  zahlen  von  gewissen  Bestand- 
;ines  Vermögens:  Feldfrüchte,  Vieh,  Gold,  und  Silber, 
insware.  Von  den  drei  letzten  Vermögensteilen  ist  die 
enssteuer  nicht  sofort,  sondern  erst  nach  einjährigem 
1  zahlen.  Infolgedessen  erhält  die  Vermögenssteuer  auch 
irakter  der  Verkehrssteuer,  denn  es  wird  gewissermaßen 
elmäßige  Vermehrung  des  Vermögens  als  ratio  der  Be- 
ig  nach  1  jährigem  Besitz  angenommen.  Deshalb  sind 
inswaren,die  steuerpflichtig  sind,  nur  diejenigen  Güter, 
nd  nicht  zu  eigenem  Gebrauch  erworben  hat,  sondern  um 
andel  zu  treiben  (s.  darüber  Juynboll,  Handbuch  des 
iien  Gesetzes  103).  Die  Steuerfreiheit  aller  dieser  Güter 
lesondere  von  Gold,  Silber  und  Schmucksachen,  sofern  sie 
Umlauf  sind,  sondern  bloß  als  nutzlose  Schätze  aufbewahrt 
ist  der  äußere  Ausdruck  dafür,  daß  unsere  Vermögens- 

^C.  357: 

J^UI  6  ^xjV  ,^^\3  (*'VL.V1    )\>A  ^^  "r.i  A^\a  ^'Vt^^l  ö  ^  *  r-^c 


Steuer  gleichzeitig  eine  Verkehrssteuer  ist,  weshalb  sie  erst  nach 
1  jährigem  Besitz  der  obengenannten  Waren  und  Viehstücke  fällig 
wird.     Was  der  Muslim  als  zakcät  zahlt,  entrichtet  der  Dimml 
und  der  Musta'min  im  islamischen  Lande  als  *usrM. 
Diese  Steuer  wird  nur  fällig,  wenn 

1.  ein  Jahr  seit  dem  Erwerb  des  steuerpflichtigen  Gegen- 
standes vergangen  ist.    (Sog.  Jy5-1  JL?-) 

2.  der  Steuerpflichtige  (Muslim,  Dimml   oder  Musta*min) 
„vor  den  Steuererheber  (^Ic)  gegangen  ist"  (j^^   U  y» » 

mit  der  Sache:  4^) .    Die  Steuer  ist  also  eine  Bringschuld, 

keine  Holschuld. 

3.  Die  Gegenstände,  für  die  gesteuert  werden  soll,  müssen 
sich  im  Lande  des  Islam  befinden. 

Wenn  alle  diese  drei  Tatsachen  zusammentreffen,  ist  die 
Steuer  fällig.  Aber  nur  dann.  Daraus  ergibt  sich  die  Möglichkeit 
verschiedener  Anknüpfungspunkte  des  Rechtsverhältnisses  im 
Auslande  resp.  im  Inlande.  Z.B.;  Die  Ware  ist  im  Auslande,  der 
Steuerschuldner  im  Inlande.  Der  Steuerschuldner  verbringt 
einen  Teil  des  Steuerjahres  und  des  einjährigen  Besitzes  jim 
Inlande,  den  andern  Teil  im  Auslande.  Auch  muß  nach  islamischer 
Rechtsregel  die  Steuer  erhoben  werden,  bevor  das  2.  Steuerjahr 
vollendet  ist.  Sonst  verjährt  eben  die  Steuerpflicht  des  ersten 
Jahres  ^)  —  ein  Zeichen  mehr,  daß  unsere  Vermögenssteuer  den 


1)  s.  darüber  und  zum  Folgenden  a§-SaibänT  im  W.  C.  fol.  357  ff. 
Er  redet  zuerst  vom  Einfuhrzoll,  der  auch  *u§r  heißt,  und  dann 
folgt  fol.  358  —  360  die  uns  hier  interessierende  Vermögens-  und 
Verkehrssteuer,  ebenfalls  'u§r  genannt.  Beide  Arten  von  Abgaben 
sind  in  dem  Kapitel  zusammengefaßt: 

2)  W.  C.  fol.  359: 

ob  j  v^,  0^  1  ji  (»MJyi  j\^  j  c^JJi  j\^i  ,.^^.  u  1  ^\J\  jv  düj  j 
^  j^  üb  Jiil  J  3^1  ..^ j  ^  LiC  J\^l  j  3^'  --^„  f  ^  S\  ^vi 

U  j^  ^-Ic  y  ^  j\ä\  ^^1  ^1j^    cij  M  J  J-?V^  -r^^^  ^'  -^^-^ 
r  ^j  .j^  3\   '^>1\  ci>  3\^\  Jyä-t  ^^.  Ol   JJ  J  jyl  dy^\  ^\:^ 
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5n,  also  vorübergehenden  Dingen,  angeordnet  ist^). 
er  Rechtslage  ist  nun  der  Fall  möglich,  daß  das  eine 
Sachen  sich  im  Inlande,  das  andere  Jahr  im  Auslande 
>  und  nun  die  Frage  entsteht,  ob  für  das  erste  Jahr  oder 
te  Jahr  oder  für  alle  Jahre  der  islamische  Staat  Steuer- 
•  bleibt.  Aus  diesen  verschiedenen,  möglichen  An- 
jspunkten  entwickelt  das  islamische  Gesetz  ein  inter- 
s  Steuerrecht,  das  a§-SaibänT  mit  wunderbarer  Klarheit 
iheit  zeichnet.     Sehen  wir  näher  zu: 

unächst  wird  der  Fall  erörtert,  daß  ein  Muslim  mit 
nswaren  und  mit  einem  Schutzbrief  ('amän)  in's  Ausland 
r  ohne  Waren,  aber  im  Auslande  Handel  treibt  und  dort 
rwirbt,  mit  denen  er  über  die  Grenze  wieder  in  die 
che  Heimat  zurückkehrt,  nachdem  er  im  Auslande 
hrige  Besitzdauer  hat  verstreichen  lassen.  Die  Frage 
kann  ihm  wegen  der  in  seinem  Eigentum  befindlichen 
lit  denen  er  zurückkommt,  die  Vermögens-  resp.  Ver- 
ier  abgefordert  werden?  Antwort:  Nein.  Denn  während 
ihrigen  Besitzdauer  war  er  nicht  unter  der  Herrschaft 
lischen  Gesetzes:  der  Schutz  des  Imäm,  der,  wie  wir 
1er  Rechtsgrund  des  *u§r  ist  (s.  oben  S.  37),  kam  nicht 
,  daher  auch   kein  ^uSr^).     Nach  der  Rückkehr  in  das 

ber  dieses  charakteristische  Merkmal  der  indirekten 
also  auch  der  Verkehrssteuer,  im  Gegensatz  zur  direkten 
nssteuer:  Neumann,  Die  Steuer  und  das  öffentliche 
,  Leipzig  1887,  Seite  446. 

^  C.  fol.  358: 

>-j>-\  f-  i^J-\  j\^  j  J^  ^  Jli  VU  ^Uld  ^ji-\  j\:>  j 


Land  des  Islam  ist  er  nur  kraft  religiöser  Pflicht  gebunden,  die 
Steuern  zu  zahlen,  nicht  durch  rechtlichen  Zwang.  Es  soll 
ihm  nur  die  Ermahnung  werden,  daß  er  durch  Nichtzahlung 
eine  Sünde  begehe  ^).  Der  religiöse  Rat  {fatwa)  ohne  Recht- 
zwang, der  allein  in  diesem  Falle  gestattet  ist  2),  erinnert  an  das 
gleiche  Mittel,  das  wir  oben  (S.  11)  in  dem  Falle  kennen  gelernt 
haben,  wo  der  Muslim  im  Auslande  eine  Besitzentsetzung  begeht 
und  den  religiösen  Rat  im  Lande  des  Islam  erhält,  das  wegge- 
nommene Gut  wieder  zurückzugeben. 

Ebenso  hat  ein  Ungläubiger,  der  im  Auslande  zum  Islam 
übertritt,  wenn  er  ins  Land  des  Islam  kommt,  nur  dann  die 
Vermögenssteuer  zu  zahlen,  wenn  die  Frist  des  einjährigen  Besitzes 
nach  Eintritt  der  Kenntnis  seiner  Pflicht  im  Auslande  begonnen 

hat  und  auch  dann  nur  aus  freiem  Willen  Tö^S^I  j^  ^^j  Ijl), 
nicht  kraft  Rechtzwangs. 

b)  Anders  liegt  aber  der  Fall,  wenn  ein  Ausländer,  der  im  Aus- 
lande den  Islam  annimmt,  hier  sein  Vermögen  hat  (der  Verfasser 
sagt  „viel  Vermögen  bestehend  aus  Handelswaren  und  Weide- 
vieh** :  also  kommt  es  auf  die  Steuerpflicht  in  Bezug  auf  Feldfrüchte 
und  Früchte  und  Viehstücke  an,  wegen  deren  er  im  Lande  des 
Islam  steuern  müßte).  Kommt  er  nun  mit  anderen  Gütern 
in  das  Land  des  Islam,  so  muß  er,  falls  er  erst  im  Lande  des 
Islam  die  volle  einjährige  Besitzfrist  vollendet,  steuern,  und  zwar 
nicht  bloß  wegen  der  bei  ihm  befindlichen  Güter,  sondern  auch 
wegen  der  im  Auslande  noch  befindlichen.  Denn  ihn  ereilt  die 
Pflichtigkeit  im  Lande  des  Islam,  er  befindet  sich  unter  der 
Herrschaft  des  Imäm  auch  wegen  derjenigen  Güter,  welche  noch 
im  Auslande  belegen  sind.  Denn,  wenn  auch  die  Ursache  der 
Pflichtigkeit  im  Auslande:  die  Notwendigkeit  der  Pflichterfüllung 
ist  im  Inlande,  und  auf  sie  kommt  es  an.  Die  Sache  wird  ähnlich 
angesehen,  als  ob  die  einjährige  Frist,  die  mit  der  Belastung 
regelrecht  begonnen,  dann  unterbrochen  und  schließlich  in  einem 
anderen  Jahre  vollendet  wird,  ohne  daß  die  daiwischen  liegende 


0  W.  C.  a.  a.  O. 
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j  gilt  unter   gleichen    Umständen   von   dem   gefangenen 
und  dem  Muslim,  der  sich  auf  Grund  eines  ausländischen 
>riefs  im  Auslande  aufhält, 
hmen  wir  aber  den  entgegengesetzten  Fall: 
Ein  Muslim  oder  Dimmi  vollendet  die  einjährige  Besitz- 
Auslande.    Er  wird  nicht  besteuert,  wenn  er  mit  diesen 
wieder  über  die  Grenze  kommt.     Ebenso  wenn  er  die 
erst  im  Auslande  erworben,  dann  die  einjährige  Besitzfrist 
et  und  schließlich  über  die  Grenze  in  die  Heimat  kommt, 
aber  seine   einjährige   Besitzfrist  im   Lande  des  Islam 
jn,  den  größten  Teil  derselben   im  Auslande  vollendet 
einen   oder  zwei  Tage,  die  er  dann  wieder  im  Lande 
m  verbringt,  so  wird  er  steuerpflichtig.    Denn  die  Fälllig- 
der  Zeitpunkt  der  Vollendung  jener  Besitzfrist  —  findet 
Augenblicke  statt,  wo  er  unter  der  Herrschaft  des  Imäm 
»während  in   den  beiden  ersten  hier  unter  c)  genannten 
lies  nicht  der  Fall  ist-). 


OC^.  C.  f.  359  rechts : 

•  r^Lvi  jU  J  y^  j?  j/l  Jii  ^Ui  ji:>  Jl  ^u  ^j^  ^  j^\ 

i  ö^^jSI  i-^-^  ^'li  J^l  ^^1  <-^  r  f"  sj"^^  f  ^^^^    ^  '-'^^'^  ^ 

c  JU  jyUsj  J_^l  ^irl  j  '-^^bl^  j^ß^jCj^  V  dUj^Ci  J>:ll 
X^.  C.  a.  a.  O.: 


Die  bisherigen  Fälle  brachten  internationale  Anknüpfungs- 
punkte dadurch,  daß  von  der  einjährigen  Besitzfrist,  die  zur 
Fälligkeit  der  Steuerschuld  gefordert  wird,  ein  Teil  im  Inlande, 
der  andere  Teil  im  Auslande  verbracht  wird.  Nun  folgen  Fälle» 
wo  bereits  abgelaufene  Besitzfristen  aufeinanderfolgen  und  ent- 
weder zwischen  ihnen  eine  Aufenthaltsveränderung  (Reise  nach 
dem  Auslande  oder  umgekehrt)  mit  den  steuerpflichtigen  Waren 
stattfindet,  oder  die  einjährige  Besitzfrist  im  Inlande,  die  darauf- 
folgende Besitzfrist  im  Auslande  ohne  Zahlung  der  Steuer  ver- 
bracht ist. 

Wir  haben  demnach  folgende  Fälle  vor  uns: 
d)  Ein  Muslim,  Dimmi,  oder  Musta'min  im  Lande  des  Islam 
besitzt  1,  2  oder  3  Jahre  im  islamischen  Inland  die  Ware,  reist 
aber  mit  ihr  innerhalb  dieser  Zeiträume  (also  nach  dem  L,  2. 
oder  3.  Jahre)  ins  Ausland,  wie  gestaltet  sich  da  die  Steuerpflicht? 
Da  muß  man  unterscheiden,  ob  die  einzelne  Steuerschuld,  d.i.  die 
Steuerschuld  nach  jeder  Besitzfrist,  durch  das  „Wandern  vor  den 
Steuererheber«  fällig  geworden  ist  oder  nicht.  Fällig  wird  sie 
auch  in  jedem  Falle  dann,  wenn  nur  „vor  den  Steuererheber 
gewandert«,  wenn  aber  die  Ware  selbst  verheimlicht  wird. 
In  diesem  Falle  muß  wegen  aller  abgelaufenen  Besitzfristen  die 
Steuer  gezahlt  werden,  wenn  die  Verheimlichung  nachher  hervor- 
kommt. Das  Wandern  vor  den  Steuererheber  macht  die  Steuer- 
schuld auf  jeden  Fall  fällig,  vorausgesetzt,  daß  die  Ware  während 


j^l^a  J^l  ^  ^  pI  ^  4j  L^JJi/lJ  ^>\  jb  J^:>  Ol5   .\S^  Jji)l  01^ 
^\a\  ^  4J  ^  Jr-^^y.  j  <j>^^  cJ^  J\^\  jS^  J.  \^\^  J}j^\  f U:  ji  j 
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Sitzfrist  im  islamischen  Inland  war.    Die  Verheimlichung 
dann  nicht.     (W.  C.  fol.  359  r:    J  jal  j  ca^3  o'<)\  OV 

aber  die  Fälligkeit  nicht  erfolgt,  deswegen  weil  der  Steuer- 
ler  garnicht  vor  den  Steuererheber  kommt  ^),  reist  z.  B.:  der 
1er  nach  ein-,  zwei-  oder  dreijähriger  Besitzfrist  im  Lande 
im  mit  der  Ware  ins  Ausland,  ohne  sie  zu  versteuern, 
l  die  Steuerschuld  hinfällig,  denn  wenn  er  auch  wieder 

1  Steuererheber  kommt,  so  ist  die  Steuerschuld  für  das 
fene  Jahr  für  den  islamischen  Staat  hinfällig.  Denn  unser 
nin  erscheint  jetzt  wie  jeder  andere  Ausländer,  der  von 
ins  Land  kommt,  Steuer-  resp.  zollpflichtig.  Seine  frühere 
chuld  ist  erloschen,  ebenso  wie  sein  Schutzbrief  {'amän), 
d  dessen  Giltigkeit  er  die  frühere  Steuerschuld  kontra- 
wegen  der  Rückreise  in  die  Heimat  erloschen  ist^). 

inn  unter  gleichen  Verhältnissen  ein  Muslim,  Dimml 
usta'min  im  islamischen  Lande  durch  ein-,  zwei-  oder 
•ige  Besitzfrist  wegen  der  betreffenden  Waren  Steuer- 
n  kontrahiert,  ohne  vor  den  Steuererheber  wegen  der 

2  Jahre  zu  kommen  und  erst  nach  Ablauf  des  dritten 
seine  Steuerschuld  deklariert,  so  ist  sie  wegen  der  ab- 
len  2  Jahre  hinfällig:  es  ist  die  Verjährung  eingetreten, 
/ir  wissen  (s.  oben  S.  40),  daß  die  Einforderung  der 
chuld  für  das  erst  abgelaufene  Jahr  vor  dem  Ablauf  der 

OC^ir  wissen,  unsere  Steuer  ist  eine  Bringschuldl 
07.  C.  fol.  359  rechts  und  359: 

vi  »J^\  oJ^p  vi  »j-^  0\  ^iJJ  ^y^^  ^j^  rj^^  f  »y-^  0\ 
^\  o.  cÜai^  ^  i^  J^j  ^J-\  jb  J^3  Ul  4;V  vüi:!!  J^l 

t  ^3  dUJ> . . .  'rj>-  r  ^ß-\  j\^  J^^  r  •jJiS'  ^  j^\ji\  Ol  <Sj 


einjährigen  Besitzfrist  für  das  2.  Jahr  stattfinden  muß,  und  hier 
findet  sie  erst  im  4.  Jahre  statt.  Also  ist  die  Steuerschuld  für 
die  abgelaufenen  2  Jahre  hinfällig  (W.  C.  fol.  359). 

Befindet  sich  die  Ware  aber  zur  Zeit  „des  Wanderns  vor 
den  Steuererheber"  überhaupt  nicht  im  Lande  des  Islam» 
sondern  im  Auslande,  so  nützt  auch  die  Einforderung  der  Steuer- 
schuld für  das  abgelaufene  Jahr  vor  dem  Ablauf  der  Besitzfrist 
des  2.  Steuerjahres  nichts.  Dann  ist  eben  auch  die  Steuerschuld 
für  das  erste  Jahr  hinfällig  ^), 

e)  Der  vorhergehende  Fall  hatte  das  Aufeinanderfolgen  der 
Besitzfristen  im  Lande  des  Islam  zur  Voraussetzung,  wobei  nur 
in  den  Zwischenräumen  zwischen  diesen  Fristen  der  inter- 
nationale Aufenthaltswechsel  erfolgt.  Nun  erörtert  der  Verfasser 
den  Fall,  wo  die  einjährige  Besitzdauer  im  Lande  des  Islam 
und  die  folgende  einjährige  Besitzzeit  für  dieselbe  Ware  im 
Auslande  verbracht  wird.  Wie  steht  es  da  um  die  Steuerschuld? 
Es  kommt  auch  hier  alles  darauf  an,  ob  die  Waren  zur  Zeit 
der  Fälligkeit  der  Steuerschuld,  d.i.  in  dem  Augenblicke,  da 
nach  einjähriger  Besitzzeit  der  Steuerschuldner  vor  den  Steuer- 
erheber  kommt  (^LxJI  j-c^^^),   sich   unter  der   Herrschaft 

der  islamischen  Rechtsordnung  und  unter  dem  Schutze  des  Imäm 
befinden. 

Wandert  z.B.  nach  einjähriger  Besitzzeit  ein  Muslim  oder 
Dimml  mit  Handelswaren  über  die  Grenze,  ohne  sie  dem 
Steuererheber  zu  deklarieren,  bleibt  im  Auslande  dann  ein 
weiteres  Jahr  und  führt  die  Waren  über  die  Grenze  zurück  in 


0  W.  C.  fol.  359:  Regel  wenn  die  Ware  im  Inland  ist: 

^x^Vl  ciß  JUJI  J>ä-1  ^^  ü\  JJ  JjVI  J>ä-I  Jl^  U  Juü  Ut  ^  ji 

Gegensatz: 

Ol  ;^  ^9  pUVl  S^  ^  ^Jr^  ^y^  J  45I5  f^LVl  jb  j  c^JJI  Jlil  Ul  j 

*  «Jldl  ^yä-l  ^^y  ^3  ^^^  Ol  jJ  4a  ^^  U  ^  »j-^. 
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at,  so  ist  die  Steuerschuld  für  das  erste  Jahr  hinfällig, 
vischen  ist  bereits  die  Besitzzeit  des  zweiten  Jahres  ab- 
ohne  daß  die  Steuerschuld  des  ersten  Jahres  eingefordert 
v^ar,  daher  Hinfälligkeit  (s.  oben  S.  40).  Aber  auch  die 
in  Jahres  ist  hinfällig,  da  die  Ware  zur  Zeit  des  Fälligkeits- 
ind  während  der  vorhergehenden  einjährigen  Besitzzeit 
\uslande  befunden  hat^). 

aber  der  Muslim  oder  Dimmi  unter  sonst  gleichen 
ssen  nach  dem  ersten  Jahre  zwar  die  Wanderung  vor 
ereinnehmer  gemacht,  aber  die  Ware  verheimlicht,  im 
ich  so  verhalten  wie  im  ersten  Falle,  so  ist  die  Steuer- 
r  das  erste  Jahr  unbedingt  fällig,  für  das  zweite  Steuer- 
dem  oben  angeführten  Grunde  hinfällig^). 

schließlich  ein  Musta'min  im  Lande  des  Islam  das  erste 
r  der  Ware  vollendet,  wandert  dann  über  die  Grenze, 
1  Steuererheber  zu  deklarieren,  kommt  dann  nach  einem 
im  Auslande  verbrachten  Jahre  wieder  über  die  Grenze 
slämischen  Staat  und  deklariert  jetzt  die  Ware  dem 
icber,  so  darf  von  ihm  nur  der  etwa  bestehende  Einfuhr- 

'.  C.  fol.  360  rechts. 

J  J^  Uc  Jli  Sjlr^Jll  JU  <^jJI  jl  ^\  J^JJ  0^1  jl  J 

j  2uÜl  4Ul  Ul  3  J^l>  M^  j^Vl  cij  j  ^U  ^  J^  ]>  ^^^ 
.  v^.  a.  a.  v^.  • 

Li  Jl  JL^^-Vl   Cij  ^  J\^l    (j  3:5-1  ^>^J  Juti  4j  ^  ji  4iV  JjVl 


zoll  erhoben  werden,  nichts  aber  von  der  Verkehrssteuer  für 
die  abgelaufenen  zwei  Jahre,  denn  als  er  das  Ausland  betrat, 
wurden  alle  Anordnungen  des  Islam  für  ihn  hinfällig^),  und 
damit  erlosch  auch  das  Recht  des  Imäm  zur  Neuerhebung  für 
die  abgelaufenen  Jahre  ^). 

f)  Da,  wie  wir  sahen,  der  springende  Punkt  bei  allen  den  gennanten 
internationalen  Steuerrechtsfragen,  der  ist,  daß  über  Person  und 
Sache  des  Steuerschuldners,  zur  Zeit  der  Fälligkeit  der  Steuer- 
schuld bezw.  während  der  einjährigen  Besitzzeit,  der  Schutz  des 
Imäm  und  seine  Herrschaft  gegeben  ist,  so  entsteht  die  weitere 
Frage:  Kann  durch  Erteilung  des  Schutzbriefes  (*amän)  an  einen 
Ausländer  im  Auslande,  die  Herrschaft  des  Islam  und  des  Imäm, 
damit  auch  die  islamische  Steuergewalt  begründet  werden?  Die 
Antwort  lautet:  Nein.  Dies  gilt  zunächst  in  dem  Falle,  wo  der 
Musta'min  vom  Lande  des  Islam,  statt  in  seinen  Heimatstaat 
zurückzukehren,  in  ein  anderes  Ausland  mit  dem  Schutzbrief 
des  Islam  wandert  und  von  dort  zurückkehrt.  Er  ist  in  der 
gleichen  Lage  wie  der  Musta*min,  der  in  seinen  Heimatstaat 
zurückkehrt  und  dann  wieder  in  das  Land  des  Islam  kommt: 
die  vor  der  Abwanderung  ins  Ausland  kontrahierte  Steuerschuld 
wird  hinfällig.  Er  hat  sich  nämlich  in  ein  Land  begeben,  wo 
die  islamische  Rechtsordnung  nicht  gilt.  Also  ist  auch  die 
Steuerforderung  dadurch  erloschen  3). 


^)  Da   sein  'amän   hinfällig  wurde;  siehe  oben  S.  45  und 
ferner  S.  49. 

2)  W.C.  360  rechts: 

3)  W.  C.  fol.  360: 
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j  hier  zum  Nachteil  des  islamischen  Staats  angeordnet 
auch  für  den   qualifizierten  Musta'min  eine  Kehrseite. 

trotz  seines  'amän  für  das  Ausland  bei  der  Rückkehr 
nuslimischen  Staat  so  angesehen,  als  ob  er  keinen  'amän 
en  hätte;  denn  der  frühere  ist  durch  seine  Abwanderung 
land  für  den  islamischen  Staat  erloschen.  Die  Folge 
t,  daß  er,  wie  jeder  andere  Ausländer,  noch  während  des- 
ähres  zum  zweiten  Mal  den  Einfuhrzoll  entrichten  muß 
)1.  360). 

gilt  auch  für  den  Fall,  wo  ein  Ausländer  eines  mit  dem 

len  Staate  durch  Vertrag  (ic^l^)  verbundenen  Staates 
lem  Vertrage,  also  gewissermaßen  kraft  eines  generellen 
'iefes,  einwandert.  Er  gilt  immer  als  Ausländer:  selbst 
während  desselben  Jahres  öfters  die  Grenze  überschreitet, 
jedesmal  den  Zoll  entrichten  (W.  C.  fol.  360). 

er,  obwohl  Angehöriger  eines  Vertragsstaats,  in  einem 
lem  Heimatstaat  verschiedenen  Auslandsstaat  von  der 
;chen  Regierung  einen  'amän  zur  Einwanderung  erhalten 

er  während  seines  Aufenthalts  im  islamischen  Staat 
hulden  der  vorgenannten  Art  kontrahiert,  wandert  sodann 
Heimat  ab  und  kehrt  mit  denselben  Waren,  wegen  deren 
erschuld  kontrahiert  war,  in  das  Land  des  Islam  zurück, 
ihm  höchstens  der  Einfuhrzoll  abgefordert,  die  vorhin 
erte  Steuerschuld  ist  aber  durch  die  Abwanderung  ins 

J^jyl  dWs  Jy^:>  ^  y\i^  ^  j  ^>-LII  Jaj\  J^i  ^  <>-Lll 
»  <äLic  v_^J  U  aJc  Jiai  düjo    0^  ^  j  TJ^  f  ^^'  ^  J^"^  ^ 

?  A^C  ^.^3  jJi£-  J^  4lc  J.iaJü  J  s-l^  JjVlj   \^\    \j^   dU^      kC 


Ausland  und  das  Hinrdlligwerden  des  *amän  jedenfalls  hinfällig: 
denn  die  Tatsache,  daß  ein  Vertragsverhältnis  zwischen  dem 
muslimischen  Staat  und  seinen  Heimatstaat  besteht,  vermag  die  zur 
Einforderung  der  Steuerschuld  notwendige  Herrschaft  des  Imäm 
unter  islamischem  Gesetze  nicht  zu  ersetzen  *). 

Wir  glauben  nun,  nach  diesem  Einblick  in  die  geistige 
Werkstätte  unseres  a§-äaibänT,  feststellen  zu  können,  daß  sein 
Buch  nicht  mit  der  Inhaltsangabe  „Kriegsrecht*  abgetan  werden 
darf.  Er  behandelt  nicht  bloß  Kriegs-  sondern  auch  Friedens- 
recht, kurz  ein  jus  belli  ac  pacis.  Wir  haben  hier  einen  Hugo 
Grotius  des  Islam  vor  uns,  der  ein  System  des 
Völkerrechts  rund  825  Jahre  vor  Grotius  geschrieben. 
Er  behandelt  die  Frage  des  internationalen  Privatrechts  zu  einer 
Zeit,  da  das  abendländische  Recht  bei  Behandlung  dieser  Fragen 
noch  tief  in  der  Barbarei  des  Personalprinzips  steckt.  Da  erhebt 
sich  für  uns  die  Frage,  woher  hat  der  Islam  diese  Probleme  und 
zum  Teil  auch  ihre  Lösung?  Die  Antwort  wird  vielleicht  in 
einen  der  dunklen  Teile  der  frühmittelalterlichen  Völkerrechts- 
geschichte hineinleuchten  können.  — 

0  W.  C.  360: 

^^  \^  ^U)l  »j^^  V^l*  'rj>'  f  it^l^il  jb  Jp-i  ^  f!yLVl  j\:>  j  jy^ 
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Igära,  'Aman  und  die  hellenistisch -byzantinische 
Wurzel  des  letzteren. 

)er  Musta'min  leitet  seine  Rechtsstellung  aus  dem  'amän 
sr  'amän  ist  die  Schutzgewährung,  welche  die  Rechtslehre 
i  mit  einem  Vertragscharakter  umkleidet,  ohne  daß  dies 

wir  gleich  sehen  sollen,  ganz  gelungen  wäre.  Caetani 
1  seinen  Annalen  des  Islam  (111119)  an: 

parola  amän  significa  realemente  sicurezza:  da  ciö  (?) 
3  il  senso  di  patto  che  concede  questa  sicurezza,  ed  in 
jificamente  di  trattato,  secondo  il  quäle  il  vincitore  musul- 
;corda  al  vinto  (musulmano  e  non  musulmano)  la  sicurtä 
i  e  nella  vita.* 

5  aber  der  *amän  von  der  Bedeutung  eines  Schutzes  zu 
Sache  des  Schutzes,  nämlich  des  Vertrages,  der  den 
gewährt,  gelangt  ist,  das  erzählt  uns  weder  Caetani  noch 
ner  der  Orientalisten.  Und  doch  ist  er  der  Kernpunkt 
blems.  Juynboll,  ein  anderer  Forscher,  der  sich  mit  dem 
griff  beschäftigt  hat  (E.  d.  L  I,  341),  gelangt  nicht  einmal 
^ie  Caetani.  Er  erkennt  nämlich  nicht  i),  daß  der  Kriegs- 
ron dem  Friedens'amän,  der  General'amän  von  dem 
lal-  oder  Speziaramän  zu  scheiden  ist  und  von  der 
hen  Rechtslehre  auch  scharf  geschieden  wird.  Sehen 
.  an,  wie  Mäwardi  dies  tut.  Nachdem  er  vorher  (p.  83  f) 
n  'amän  gesprochen,  der  durch  allgemeinen  Friedens- 
oder durch  Waffenstillstandsvertrag  vom  Islam  gewährt 

zur  Folge  hat,  daß  die  bisherigen  Feinde,  wenn  sie 
hes  Gebiet  betreten,  für  ihre  Person  und  ihr  Eigentum 
dige  Sicherheit  genießen,  setzt  er  fort  (p.  85): 

as  den  besonderen  'amän  anbelangt,  so  kann  er  von  jedem 
gewährt  werden,  Mann  oder  Weib,  Freien  oder  Sklaven.* 

j>  *l^y  J>-j  ^  Jlma  J^a3jl--j  ö\  "^t-aA^  "^j^üä-l  OUVl  Üb) 
Nichtig  erkennt  dies  dagegen  neuestens  N.  P.  Aghnides, 


Wohl  gemerkt,  Mawardi  sagt  Jjuj :  Der  *aman  wird  „ge- 
währt, geschenkt".  Er  sagt  aber  nicht:  Dieser  'amän  ist  vertrags- 
mäßig abgeschlossen,  wie  er  dies  vom  GeneraFamän  des  Imäm 
vorher  ausführlich  dargetan.  Dabei  hat  er  doch  vorher  so  scharf 
die  Vertragsnatur  präzisiert,  daß  er  bloß  das  Erscheinen  der 
Ausländers  im  Lande  des  Islam  mit  Geschenken  noch  keines- 
wegs als  notwendige  Ursache  des  'amän  bezeichnet:  denn 
Vertrag  entsteht  noch  nicht  aus  der  Offerte  zu  einem  Vertrage 

Wir  haben  also  festzuhalten,  daß  der  GeneraFamän  immer 
durch  Vertrag,  der  Individual-  oder  Spezial'amän  auch  durch 
einseitige  Handlung  entstehen  kann.  (Vgl.  die  interessante  Pa- 
rallele des  römischen  Gastrechts  bei  Mommsen,  Römische  For- 
schungen I.  324).  — 

A§-SaibänT  unterscheidet  noch  schärfer  innerhalb  des  Indi- 
vlduaramän  ^).    Er  tut  dies  im  Anschlüsse  an  fogenden  Fall: 

„Wenn  während  der  Belagerung  einer  Festung  von  Seiten  der 
Muslims  ein  Mann  (sc.  der  Festung)  einen  'amän  verlangt,  um 
zum  Feind  (sc.  den  Muslims)  zu  gelangen,  wenn  sie  (sc.  die  Muslims) 


1)  WC.  fol.  69  und  f.  70  rechts: 

J^^..^  J  J  A>wA-Li  y:>rj<^  OUVl  ^JJlai  U  U  A-^*      Ic  Uj_U-  Ij^a   jl-»  ji  \^ 

Olj  IIa  j^\  JU  /cL^  j  C^  03  fyJuA\  ^  0\  (J\^\  j  s-Vyb  c->Ui>^l 

ciÜJJ  ^  JLll  y V:>  j  ^  Jlij^Vl 
Der  gefangene  Ungläubige,  der  Pardon  von  einem  Muslim 
erhält,  bewahrt  sein  Leben  allen  anderen  gegenüber,  aber  er 
selbst  wird  fai*  der  Muslims:  WC.  fol.  90  rechts. 
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m  solchen  gewahren,  und  er  mit  seiner  Frau,  seinen  kleinen 
I,  seinen  Sklaven  und  seinem  beweglichen  Vermögen  nun 
•  Festung)  auszieht,  so  ist  dies  alles  bis  auf  seine  Person 
i.  Gemeingut)  der  Muslims.  Denn  er  ist  (in  diesem 
ezwungen  und  in  Furcht  für  sein  Leben,  und  wenn  er 
an  fordert,  so  geschieht  dies  nur,  um  seine  Person  zu 
nd  zur  Erreichung  dieses  Zieles  liegt  keine  Notwendigkeit 
\  ihm  die  genannten  Personen  und  Sachen  folgen.  Im 
itze  dazu  steht  der  erste  (früher  genannte)  Fall,  wenn 
äinem  (Heimat-)Staate  sc.  ohne  Furcht  war  und  den 
ir  unser  (Muslim-)Land  erbeten  hat,  um  sich  darin  auf- 

und  Handel  zu  treiben.  Dann  kann  seine  Absicht  nicht 
•ührung  kommen  außer  durch  Begleitung  dieser  (Personen 
hen).  In  dem  zweiten  Falle  steht  ein  Recht  der  Muslims 
tten  fest,  nämlich  auf  die  Gesamtheit  dessen,  was  dort 
jstung  ist,  denn  das  Belagerte  ist  so  gut  wie  das  Erbeutete, 
wegen  wird  (sc.  nur)  die  Verfügungsmöglichkeit  darüber 
oben.  Und  die  Notwendigkeit  für  den  Wegfall  eines 
es  Muslims,  wenn  es  einmal  feststeht,  kann  nur  stattfinden 
sdrücklicher  Abmachung,  nicht  aber  auf  Grund  der 
cklichen  Lage.  Was  aber  den  Musta*min  (sc.  im  1.  Falle) 
r  Land  anlangt,  so  haben  die  Muslims  kein  feststehendes 
n  dem  was  in  seiner  Begleitung  ist,  und  (daher)  fürwahr 
wendigkeit  des  Schutzes  seines  feststehenden  Rechts 
irrschung  ihrer  (sc.  der  Sachen  und  Personen  in  seiner 
tig)  genügt  dafür  ebenso  wie  die  Vermutung  aus  der 
cklichen  Lage  (sc.  ohne  daß  hier  ausdrückliche  Abmachung 
re).« 

dem  Angeführten  ergeben  sich  folgende  Sätze  für  die 

ge. 

GeneraFamän  ist  von  dem  IndividuaFamän  scharf  zu 
.  Der  erstere  kann  nur  vom  Imäm  erteilt  werden  für 
^ohner  des  durch  Vertrag  verbundenen  Auslands  und 
den  Schutz  derselben  im  Lande  des  Islam  sowohl  für 
son  als  für  ihr  Eigentum.  Der  IndividuaFamän  wird 
im  Muslim  erteilt  mit  der  Wirkung,  daß  er  für  alle 
Muslims  verbindlich   ist.    Er  ist  entweder  Kriegs'amän 


.  j >_ 


der  Generaramän.  Wie  wir  gesehen  haben  (S.  oben  14)  und 
(§  4)  noch  sehen  werden,  kann  der  Friedens'amän  als  SpeziaU 
'amän  in  der  Praxis  auch  nur  vom  Imäm  erteilt  werden. 

Kurz,  ein  Friedens'amän  (General-  oder  Individuaramän) 
schafft  die  Rechtsstellung  eines  Musta'min,  ein  Kriegs*amän  in  der 
Regel  nur  die  Pardonierung  des  Lebens.  Der  erste  ist  gewöhnlich 
nur  als  Vertrag  denkbar,  der  letztere  durch  einseitige  —  wie  wir 
bald  sehen  sollen  —  auch  symbolische  Handlungen  des  'amän- 
gewährers  oder  -empfängers  möglich. 

Wie  im  germanischen  Recht  ^)  haben  wir  hier  im  islamischen 
Recht  die  beiden  Formen  der  Haftung:  die  sog.  unselbständige 
Haftung  durch  Zugehörigkeit  zu  einem  Verbände  (Haftung  aller 
Muslims  für  die  Innehaltung  des  vom  einzelnen  Muslim  ge- 
währten 'amän)  und  die  sog.  selbständige  Haftung  (Haftung  der 
Muslims  für  den  erteilten  'amän)  kraft  Rechtsgeschäfts  (Vertrags). 

Es  entsteht  nun  die  rechtsgeschichtlich  wichtige  Frage:  welche 
dieser  Haftungsformen  ist  im  islamischen  Recht  die  ältere? 

II.  Die  Igära-Wurzel  im  *Amänbegriff. 

1.  Die  Gleichstellung  von  igära  und  *amän  im  ältesten  Recht 
des  Islam  begegnet  uns  in  einer  Reihe  von  authentischen  Doku- 
menten, die  wir  hier  zunächst  anführen  wollen. 

Da  ist  zunächst  die  (im  Jahr  2  d.  H.)  entstandene  Gemeinde- 
ordnung von  Medina  zu  nennen,  welche  in  ihrem  Schlußartikel 
—  nach  Wellhausen's  Übersetzung 2)  —  den  Satz  enthält: 

„Wer  zu  Felde  zieht,  genießt  Sicherheit,  und  wer  zu  Hause 
bleibt,  genießt  Sicherheit  in  der  Medina." 

Bei  Ibn  Hi§äm,  der  das  Original  enthält,  lautet  die  Stelle 
(ed.  Wüstenfeld  1.344): 

Dann  setzt  der  Text  fort: 

'J^\  J  j  ^M^\0\  jf\  j^  ^)J\ 
was  Wellhausen  (a.  a.  O.)  übersetzt: 

»Ausgenommen  (d.  h.  von  dem  Genuß  der  Sicherheit)  wer 
offen  oder  geheim  Unrecht  begeht.  Gott  ist  der  Schutzherr 
dessen,  der  redlich  ist  und  fromm.* 


1)  S.  Gierke,  Schuld  und  Haftung,  S.   12. 
^)  Skizzen  und  Vorarbeiten,  IV.  S.  73. 
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r  z.ustana  aes  Mcnerneitsgenieuens  1*^1  1   macnt  vjocc 

hutzherrn  (j^). 

e  andere  wichtige  Belegstelle  ist  der  Qur'än,  Süra  IX  6: 

enn  einer  der  Ungläubigen  dich  um  Schutz  bittet,   so 
j  diesen  ihm,  bis  er  das  Wort  Gottes  hören  kann.   Darauf 
seinen  Ort  der  Sicherheit  erreichen.* 

;se  Stelle  liefert  nicht  bloß  aus  ihrem  eigenen  Wortlaut 
den  Beweis  für  die  Gleichung  zwischen  igära  und  *amän 

•olge  des  ij>\  =  das  Erreichen  lassen  des  a-LaU  =  Ort 

lerheit) '),  sondern  auch  deshalb  den  Beweis  für  die  Gleich- 
beider  Begriffe,  weil  aus  diesem  Satz  des  Qur'än  ein 
atz  des  'amän- Instituts,  von  einigen  sogar  die  ganze  Lehre 
län,  abgeleitet  wird.  Insbesondere  wird  aus  dieser 
teile  der  Rechtssatz  abgeleitet:  Wenn  ein  Ungläubiger 

seines  Schutzes  ^^itl»)  verläßt  ohne  Waffen,  ohne  Beglei- 
d  ohne  sonstige  Anzeichen  einer  Angriffsabsicht,  und 
an  mit  erhobener  Stimme  fordert,  so  wird  er  ämin.  Denn 
el  ob  ihm  die  Muslims  'amän  gewähren  oder  nicht,  das 
Gesetz  gewährt  ihm  in  diesem  Falle  den  'amän.  Denn 
?t:  und  nun  wird  Qur'än  IX,  6  zitiert*). 

)aß  schon  die  Frühzeit  des  Islam  hier  in  dieser  Qur*än- 
ära  =  *amän  setzte,  bezeugt  der  berühmte  Vertrag  Amr  ibn 
;  mit  den  von  ihm  unterworfenen  Christen  von  Ägypten 
3ari  I.  p.  2588  f.): 

,  4-L»U    liiL»    ^^  J^\   y^  c-^UJjl   j\^\    J  tjt   ^^    J 

er  dies  verweigert  oder  das  Wegziehen  vorzieht,  der 
i  'amän  haben,  bis  er  zum  Ort  seiner  Sicherheit  gelangt.* 
die  Verbalform  igära  der  Qur'änstelle  direkt  durch  'amäna 

^s-Saibänl,  W.  C.  fol.  59: 

;V  vJ  ..i  '^A  W  ..  .;  V  . ;.  .'A\  .-»1  \\   4  .iK  *  .'M-Vi. 


Schließlich  sei  noch  ein  Dokument  aus  den  ältesten  Zeiten 
des  Islam  angeführt,  eines  von  den  Sendschreiben  Muhammads 
an  die  Banu  Ganba ')  und  die  Bewohner  von  Maqnä: 

»Und  wenn  dieses  mein  Schreiben  zu  euch  gelangt,  so  seid 
ihr  sicher  und  habt  den  Schutz  Gottes  und  seines  Boten 
[^j^j  4«j  j  ^\  4>cj  JJ  OjIaI  ^X-Jli).  Es  soll  euch  kein  Un- 
recht widerfahren  und  keine  Befehdung,  denn  der  Bote  Gottes 
nimmt  euch  in  Schutz  gegen  alles,  wovor  er  sich  selber  wahrt 

Auch  hier  wird  das  Sichersein  durch  'amän  dem  Schutz 
durch  das  gär- Verhältnis  gleichgestellt. 

2.  Das  gär -Verhältnis. 

Die  Verleihung  des  Schutzes  (s;L>.i)  im  vorislämischen  Arabien 

konnte  2  Formen  annehmen,  eine  Individualform  oder  eine  Ge- 
neralform. Entweder  wurde  ein  Individuum  in  den  Schutz  eines 
Stammes  aufgenommen  oder  ein  ganzer  Stamm.  Für  beide  Formen 
dasselbe  Wort  der  Schutzverleihung,  ähnlich  wie  der  'amän  ein 
General-  oder  IndividuaPamän  sein  kann. 

Über  die  igära  an  ein  Individuum  sind  wir  verhältnismäßig 
ausgezeichnet  informiert  2).  Diese  konnte  von  jedem  Mitglied 
des  Stammes,  sogar  von  Frauen  und  Kindern  verliehen  werden. 
Es  galt  aber  gewöhnlich   als  Zeichen   hohen  Ansehens,   wenn 


.iil    (•^fe'^c*-^    J^oJ>-\3   6j\s>rJ.J\    ^jJ1\     ^    J^l    Ol    J   JUj       '^\    Sy 

')  Wellhausen,  Skizzen  und  Vorarbeiten,  IV.  p.  16,  §  44 
(arab.  Text)  und  p.  119  f.  (Übersetzung).  Dazu  das  folg.  Send- 
schreiben a.  a.  O.  §  45. 

^)  Insbes.:  durch  Quatremere,  Les  asiles  chez  les  Arabes,  in 
Memoires  de  TAcademie  Royale  des  inscriptions  et  heiles -Lettres 
t  XV.  (1842)  p.  307.  Der  Titel  „Asyl«  als  Resultat  der  igära  ist 
irreführend  und  deckt  nicht  die  Sache,  wie  aus  der  schönen 
Arbeit  selbst  hervorgeht.  Vergl.  noch  außerdem  über  den  Gegen- 
stand: Fraenkel  in  Or.  St.  (für  Nöldeke  1907)  I  293  ff.;  Zaidän, 
Ummayads  und  Abbäsids  in  Gibb  Memorial  Series,  IV  (1907) 
p.  25  f.  §  15,  wo  man  freilich  unter  dem  Titel  „neighbourhood* 
kaum  die  igära  als  Rechtsinstitut  wiederzuerkennen  vermag. 
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le  Schutzbemhlene  hatte,  und  der  arabische  Krieger 
»ich,  wenn  ihn  jemand  mit  erhobener  Stimme  um 
»at,  vom  Pferde  zu  steigen  und  Schutz  ohne  Ansehen 
;on  zu  gewähren. 

bolische  Handlungen  bewirkten  auch  die  igära,  z.  B.  das 
in  der  Kleider  vor  dem  Zelt  des  Schutzherrn,  die  Aus- 
ig des  Turbans,  den  der  Schutzherr  getragen,  das  Anfassen 
in  oder  des  Bartes  des  künftigen  Schutzherrn,  die  Über- 
les  eigenen  Gewandes  des  Schutzherrn  an  den  Schütz- 
en, das  Aufsetzen  auf  die  Knie  u.  a.  m.  Der  Schutzherr 
Die  Wirkung  der  igära,  war  nicht  bloß  der  Schutz 
jn  Schutzherrn,  sondern  durch  seine  ganze  Sippe  und 
tamm  (einschl.  seiner  Klienten).  Dieser  Schutz  ging 
Blutrache  für  den  Tod  des  Schützlings, 
ymbolische  Handlungen  zur  Aufnahme  genügten,  konnte 
h  einem  Widerstrebenden  durch  List  aufgenötigt  werden. 

Schutzentkleidung,  d.  h.  die  Aufgabe  des  Schutzes,  konnte 
'  durch  wechselseitiges  Einvernehmen  zwischen  dem 
rrn  und  Schutzbefohlenen,  gewöhnlich  nur  öffentlich, 
imen  werden.  Ohne  Einwilligung  des  Schutzbefohlenen 
solche  Entziehung  des  Schutzes  unzulässig.  Aber  der 
fohlene  konnte  seinen  Schutz  zurückgeben  ^).  Auch 
Gegenständen,  Sachen  konnte  die  igära  erteilt  werden. 

igcr  gut  2),  als  über  die  Individualigära,  sind  wir  über 
jktivigära  an  einen  ganzen  Stamm  informiert.  Ob  die 
(vielleicht  Agänl)  noch  viel  Material  darüber  bringen 
scheint  uns  zweifelhaft,  weil  gerade  diese  Form  der 
Muhammads  und  des  Islam  Kampf  gegen  das  arabische 
und  Fehdewesen  im  allgemeinen  und  gegen  die  igära-') 


\j:>'  -uic  ^j:  Ibn  Atlr  II.  p.  58. 

ußer  gelegentlichen  Äußerungen  bei  Wellhausen,  Skizzen 
arbeiten  IV.  S.  1 1  ff.,  S.  77  ff.,  noch  Pedersen,  der  Eid 
Semiten,  in  „Der  Islam"  Beiheft  Nr.  3,  S.  29  f. 


im  besonderen,  sich  in  die  Wüste ')  verziehen  mußte,  um  über- 
haupt noch  fortzuleben.  Immerhin  haben  wir  ein  anderes  Mittel, 
um  das  Wesen  dieser  Kollektivigära  kennenzulernen.  Es  steht 
nämlich  fest,  daß  das  hebräische  ger  dem  arabischen  gär  gleichzu- 
setzen ist^).  Nun  sind  wir  über  die  Rechtsstellung  der  alttestamcnt- 
lichen  gerlm,  der  Schutzbefohlenen,  sehr  gut  unterrichtet 3).  Wir 
geben  eine  kurzeZusammenfassungdieserRechtsstellungnachMax 
Weber  (Archiv  für  Sozialwissenschaft,  Bd.  44,  S.  84-94)  wieder^ 

Neben  den  eigentlichen  Israeliten  standen,  ursprünglich  rituell 
von  ihnen  geschieden,  die  stammfremden,  teils  in  Ortsverbänden, 
teils  ohne  solche,  in  Sippen  und  Stämmen  organisierten  „gerlm*^ 
(Metöken),  entweder  als  bodensäßige  Klientelstämme,  die  z.  B.  noch 
fronpflichtig  gewesen  sein  mögen,  oder  als  nicht  bodensäßige 
Gaststämme  und  Gastsippen.  Sie  standen  im  Gegensatz  zum 
»nokhri*,  dem  rechtlosen  Landfremden,  in  einem  festen  und 
geordneten  Rechtsverhältnis  zu  dem  politischen  Verband  (der 
Stadt),  dem  sie  angegliedert  waren,  wurden  von  diesem  geschützt, 
scheinen  sogar  als  gerichtsstandsfähig  gegolten  zu  haben.  In  eben- 
demselben Rechtsverhältnisse  des  »ger*  konnten  sich  aberauch  voll- 
berechtigte Israeliten,  ja  ganze  israelitische  Stämme  befinden  (so 
z.  B.  der  Stamm  Issachar),  wenn  sie  sich  bei  einem  fremden  Stamme 
niedergelassen  hatten  oder  in  einen  solchen  einordnen  mußten. 

Diese  Gleichstellung  von  hebr.  ger  und  arab.  gär  befähigt 
uns  auch  das  großartigste  Beispiel  einer  politischen  Zusammen- 
fassung durch  Kollektivigära,  die  die  arabische  Geschichte  kennt, 
zu  begreifen:  Wir  meinen  die  politische  Zusammenfassung  von 
Arabern  und  Juden  durch  die  Gemeindeordnung  Muhammads 


1)  Hier  hat  sie  sich  allerdings  sowohl  als  Kollektiv-  als  auch 
als  Individualigära  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten.  Siehe 
Musil,  Arabia  Peträa  III.  p.  345  ff.  Nur  heißt  es  immer  statt  des 
alten  j\^\  nun  je  J^:> .  Auch  Frauen  erteilen  Schutzfehderecht 
der  Sippe  des  Schützers  gegen  die  den  Schutz  verletzenden 
ebendort.     Beispiel  einer  Kollektivigära:  Musil  a.  a.  O.  67. 

Gelegentlich  heißt  das  Schutzgewähren  auch  *amäna,  siehe 
Musil  a.  a.  O.  237.,  meist  aber  dahala  'alä. 

2)  Vergl.  Dozy,  die  Israeliten  zu  Mekka  S.  94  f.  und  jetzt 
Bertholet,  Kulturgeschichte  Israels,  1919,  S.  1041. 

•^)  Vergl.  Bertholet,  die  Stellung  der  Israeliten  und  der  Juden 
zu  den  Fremden  (1896);  Benzinger  in  Hauck's  R.  E.  VI.  262  ff. 
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ina  yuiu   uas  jaiir  ^  u.   n.;.      es   war    uiwiiis    iiaiui neuer 

;  verschiedenen  Stämme  durch  das  ihnen,  d.  h.  sowohl 
)ern,  als  auch  den  Juden,  verständliche  Rechts- 
t  der  igära  zusammenzubringen,  da  die  Hoffnung  auf 
Tiisierung  der  Juden  verschwunden  war.  Zudem  befanden 
[uden  schon  durch  alte  Gewohnheit  in  diesem  Verhältnis 
Aus  und  öazrag)  Ansär.  Muhammads  Tat  bestand  nun 
ß  er  die  politische  igära  zu  einer  religiös-politischen  igära 
Ite  und  das  Resultat  derselben  aus  einem  politischen 
Thältnis  (dimma)  zu  einem  religiös-politischen,  als  Schutz- 
ft  Gottes  (dimmatu  'llähi),  werden  ließ.  Das  Wesen  der 
in  igära  können  wir  aber,  wenn  wir  von  der  religiösen 
absehen,  wohl  am  besten  an  der  Dimma  von  Medina 
1. 

rabische  Dimma,  das  Resultat  der  Igära:  eine  Kollektiv- 
erantwortlichkeit  ohne  Vertragsgrundlage. 

Ledina  lebten  vor  der  Ankunft  Muhammads  Araber  und 
itereinander  im  gär- Verhältnisse.  Aber  dies  war  noch 
potenziert,  daß  ein  Stamm  gleichzeitig  einen  anderen 
und  von  einem  dritten  beschützt  werden  konnte, 
arabischen  Stämme  hatten  jüdische  Stämme  oder  Sippen 
ten  und  diese  wieder  arabische  Geschlechter  i).  Ein 
jeflecht  von  gär-Verhältnissen  konnte  selbst  nur  durch 
rung  des  Bestehenden  und  religiöse  Spiritualisierung 
n  zur  Ordnung  gebracht  werden, 
lammad  tat  dies,  indem  er  aus  den  Gläubigen,  Heiden  und 
n  Medina  eine  durch  das  gär-Verhältnis  geeinigte  Schutz- 
:haft  (dimma)  machte.  Die  Gläubigen  untereinander 
den  Ungläubigen  und  den  Juden  bildeten  eine  einzige 
ichaft  (umma)  gegenüber  den  anderen  Menschen.  Einer 
entlichsten  Seiten  dieser  Gemeinschaft  ist  die  Schutz- 
;haft  in  oder  durch  Vermittlung  Gottes  (die  dimmatu 
ergl.  §  15  und  25  der  Gemeindeordnung).  Diese  Schutz- 
;haft  ist  eine  Kollektivverantwortlichkeit  durch  Gottes 
Ling.  Dieser  Zusatz  ist  islamisch.  Arabisch  und  vor- 
i:   die   Kollektivverantwortlichkeit   der   einzelnen   Mit- 


glieder  des  gär-Verhältnisses  untereinander.  Aufnahme  in  das  gar- 
Verhältnis  kann  der  Geringste  gewähren.  Die  spätere  Fiqhlehre 
beschränkte  und  erweiterte  den  Sinn  dieses  Rechtssatzes  (§  15 
der  Gemeindeordnung)  gegenüber  der  vorislamischen  Zeit.  Sie 
beschränkte  ihn  (s.  weiter  unten),  indem  sie  nur  den  Erwachsenen 
das  Recht  der  igära  verlieh.  Sie  erweiterte  ihn,  indem  sie  auch 
den  Nichtstammgenossen,  z.B.  den  Sklaven  oder  Freigelassenen, 
sofern  er  nur  Muslim  war,  zur  Schutzgewähr  zuließ.  Alien 
Menschen  konnte  dieser  Schutz  gewährt  werden:  nur  nicht  den 
Quraischiten  (§  20  der  Gemeindeordnung).  Die  igära  blieb  dem 
Stamm  und  jedem  Mitglied  des  Stammes.  Aber  nicht  nur  die 
Individualigära  (§  15  der  Gemeindeordnung),  sondern  vor  allem 
die  Kollektivigära.  Jeder  Stamm  —  ob  vorislrimisch- arabisch 
oder  jüdisch  —  konnte  einem  anderen  Stamm  gegenüber  die 
igära  gewähren.  Denn  wie  die  Wirkung  der  Individualigära  die 
ist,  daß  der  ganze  Stamm  des  Schutzgewährers  die  Kollektiv- 
pflicht übernimmt,  den  Schutzbefohlenen  zu  schützen,  so  ver- 
pflichtet die  Kollektivigära  eines  Stammes,  die  ganze  Schutzge- 
meinschaft der  umma.  Das  ist  wohl  der  Sinn  des  sonst  dunklen 
Satzes  (§  45  der  Gemeindeordnung): 

»Wenn  sie  (die  Juden  von  den  Gläubigen)  zu  Frieden  auf- 
gefordert werden,  daß  sie  ihn  schließen  und  annehmen  sollen, 
so  sollen  sie  es  tun;  und  wenn  sie  die  Gläubigen  zu  Ähnlichem 
auffordern,  so  haben  diese  ihnen  gegenüber  die  gleiche  Pflicht, 
ausgenommen  den  Krieg  wegen  der  Religion.  Jeder  hat  sein 
Teil,  das  ihm  zunächst  obliegt." 

Durch  die  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Religionskriege,  die 
jeder  Glaubensgemeinschaft  auf  eigene  Gefahr  zustehen,  bleiben 
die  übrigen  Kriege,  durch  Kollektivigära  —  die  spätere  Zeit 
würde  hier  GeneraPamän  sagen  —  beendbar.  Durch  das  gär- 
Verhältnis  ist  die  umma  von  Medina  eine  Art  von  Bundesstaat, 
worin  jeder  Stamm  ein  Kriegsrecht  auf  eigene  Faust  hat,  mit 
Rechtswirkungen  für  den  Gesamtverband. 

Wir  lernen  aus  dieser  Gemeindeordnung  für  die  Rechts- 
verhältnisse der  igära  folgendes: 

i)  Die  igära  ist  auch  in  islamischer  Zeit  entweder  Individuai- 
oder  Kollektivigära;  beide  lösen,  wie  der  Individual-  und  General- 
*amän  der  späteren  Zeit,  eine  Kollektivverantwortlichkeit  des 
Stammes  resp.  aller  verbündeten  Stämme  (der  sog.  Eidgenossen 
S  37  der  Gemeindeordnung)  aus. 
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Diese    Kollektivverantwortlichkeit   heißt   dimma.       Das 
der   igära  ist  also   die    dimma  ^)   und    zwar  im    Islam 
matu  Mlähl  (die  Schutzgemeinschaft  Gottes)  und  seines 
en. 

n  die  Schutzgemeinschaft  Gottes  konnten  in  der  ersten 
Islam  Ungläubige  undjuden  aufgenommen  werden- 
ja  nur  eine  Folge  der  vorislämischen  igära,  die  eben 
mmesfremden  Schutz  gewährte.  Die  Gemeindeordnung 
lina  bestätigt  dies.  Andere  Beispiele  aus  dem  frühesten 
ssen  sich  nachweisen  und  finden  sich  in  den  Annalen 
n  von  Caetani  (passim).  Erst  die  spätere  Zeit  hat  daran 
genommen,  daß  auch  die  Ungläubigen  in  den  Schutz 
nd  seines  Propheten  genommen  werden  und  hat  höchstens 
Ungläubigen  den  Schutz  (dimma)  der  Muslims  oder 
effenden  Oberbefehlshabers  des  islamischen  Heeres  zu- 
(s.  weiter  unten  §  4). 

Die  Schutzgemeinschaft  (dimma)  als  Resultat  der  In- 

■  oder  Kollektivigära  setzt  keine  Vertragsgrundlage 
Das  hat  Wellhausen  ^),  für  die  dimma,  die  zu  Medina 
nachgewiesen.      Und   in   der  Tat:   die   vorislämischc 

nnte,  wie  wir  wissen,  durch  symbolische  Handlungen, 
durch  Überlistung  desjenigen,  dessen  Schutz  man 

1  wollte,  begründet  werden.     Von  Vertrag  ist  deshalb 

ehr  interessant  ist,  wie  sich  diese  Rechtstatsache  noch  bei 
Schichtsschreibern  der  späteren  Zeiten  erhalten  hat. 
'  berichtet  (II  p  58),  daß  die  von  Muhammad  nach 
en  gesandten  Muslims  auf  ihrer  Rückreise  in  die 
n  Mekka  kamen.  Sie  fürchteten  vor  der  Gewalttätigkeit 
Islam  abholden  Quraischiten  und  wagten  nur  insgeheim 

I  oder  durch  in  Anspruchnahme  der  igära  (j\j^)  seitens 
eunde  oder  Verwandten  in  Mekka  Unterschlupf  zu 
;  bald  besannen  sie  sich  aber,  daß  die  Schutzgemeinschaft 
wertvoller  ist,  als  die  der  Ungläubigen.  Einer  sagte: 
i  in  der  Schutzgemeinschaft  eines  Ungläubigen.  Der 
jottes  ist  wertvoller«,  und  er  gab  dem  Gewährer  seinen 
ährten  Schutz  zurück: 


gar  keine  Rede.  Einseitige  Handlungen  des  Schutzge währers 
sind  die  igärahandlungen,  und  auf  solchen  einseitigen  Handlungen 
ruht  die  dimma  oder  Schutzgemeinschaft.  In  diesem  Sinne  sind 
wohl  die  meisten,  wenn  nicht  alle  sogenannten  Sendschreiben 
Muhammads  an  die  arabischen  Stämme  in  der  Frühzeit  des  Islam, 
aufzufassen.  Sie  sind  nicht  „Verträge*,  als  welche  sie  die  spätere 
Tradition  und  Geschichtsschreibung  hinzustellen  liebt,  sondern 
einseitige  Handlungen  der  Schutzgewähr. 

Wir  greifen  aus  den  vielen  nur  einen  Beleg  hervor^). 

„Und  Muhammad  schrieb  an  die  banü  Ganba  —  das  sind 
Juden  in  Maqnä  —  und  an  die  Bewohner  von  Maqnä  —  Maqnä 
ist  nahe  bei  Aila.  Eure  Gesandten  sind  bei  mir  eingetroffen 
auf  ihrem  Heimwege  nach  ihrer  Stadt.  Und  wenn  dies 
mein  Schreiben  zu  Euch  gelangt,  so  seid  ihr  sicher  und 
habt  den  Schutz  Gottes  2).« 

Der  obige  Brief  legt  dem  Adressaten  Pflichten  auf,  wofür 
sie  gewissermaßen  als  Gegenleistung  den  Schutz  Gottes  und 
seines  Boten  erlangen.  Kein  Wort  davon,  ob  sie  die  Bedingungen 
auf  sich  nehmen  wollen,  kein  Wort  davon,  ob  sie  dem  „Vertrag* 
zustimmen  wollen.  Sie  erhalten  den  Schutz,  in  dem  Augenblick^ 
wo  sie  den  Brief  erhalten.     Punktum! 

Das  gär- Verhältnis  braucht  eben  keine  Vertragsgrundlage. 
In  das  gär-Verhältnis  und  in  das  es  ablösende  'amän -Verhältnis 
kommt  nun  durch  die  Traditionarier  und  das  Fiqh  die  Vertrags- 
grundlage. 

III.  Die  Hineinarbeitung  des  Vertragscharakters  in 
igära  und  'amän  durch  Tradition  und  Fiqh. 

Für  das  Studium  dieser  Gedankenarbeit  bietet  a§-SaibänT, 
der  lange  vor  BubärT  die  Traditionen  unserer  Frage  gesammelt 
hat,  in  seinem  Buch  eine  wahre  Fundgrube. 

Wir  können  hier  Tradition  und  Fiqh  gewissermaßen  in  ihrer 
Werkstätte  belauschen.  Die  Aufgabe  für  sie  war,  die  dem  Stammes- 
wesen entspringende  Kollektivverantwortlichkeit  und  Kollektiv- 
haftung,  verwirklicht  durch  igära  und  'amän,  in  eine  auf  Vertrag 
ruhende  Haftung  umzudeuten.    Die  Gründe,  warum  sie  dazu 


1)  Wellhausen  a.  a.  O.  119. 
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war,  werden  wir  (noch  weiter  unten  IV)  kennen  lernen. 
!  Arbeit. 

feinsten  und  schönsten  Probleme  in  diesem  Buche  —  so 
Jaibänl  in  seinem  Eingangs-Kapitel  über  den  *amän  ^)  — 
i  die  Kapitel  über  den  *amän.  Denn  sie  verbinden  die 
in  des  Rechts  mit  der  Sprachwissenschaft.  Es  pflegte 
»er  Autor  seinen  Vetter,  den  berühmten  Hofphilologen 

AU  ben  Ijiamza  al  Kisä'i  2),  in  Fragen  der  Sprachwissen- 
i  Rate  zu  ziehen  3). 

die  Sprachwissenschaft  von  den  Gelehrten  des  Islam 
;gung  des  Rechts  eifrig  herangezogen  wurde,  geht  aus  den 
lena  Ibn  yaldün's  hervor:  Alle  Gesetze  der  sari'at  folgen 
m  undSunna.  Diese  seien  in  arabischer  Sprache  festgelegt, 
lüsse  man  mit  Hilfe  arabischer  Sprachwissenschaft  die 
g  schwieriger  Textstellen  suchen  (III  p  279  des  arabischen 

Nach  Al-Kisä'I  und  As-SaibänT  soll  dies  nun  besonders 
ehre  vom  'amän  der  Heerfahrten  zutreffen, 
ch  ein  Pröbchen  dieser  Methode  —  die  geradezu  das 
ick  unserer  historischen  Methode  ist  —  bietet  as-Saibänl 
n  oben  zitierten  Eingangskapitel  zur  Lehre  vom  'aman. 

dort  der  bekannte  Ausspruch  des  Propheten: 

:her  Übersetzung:  „Die  Muslims  haben  die  Gewalt  über 
t-Muslims:  es  vermag  den  Schutz  von  selten  der  Muslims 
führen  der  geringste  unter  ihnen«  —  erklärt.  Nach  Ibn 
nd  Wäqidi  soll  der  Prophet  den  Ausspruch  getan  haben 

js  in  der  Form:  ^L'^l    ^>*LH   Jt  >^   aj\\  als  Zainab, 

des  Abu  '1  *Äs  ibn  ar-Rabl*,  ihrem  heidnisch  gebliebenen 
Medina  mittels  igära  Unterkunft  gewährte. 

^  C.  a.  a.  O.  fol.  52. 

ber  dieses  Brockelmann  I  115. 

^  C.  a.  a.  O. 

j  Uj^*  O^j  cJU-  j  1 0i^4ild  Js-LSÜI  S^  J"  Jt  l^  jjLiJ  ü^j 
e  damals  gesagt  (j-3):  Wer  die  gründlichen  Kenner 


Ohne  Rücksicht  auf  diesen  historischen  Hintergrund,  wird 
nur  durch  Heranziehung  verschiedener  Qur*änsprüche  unter  Ver- 
wendung des  ^_^ ,  der  Sprachwissenschaft  oder  Grammatik, 
untersucht,  woher  man  das  (/i>3l)  abzuleiten  habe.  Entweder 
—  sagt  a§-SaibänT  (W.C.  fol.  52)  —  man  leitet  das  Wort  von 
»JiU  ab,  dann   bringt  man  es  mit  dem  Qur'änwort  (Süra  58, 

V.  8)  in  Zusammenhang:  „Es  gibt  keine  geheime  Unterhaltung 
unter  Dreien,  wobei  Gott  nicht  der  Vierte,  nicht  unter  Fünfen, 
wo  er  nicht  der  Sechste  ist.     Es  können  sich  nicht  vereinigen 

—  weniger  oder  mehr  —  (jS"\  V  j  dUj  ja  J:>1  V j)  bei  denen 

er  nicht  wäre  .  .  .*  Die  Verbindung  mit  diesem  Qur'änworte 
zeigt,  daß  der  Rechtsatz  voll  begründet  ist,  daß  der  'amän  eines 
einzigen  rechtsverbindlich  (sc.  für  die  übrigen  Muslimen)  ist. 
Hier  ist  also  die  aus  dem  Stammeswesen  zu  erklärende  Kollektiv- 
haftung durch  eine  Wortinterpretation  erklärt.     Leitet  man  — 

sagt  a§-SaibänT  —  aber  das  Wort  von  der  Wurzel  ^^1  ab,  so 

kann  man  es  mit  dem  Qur'änworte  (Süra  53  v.  9)  in  Ver- 
bindung bringen:  »Er  war  in  der  Entfernung  doppelter  Bogen- 
wurfweite oder  noch  näher  ( J^l  j\  c^ß  ^ü  OKld)  ."   Dann  wird 

—  so  sagt  a§-SaibänI —  die  rechtliche  Zulässigkeit  des  'amän 
jener  Muslims  begründet,  welche  an  den  Grenzen  wohnen 
und  den   Feinden   näher  sind.     Oder  man   leitet  —  so  führt 

al-Saibänl  schließlich  aus  —  das  Wort  von  s^^jj!  *)  (Wurzel 
»l:»)  ab,  so  wird  durch  diese  Verbindung  der  Rechtsatz  be- 
gründet, daß  auch  derjenige  der  andauernd  gegen  das  Gesetz 
sündigt  {\^^)  einen  'amän  erteilen  kann,  denn  „das  Gegenteil 
der  Niedrigkeit  ist's  was  den  Muslims  geziemt.«      (j^:,  ^..Jjy 

So  kann  man  mit  Hilfe  der  Sprachwissenschaft  alle  Rechtsätze 
in  den  Qur'än  hineinlesen.  Nach  a§-SaibänT  ist  die  Dimma 
und  der  *amän  ein  Vertrag  und  zwar  entwender  ein  zeitlich 
beschränkter  oder  zeitlich  unbeschränkter.    (W.  C.  a.  a.  O.  fol.  52: 

Schwierig  ist  es  nur,  auf  Grund  dieser  neuen  Grundlage  des 
Vertrags  eine  Kollektivverantwortlichkeit  der  Muslims  juri- 

1)  Gleichbedeutend  mit  Niedrigkeit. 
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zu  Degrunucn.  uic  vüribiaiiiibcuc  uiiiiiii<t  kuiuhc  uicä 
Da  sie  aber  in  der  neuen  Fiqhlehre  zum  Vertrage 
n  ist,  wie  wir  eben  hörten,  muß  ein  anderer  Begriff 
ogen  werden,  aus  dem  die  Kollektivverantwortlichkeit 
Vertragsgrundlage  sich  vereinbaren  läßt.     Dieser  neue 

st  die  Nusra  (öj^),  die  Hilfe,  der  Beistand  oder  der 
1  dem  Qur'an  48,  1  und  48,  3.  handeln '),  der  von  Gott 
ochen  ist  und  von  jedem  einzelnen  Muslims  von  neuem 

werden  muß. 
die  Muslims  sind  berufen,  (persönlich)  zu  einem  solchen 

Religion  beizutragen.    Jeder  von   ihnen   repräsentiert 

em   Falle   die   Gesamtheit  der  Muslims.      (^ •  J^j 

iren  Worten:  jeder  Muslim  erlangt  die  von  Gott  ein- 
j  Funktion,  die  Fähigkeit  zum  Vertragsschlusse  für  alle. 

Autor  setzt  dann  fort:  „Ist  es  nicht  offenbar,  daß  er, 
n  ihm  (sc.  dem  Muslim)  die  Nusra  durch  Kampf  betätigt 

daß  er  die  Ungläubigen  vernichtet,  für  die  Gesamtheit 
lims)  das  Gebot  (nämlich  die  Ungläubigen  zu  bekämpfen) 
macht?  Desgleichen  wenn  von  einem  Muslim  die  Nusra 
nüpfung  des  'amän  oder  des  Friedens  gefunden  wird,  so 
es   dem   gleich,  als   ob    das   gleiche   Resultat  von   der 

leit  der  Muslims   gefunden  würde.**    Uia  jo-^  |jl  SiJSCj 

diesen  Grund  stützt  sich  die  Rechtsverbindlichkeit 
an,  der  von  einer  muslimischen  Frau  erteilt  ist.  Wir 
reilich,  daß  dies  mit  der  Fähigkeit  der  Frau,  die  igära 
ihen,  zusammenhängt,  eine  Fähigkeit  die  wieder  (siehe 
s  dem  Stammeswesen  und  seiner  Kollektivhaftung  folgt ^). 
^utor  islämisiert  aber  hier  weiter.  Das  vom  Islam 
te  Stammeswesen  kann  und  darf  nicht  mehr  zur  Er- 
hinzugezogen werden.  Er  gibt  eine  andere  Erklärung 
nd  der  Nusra.  »Wenngleich  sie  (sc.  die  Frau)  auch 
m  Kampfe  mit  Waffen  von  Natur  aus  veranlagt  ist,  der 


(*amän  ist  eine  Nusra  durch  das  Wort,  wozu  ihre  (sc.  der  Frau 
Natur  fähig  ist.  Abgesehen  davon,  daß  sie  mit  ihrem  Vermögen 
an  dem  heiligen  Krieg  teilnimmt.  Denn  ihr  Gut  befähigt  zu 
solchem  ebenso  vollständig,  wie  das  Vermögen  des  Mannes^).* 
Daß  der  Sklave  in  vorislämischer  Zeit  die  igära  nicht 
gewähren  konnte,  ist  wohl  anzunehmen.  Er  gehörte  ja  nicht 
zum  Stamm  und  konnte  daher  nicht  dessen  Kollektivverant- 
wortlichkeit herbeiführen.  Die  islamischen  Rechtsgelehrten 
müssen  dies  begründen  oder  im  Sinne  der  Vertragsgrundlage 
modifizieren.  Hören  wir  aS-SaraJisT -).  Er  führt  zunächst  die 
Meinung  Abu  Hanlfa's  an:  Der  vom  muslimischen  Sklaven 
gewährte  'amän  kann  nicht  berücksichtigt  werden,  es  wäre  denn, 
daß  er  mitgekämpft  habe.  Derselben  Meinung  ist  Abu  Jüsuf. 
Muhammad  (d.  i.  a§-SaibänT)  ist  hingegen  der  Meinung,  daß 
ein  von  einem  muslimischen  Sklaven  erteilter  'amän  giltig  sei, 
gleichviel  ob  er  mitkämpft  oder  nicht.  Das  was  dem  Sklaven 
eignet,  das,  worüber  er  verfügen  darf,  beschränkt  sich  auf  seine 
Fähigkeit,  der  Sache  des  Islam  zu  dienen.  Diese  Fähigkeit 
wohnt  jedem  Muslim  inne.  Es  genügt  ein  Wort,  um  den  'amän  zur 
Existenz  zu  bringen.  Er  hat  dazu  die  (physische)  Fähigkeit  und 
kann  es  daher  tun.  Anders  der  Sklave:  ihm  fehlt  ein  ähnliches 
Recht,  wenn  er  kämpft.  Denn  (der  Kampf  setzt  seine  Person 
in  Gefahr)  er  hat  kein  Recht  auf  seine  Person,  noch  auf  die 
Verwendung  seiner  Person.  Dies  gehört  seinem  Herrn,  der 
darüber  verfügt  (wenn  er  will)  zum  Vorteil  der  Religion  (indem 
er  ihn  zum  Kampf  autorisiert).  Darauf  antwortet  Abu  Hanlfa 
unter  stärkerer  Betonung  des  Vertragsgrundlage:  Indem  der 
Sklave  den  'amän  gewährt,  verwehrt  er  zunächst  sich  und  infolge- 
dessen den  anderen,  sich  des  Lebens  (sc.  und  der  Güter)  der 
Ungläubigen  zu  bemächtigen.  Ein  solcher  'amän  bindet  auf 
einmal  die  Hände  des  Sklaven  und  des  Freien.  Aber  wie  kann 
der  —  nicht  von  seinem  Herrn  ermächtigte  —  Sklave,  der  nicht 
über  sich  selbst  verfügen  kann,  eine  solche  Machtvollkommenheit 


i)  W.C.fol.  52: 

Li.  l^ ,  ^  4ilVl  ij^\  J*l  jj^  l^'V  l^Ll\  i^\  i\J\  OUl  j^^  1 J^  3 

dÜJJ  U-U  l^  j  jyJl)  s^J  OUVl  ^  Jl::äl  ä^uU-U 

2)  W.  C.  fol.  53  rechts  und  foL  53. 
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iernden  Bindung)  über  andere  erlangen,  die  von  Anfang 
gebunden  waren?   (fol.  53.  rechts:    La>L  OUVb  ö^  \L\  j? 

*  hierbei  zu  Tage  tretende  Vertragsgedanke  ist: 
Sklave  ist  nicht  geschäftsfähig.     Er  kann  nicht  an  der 

sehen  Handlung  teilhaben  (jU^I  i^Lo) .  Nimmt  er  aber 
il,  kraft  Erlaubnis  seines  Herrn,  dann  wird  er  geschäfts- 

•  den  Kampf  im  Auftrage  seines  Herrn  (^Jliili  dllU  0^  /y.) 

die  übrigen  mit  dem  Kampf  zusammenhängenden  Rechts- 
e,  also  für  den  *amän.     Nur  die  für  Abu  tlanlfa  unum- 

feststehende  Vertragsgrundlage  des  'amän  kann  auch  zur 
iranlassen :  wie  der  Sklave  zur  Machtvollkommenheit  käme, 
linen  Willen  allein  -  ohne  Ermächtigung  des  Herrn  -  andere 
5  zur  Unantastbarkeit  des  Ungläubigen  zu  verpflichten.  — 
ch  stärker  tritt  die  Vertragsgrundlage  bei  den  islamischen 

zu  Tage,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  der 
ährige  oder  das  Kind  einen  'aman  erteilen  kann.  Daß 
a  von  einem  Kind  erteilt  werden  kann,  haben  wir  oben 

Wie  stellt  sich  nun  die  Rechtslehre  des  Islam  zur  gleichen 
ei  der  'amän-Erteilung?    As-Sarajisi  gibt  als  Meinung 

yanTfa  an,  daß  selbst  der  Jüngling,  der  der  Großjährigkeit 
,  geschweige  denn  das  Kind,  einen  rechtsgiltigen  'amän 
rteilen  könne.  A§-Saibänl  ist  der  entgegengesetzten 
g:  wer  das  Glaubensbekenntnis  ablegen  kann,  kann  auch 

län  erteilen.  (W.  C.  fol.  53:  ^L«»l  '^L^^lji\  ^.^  j^  ^ 
i:  wessen  Glaubensbekenntnis  rechtsgiltig  ist,  dessen 
>t  giltig).  Denn  der  'amän  ist  eine  Nu§ra  des  Glaubens, 
las  Wort.  Abu  yanlfa  ist  hier  —  wie  auch  sonst  —  viel 
her.  Der  'amän^)  bedeute  doch  eine  Verfügungsmacht 
le    solche   Erwartung   (wörtlich    Gesichtspunkt)   sei    in 

X^.C.  fol.  53: 


einem  von  einem  Minderjährigen  erteilten  'amän  nur  versteckt 
vorhanden.  Man  erkenne  sie  nicht,  wenn  der  Zustand  des 
Gewährers  nicht  in  einer  ebenmäßigen  Proportion  (sc.  zur  Rechts- 
wirkung) stehe;  und  der  Zustand  sei  nicht  von  der  Art,  bevor 
man  volljährig  geworden.  Übrigens  sei  der  Nicht -Volljährige 
auch  nicht  geschäftsfähig  zum  Kampfe  und  auch  nicht  zum  'amän. 

Abu  Hanlfa  —  so  merkt  a§- .Sarahs!  (a.  a.  O.)  an  —  hat 
sich  nicht  darüber  ausgelassen,  ob  die  Genehmigung  der  Eltern 
den  Jüngling  zum   Kampf  fähig   macht,  den   'amän   zu   erteilen. 

Abu  Bakr  ar-Räzi  spricht  sich  für  die  Rechtsverbindlichkeit 
eines  solchen  'amän  aus.  Denn  dadurch  werde  er  fähig  zu  dem 
Geschäfte  des  Kampfes  nach  Art  des  Sklaven  (sc.  dem  sein 
Herr  die  Erlaubnis  gegeben).     Andere  „unserer"  Rcchtslehrer 

([l^L^L^-j-Maj^j)  sind  der  entgegengesetzten  Meinung,  weil 
er  sich  nicht  in  dem  „proportionalen*  Rechtszustand  befindet 
und  »nicht  die  Erwartung  für  einen  a'män  bei  den  Muslimen 
erfüllt*.  Hier  wird,  wie  in  den  vorhin  erwähnten  Beispiel  des 
Minderjährigen,  der  ohne  Erlaubnis  der  Eltern  kämpft  und  doch 
den  'amän  erteilt,  der  andere  Gesichtspunkt  hervorgehoben,  der 
neben  der  Ratification  durch  die  Eltern  bei  jedem  Rechts- 
geschäft des  Minderjährigen  in  Betracht  gezogen  werden  muß: 
ob  nämlich  das  Rechtsgeschäft  nach  den  Verkehrsanschauungen 
von  einem  Minderjährigen  erwartet  werden  kann,  vorausgesetzt, 
daß  er  sich  hierbei  wie  ein  Volljähriger  benimmt,  und  der  andere 
Teil  guten  Glaubens  war^).  Dem  entspricht  auch  die  Meinung 
aS-vSarabsT's:  hat  er  die  Erlaubnis  nach  Erlangung  seiner  Fähigkeit 
zum  Kampfe  erhalten,  so  ist  er  auch  zum  'amän  befähigt;  über- 
steigt der  Kampf  seine  Kräfte,  so  nützt  ihm  auch  die  Erlaubnis 
der  Eltern  nichts-). 


^)  Vergl.  z.  B.  BGB  §  109,  wo  ein  ähnlicher  Grundgedanke 
vorschwebt:  Der  andere  Teil  eines  von  einem  Minderjährigen  ohne 
Zustimmung  seines  gesetzlichen  Vertreters  abgeschlossenen 
Vertrags  soll  nur  dann  gebunden  sein,  wenn  er  beim  Abschluß 
wußte,  daß  es  sich  um  einen  von  der  Genehmigung  abhängigen 
Vertrag  handele.      Enneccerus-Kipp,   Lehrbuch  I   S.  371,  6 — 8. 

2)  W.  C.  fol.  53  (am  Rande): 

.dÜJo  OJVl  r-^.  V  JjJ-1   r-jU-  ^\^_  O^U  I  ^ö'^^\  ^  L'^*U  0^  O-^ 
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der  Vertragsgrundlage  werden  die  alten  symbolischen 
Igen,  wodurch  die  i.^ära  vorgenommen  werden  könnte,  von 
]h  umgedeutet.  Die  Gewährung  der  igära,  durch  Ver- 
y  mit  erhobener  Stimme,  bekommt  folgende  Umdeutung, 
auf  der  neuen  Vertragsgrundlage  zu  verstehen  ist: 
enn  die  Muslims  eine  Festung  belagern,  und  einer  von 
m  Belagerten  zuruft,  von  einem  Orte  aus,  wo  er  unmög- 
ört  werden  kann:  „Ihr  seid  amins  (geschützt  durch  den 
•,  so  können  diese  Worte  keinen  'amän  begründen,  weil 
;r  Zweck  des  Sprechens  ist,  sich  verstehen  zu  lassen; 
nn  derjenige,  der  gesprochen  hat,  weiß,  daß  er  nicht 
len  werden  konnte,  so  sind  die  Worte  vergeblich  und 
i;  der  'amän  ist  nicht  gewährt.  Würde  ein  solcher  'amän 
en,  so  müßte  man  folgerichtig  zugestehen,  daß  jeder 
ohne  seinen  Wohnort  zu  verlassen  seinen  'amän  an 
[laubigen,  Griechen,  Türken,  Inder  etc.  verteilen  könnte 
;nso  anderen  Muslims  das  Recht  zu  kämpfen  verbieten 
bevor  das  Ende  des  'amän  ihnen  angezeigt  wäre,  was 
nunft  offenbar  widerspricht"  ^), 
symbolischen  Handlungen,  die  zur  igära  führten,  be- 
hauptsächlich in  Zeichen.  Die  Lehre  des  Fiqh  mußte 
e  Kraftprobe  leisten,  um  die  Vertragsgrundlage  hinein- 
retieren.  Und  sie  gelang  ihr,  in  einer  Weise,  die  auch 
dernsten  Vertragsjuristen  befriedigen  könnte. 
SaibänT  führt  ungefähr  aus-)*  »Nach  einer  Tradition  sagte 
Sohn  des  ya|täb:  Wenn  ein  Muslim  einem  Ungläubigen 

W.  C.  fol.  71: 

Ijjb    ^.jAJ    düj  Oy^^S    V    ß^y*    j    ^^\   »«-^^'   <y^ 3  Öy^\    ^\ 

olJo  j^  m^^  j<J^Ji  Ä--J  ■>(*  juLjJl  j  iljJl  j  c^J^  o^^y,  ijAJl 

.     c^      ^   1  J.Jk  Ol   ^  yO   Ja>-1       1^ 

X^.C.  fol.  54:  "^  ^  " 


ein  Zeichen  mit  dem  Finger  gibt,  wie  wenn  er  sagen  wollte: 
^Komm  näher!«  Aber  wenn  er  sich  denkt  oder  still  vor  sich 
hin  sagt:  „Wenn  du  kommst,  werde  ich  dich  töten!";  und  wenn 
der  Ungläubige  (daraufhin)  sich  nähert,  so  ist  der  *amän  das 
notwendige  Resultat  des  Zeichens.  Gestützt  auf  diese  Entscheidung 
des  tJalTfa  sagen  wir:  Es  ist  zugestanden,  daß  dieses  Zeichen 
ein  Anzeichen  des  'amän  ist;  weil  der  Ungläubige  keine  Kenntnis 
davon  hat,  was  der  Muslim  gesagt  hat,  so  will  das  Gesetz, 
daß  er  amin  sei,  weil  ein  Zeichen,  das  den  'amän  anzeigt,  eine 
Einladung  sich  zu  nähern  nur  für  denjenigen  sein  kann,  welcher 
glaubt,  dies  in  Sicherheit  tun  zu  können,  nicht  aber  für  den- 
jenigen, der  glaubt  fürchten  zu  müssen.  Was  die  Worte  anbelangt: 
.Wenn  du  kommst,  werde  ich  dich  töten«,  so  war  der  Um- 
stand, daß  sie  leise  gesprochen  wurden,  ein  Hindernis,  daß 
der  harbT  ihre  Natur  und  ihren  Sinn  erkennen  könnte,  und 
um  dies  zu  wissen,  hatte  er  kein  anderes  Mittel,  als  sich 
demjenigen  zu  nähern,  der  (jene  Worte)  gesprochen  hat  (voraus- 
gesetzt nämlich,  daß  der  harbl  wohl  gemerkt  hat,  daß  der  Muslim 
außer  dem  Zeichen  noch  etwas  gesagt  hat). 

Wollte  man  annehmen,  diese  Worte  könnten  eine  Zurück- 
ziehung (sc.  des  *amän)  bedeuten  (den  man  durch  das  Zeichen 
gewährt  hat),  so  fordert  doch  das  Gesetz,  daß  diese  Zurück- 


j^LJl-V^  0>A.  ^j^  Jl  >0  3,>V  di±ä  c^  Ol  dL-U  ^  U  j 
4}^  "M  UJ  Jir  JuJi.  ^  }.  li  OUVl  düjj  1J\  j*c  dl±i  c^Ol 

J\  jUl  J  JuJL    ^1  J  ^  ^  ^  iS\^  Je  (^1  8.1^  Je  ^\  1^\3  JU 

Wir  haben  die  voraufgehende  Stelle  bei  a§-SaibänT  in  der 
erweiterten,  weil  kommentierenden.  Form  des  türkischen  Kom- 
mentators oben  im  Text  wiedergegeben  (türkischer  Kommentar 
1  p.  108).  Die  bloße  Übersetzung  des  arabischen  Textes  wäre 
sonst  unverständlich. 
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dem  Ungläubigen  bekannt  sei,  damit  der  Muslim  nicht 
ilosigkeit  geziehen  werden  könnte.  Denn  es  will,  daß, 
nicht  die  Zurückziehung  von  ihm  (sc.  dem  Ungläubigen) 

ist,  er  alle  mit  dem  *amän  verbundenen  Privilegien 
Gott  hat  gesagt:  „Muhammad,  wenn  du  von  einem 
igen  Volke  eine  Treulosigkeit  befürchtest,  so  kündige 
ne  Verbindlichkeiten  auf,  damit  du  in  Gleichheit  seiest 
.«  Das  will  sagen,  daß  du  und  dies  Volk  gleichermaßen 
[aß  die  Verträge  aufgelöst  sind.  Gott,  der  alles  weiß,  wollte 
verstehen  geben,  daß  es  unzulässig  sei,  Verträge  zu  brechen, 
e  Wiederaufnahme  der  Feindseligkeiten  angekündigt  zu 
tigt  hinzu:  „Und  Gott  liebt  nicht  die  Verräter.«  (Nach 
II  v.  60;  worauf  a§-Saibäni  bezugnimmt), 
gleichen    Gedankengängen,    insbesondere    Qur'änhin- 

beruht  der  vom  Fiqh  ausgearbeitete  Rechtssatz:  Der 
[uch  der  vom  einzelnen  Muslim  erteilte  *amän,  muß 
im  ordnungsmäßig  gekündigt  werden,  ehe  man  zu  Feind- 
en übergeht.  Hier  sehen  wir  ganz  deutlich  die  Islämi- 
der  arabischen  igära  durch  Einschiebung  der  Vertrags- 
;e.  Verlangte  die  vorislämische  Zeit  bloß  eine  regelrechte 
[lg  durch  öffentliche  Bekanntmachung  unter  Zustimmung 
:hützten,  so  will  der  Islam,  gestützt  auf  die  Qur'änworte 

VIII  V.  60  und  Süra  IX  6),  daß 
ler  Imäm  den  Vertrag  ('aman)  kündige, 
r  zur  Herstellung  der  „Gleichheit"  dem  bisherigen  ämin 
heit  gebe,  an  den  Ort  seiner  Sicherheit  zu  gelangen, 
ingegriffen  wird.     (a§-Saibäni:  W.  C.  fol.  54.) 
•ch  dieses  Monopol  zur  Auflösung  des  'amän,  das  der 
Lir  dem  Imäm  übertrug,  suchte  man  den  Ausgleich  zu 
zwischen  der  auf  dem  Stammesprinzip  aufgebauten  igära 
:elnen,  mit  ihren  Rechtswirkungen  für  das  ganze  Ge- 
i^esen,  und  der  höheren  Staatsnotwendigkeit,  die  eigentlich 

Imäm  beurteilen  kann. 

as-?5aibäni  wird  dies  näher  erwogen  i): 

„Wenn  die  Muslims  eine  Festung  belagern,  so  ziemt 
es  sich  nicht,  daß  ein  einziger  von  ihnen  ohne  die  Erlaubnis 

Hao    TtYiöfvt      Hckn     ^ftmnr%     A«*tA«W     nllAn     D  Anrieh  no«.n    /%<4At*    Kl/xfl 


ein  Hindernis,  die  Festung  zu  nehmen.  Und  in  keinem 
Falle  darf  ein  einzelner  Anlaß  nehmen,  um  die  Absicht 
der  Muslims,  Gewalt  den  Feinden  anzutun,  zu  hindern, 

Der  einzelne  Muslim  soll  sich  dem  Imäm  unterordnen, 
nicht  dieser  dem  einzelnen.  Denn  nicht  bei  ihm,  sondern 
beim  Imäm,  der  betraut  ist  mit  der  Obsorge  für  solches, 
steht  die  Sorge  um  Vorteil  und  Schaden  des  Gemein- 
wesens,    {jj^^  3  *äJ^  j  jy*LIl  i^lc  J»\  ^^-*^y  ^^  ^^ 

Freilich  hat  jeder  einzelne  Muslim  ein  angeborenes 
Recht  auf  die  Gewährung  des'amän,  das  ihm  der  Imäm  nicht 
entziehen  darf.     Er  kann  den  Anmaßenden  wegen  seiner 
Voreiligkeit  strafen,  schon  um  jede  Insubordination  un- 
möglich zu  machen.    Aber  wenn  er  den  'amän  des  Ein- 
zelnen für  das  Gemeinwesen  vorteilhaft  erachtet,  dann 
darf  er  den  Urheber  desselben  nicht  strafen." 
Jedenfalls  der  IndividuaFamän  bleibt  aufrecht;  und  der  Imäm 
hatnurdasRechtjdenunzweckmäßigen'amänaufzukündigen.  Nicht 
einmal  durch  Generalproklamationen,  daß  er  in  Zukunft  keinen  In- 
dividuaPamän  anerkennen  wolle,  kann  er  sich  vor  den  Rechtswir- 
kungen eines  IndividuaPamäns  schützen.    Und  jeder  Muslim  kann 
den  vom  Imäm  aufgekündigten  'amän  wieder  von  neuem  gewähren  ')► 
Diese  mißliche  Rechtsstellung  des  Imäm  entsprach  eben  der 
Tatsache,  daß  das  alte  Stammwesen   im   Individual'amän  noch 
fortlebte.     Praktisch  mußte  es  namentlich'  in  der  Frühzeit  des 
Islam  bei  dem  Gegenpart  des  muslimischen  Staats  oder  bei  den 
Muslims   selbst,   wenn    ein   Frieden    mittels    *amän  von    einem 
anderen    als    dem    Oberbefehlshaber   geschlossen    wurde,    den 
Zweifel  hervorrufen,  ob  der  *amän-Gewährer  auch  zum  Friedens- 
schluß berechtigt  sei  %  Wie  im  Laufe  des  Mittelalters  die  P  r  a  x  i  s 

')  W.  C.  fol.  133  rechts  bis  fol.  133. 

^)  So  betreffs  des  von  yälid  eigenmächtig  mit  dem  Bischof  von 
Damaskus  abgeschlossenen  Friedensvertrags.  Belädori  122:  AbQ 
*Ubaida,  der  eigentliche  Oberbefehlshaber  sagte  zur  Erledigung 
des  Zweifels:  „Gegenüber  den  Muslims  verleiht  der  geringste 
Schutz.« 
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rtragsschiuß  und  die  'aman- Gewährung  ganz  durch  den 
)ezw.  durch  die  Staatsobrigkeit  monopolisieren  ließ,  soll 
;h  (S.  106)  beschäftigen.  Theoretisch  blieb  das  Recht  der 
eit  neben  dem  Recht  des  einzelnen  Muslim  zur  'aman- 
rung.  Diese  theoretische  Nebeneinanderstellung,  diese 
eglichenheit  zwischen  der  alten  und  neuen  Lehre  befähigt 
r  die  Nähte  deutlich  zu  erkennen,  die  zwischen  der  alten, 
ivhaftung  bewirkenden  igära  und  dem  neuen,  auf  Ver- 
rundlage  ruhenden  'amän  -  Begriff  vorhanden  sind 
in  die  Frage,  woher  hat  der  Islam  die  Vertragsgrundlage 
1? 

.  Die  hellenistisch -byzantinische  Wurzel 
im  'amän-Begriff. 

[lon  kleinere  Eigentümlichkeiten  des  islamischen  Kriegs- 
weisen auf  einen  Zusammenhang  mit  byzantinischen 
tungen. 

r  möchten  hier  nun  auf  einige  auffallende  Zusammen- 
linweisen,  ohne  die  Frage  auch  nur  annähernd  erschöpfend 
ein  zu  wollen  odj^r  zu  können.  Wir  sahen  vorhin  (siehe 
.  69),  daß  der  'amän,  der  vom  muslimischen  Belagerer 
estung  den  Belagerten  angeboten  wird,  von  einem  Punkte 
der  Weise  geschehen  muß,  daß  die  Belagerten  das 
•t  auch  hören  können.  In  der  Taktik  des  Kaisers  Leo 
i,  Opera  VI.  p  738  c.  XV.  §  22)  lesen  wir: 
r|pv»^ovöi  he  Tore,  i'va  fxr|b£tc  XTenr^  tov  jur)  e/ovra  o:i\o%\ 
be  xreiven'  toijc  rct  ö:TÄa  cpepovrac.  Ta\3rr|v  hk  x\}\  cpcovi^v 
ö\>eic  Tri  tcov  :toXitmv  biaXexTco  Sxaötoc  ydp  Axovöac,  xal 
IC  npoYOVjaevoc  ö(oxx\p\ac,  e\  xf\  dxur\  toO  fpoßor  drropfSnbei 
l. 
ich  der  dem  yallfa  zugehörige  Beuteanteil  in  dem  Aus- 

js  „Fünftels*  (^r^)  ist  byzantinischen ^)  Ursprungs.  Im 
ist  von  dem  „Fünftel**  Gottes  und  seines  Gesandten  die 

5üra  VIII,  42).  Die  vorislämische  Zeit  kennt  meist  nur  ein 
für  den  Häuptling  (Juynboll,  Handbuch  des  islamischen 

es  341). 


Der  wichtige  Begriff  der  ÄjuL. ,  des  Schutzorts,  in  den  sich 

die  Ungläubigen  zurückziehen  können,  wenn  ihnen  der  'amän 
aufgekündigt  wird,  und  ehe  sie  angegriffen  werden,  ist  eben- 
falls  auf  byzantinisches   Vorbild  ^)    zurückzuführen.     Denn   in 

der  Ißju^  können  auch  Gläubige  und  Ungläubige  Handelsgeschäfte 

treiben.  Es  werden  hierbei  Schutzorte  unterschieden,  welche 
die  Ungläubigen  einrichten,  in  welchen  der  muslimische  Musta'min 
sich  ebenso  zu  benehmen  hat,  wie  in  Feindesland.   Das  ist  die 

^^:^  4*1* .  Sie  ist  nicht  der  Herrschaftsgewalt  des  Imäm  unter- 
worfen und  daher  nicht  däruM-isläm.  Demgegenüber  stehen  die 
Schutzorte,  welche  dieser  Herrschaft  unterworfen  sind.    Sie  sind 

(»UVl  i-juL.-).  Gerade  diese  doppelte  Kategorie  der  Schutzorte 
zeigt,  daß  hier  Paralleleinrichtungen  im  nicht-muslimischen  Lande 
sich  vorfanden.     Und  dies  ist  bisher  nur  von  Byzanz  bekannt. 

Sehr  beachtenswert  ist  die  Art,  wie  die  islamische  Theorie 
die  Frage  beantwortet,  wann  aus  däruM-harb  däru'l-isläm  wird. 
Wir  sahen  (oben  S.  23),  daß  von  den  drei  genannten  insbesondere 
zwei  Merkmale  in  Betracht  kommen:  Beobachtung  islamischer 
Rechtssätze  und  Gebräuche,  sodann  Bewohntsein  durch  Gläubige. 
Das  letztere  Merkmal  führt  auf  den  byzantinischen  Gegensatz: 
zwischen  eprijaoc  und  oixovjuevq  zurück.  Auch  dieser  Unter- 
schied ist  durch  die  Tatsache  gegeben,  daß  dort  Feinde  wohnen, 
hier  nicht  3).  Das  erste  Merkmal  führt  uns  auf  die  bekannte 
griechisch -hellenistische  Gegensätzlichkeit  zwischen  Barbaren 
und  Hellenen;  bei  diesen  trotz  aller  staatlichen  Verschiedenheit 


0  Schlumberger,  Un  empereur  byzantin  au  X.  siecle, 
Nicephore  Phocas.  Paris  1890  p.  180;  vergl.  auch  Güterbock, 
Byzanz  und  Persien,  1906,  S.  74,  über  vertragsmäßig  festgelegte 
Handelsplätze  an  der  byzantinisch-persischen  Grenze.  Ferner 
Belädori  fol.  163  f.  über  die  von  Byzanz  errichtetes  al-Awäsim 
an  der  arabisch -byzantinischen  Grenze. 

2)  A§-Saibäni,  W.  C.  fol.  214  rechts  ff.  im  Kapitel  mit  der 
Überschrift: 

3)  Siehe  Reiske  in  seinem  Kommentar  zum  de  cerimonis 
(Bonner  Ausgabe  1830  II  p.  481)  und  die  dort  angeführte  Quellen- 
stellen. 
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neinsame  Band  der  Religion,  das  im  Verhältnis  zwischen 
5n  und  Barbaren  vollständig  fehlte. 

hließlich  sei  noch  hervorgehoben,  daß  auch  im  byzantini- 
^echt  eine  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  vorhanden 
enn  Griechen  und  Perser  wechselseitig  einander  Schaden 
;t  hatten  (Güterbock,  Byzanz  und  Persien,  1905,  S.  83  ff.), 
ücher  Weise  war  und  ist  auch  im  Rechte  des  Islam  eine 
jgerichtsbarkeit  zu  Gunsten  oder  zu  Lasten  des  Musta'min 
isuf,  Kitäbal-barägfol.  125  f.),  nur  daß  nur  Schutzbefohlene 
slims,  niemals  Ungläubige  über  Muslims  zu  Gericht  sitzen 
Weit  mehr  als  diese  Einzelheiten  führt  uns  die  juristische 
i  des  islamischen  'amän-Rechts  auf  hellenistisch -byzan- 
58  Vorbild. 

it  dem  Beginn  des  O.Jahrhunderts  finden  wir  im  Staate 
im  das  Bestreben,  die  Stellung  der  sogenannten  Dimmis 
isetzen^),  im  Verhältnis  zu  der  der  Muslims.  Auf  der 
1  Seite  brachte  der  immer  mehr  gesteigerte  Verkehr  mit 
islande  eine  große  Zahl  von  Fremden  ins  Land,  welche 
\  Gegensatz  zu  den  im  Lande  ansässigen  „Leuten  des 
*,  Juden  und  Christen,  durchaus  nicht  dauernd  nieder- 
v^ollten.  Man  wollte  diesen  Fremden  -  unsern  Musta'min  - 
ber  dem  Dimml  abgrenzen,  und  dazu  bot  die  hellenistische 
ung  von  der  Gegensätzlichkeit  der  Metöken  und  Paröken 
ige  Grundlage.  Aus  der  hellenistischen  Überlieferung 
jhanes  v.  Byzanz  um  260  n.  Chr.)  stammt  der  Satz: 

Toixoc  b'  eöTiv,  ö:i6Ta\  xiq  änb  5^vt)c  ^XtJ'wv  evoixfj  xf] 
reXoc  TeXcov  eic;  änoxexay[iE\ac  rivctc  XP^^^^^  ^H^  tioXeco». 
;v  ouv  TToöcbv  i?[|Liepcöv  naf>Embr\noc  xaXeirai  xai  äxEXryc,  ^cjtiv, 
i&TiepßQ  TÖv  (bpiöjLievov  xpo'^o'^'  jueTcixoc  r\br\  yi^verai  xai 
c  (Aristoph.  Byzant.  Fragmente  ed.  Nauck  1848  frg.  38). 

er  ist  der  Gegensatz  zwischen  Metöken  und  vorübergehend 
fhaltenden  Fremden  genau  auf  dasselbe  abgestellt,  was 
en  bei  der  Frage,  wann  aus  dem  Musta'min  ein  Dimmi 
in  der  islamischen  Lehre  als  entscheidend  angesehen 
[siehe  oben  §  1  S.  15  f.).  Es  kommt  darauf  an,  daß  der 
nin,   nachdem  ihm   der  Imäm  eine  Aufenthalts  fr  ist 


gesetzt,  diese  überschreitet  oder  in  der  darauffolgenden  Zeit 
Steuer  des  islamischen  Gesetzes  zahlt'). 

Daß  sich  die  Erinnerung  an  diese  hellenistische  Gegensätz- 
lichkeit im  byzantinischen  Reich  erhalten  hat,  zeigt  die  bekannte 
Digestenstelle  (D  50.  16,  239.  2):  incola  est,  qui  aliqua  regione 
domicilium  suum  contulit:  quem  Graeci  .-rdpoixoN   appellant. 

Im  griechischen  Altertum  wurde  die  Rechtsstellung  des 
Proxenos  durch  avujSoAa  (tesserae  hospitales)  erworben,  welche 
dem  Fremden  die  asylia  und  asphaleia,  Sicherheit  der  Person 
und  des  Eigentums  gewährleisteten-).  Die  Vorzugsstellung  des 
Proxenos  und  das  ganze  Rechtsinstitut  der  Proxenie  wurde 
ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt  durch  die  Rechtsschutzverträge 
der  späteren  griechischen  und  hellenistischen  Periode. ')  Diese 
hießen  ax^ußoAai.  Nun  ist  zunächst  festzustellen,  daß  die  arabische 
Übersetzung  von  ai\ußo\ov  durch  'amana  gesichert  ist:  für  das 
Symbolon  von  Nicaea  finden  wir  sowohl  bei  Bar  Hebraeus^) 
wie  auch  in  einem  Manuscript  des  Britischen  Museums  (Wright, 
Catalogue  of  Syriac  Manuscripts  II.  1901  p.  913,  eine  Geschichte 
des  Nicaenischen  Konzils): 

Dozy  führt  in  seinem  Supplement  aux  Dictionnaires  Arabes 
I.  39  zwar  nicht  die  eben  angeführten,  aber  noch  andere  Beispiele 
für  symbolon  =  'amäna  an. 

Auch  der  Prophet  soll  während  seines  Wirkens  mitunter 
eine  'amäna  erteilt  haben  ^).  In  diesen  Fällen  handelt  es  sich 
mehr  um  Schutz  und  Geleit  für  den  Einzelfall,  als  um  dauernden 

Friedens'amän.  Wir  müssen  uns  die  Form  (ä;UI)  'amäna  — 
im  Gegensatz  zu 'amän  überhaupt  mehr  als  den  im  Einzelfall 
erteilten  Geleitbrief  oder  Paß,  im  Gegensatz  zum  Dauer'amän 

')  Das  langsame  Aufkommen  dieses  Rechtssatzes  kann  man 
in  der  Darstellung  bei  Belädori  fol.  155  studieren.  Siehe  das 
Rechtsgutachten  von  al-Leit  ibn  Sa*d. 

'*)  Daß  sie  auch  im  byzantinischen  und  islamischen  Recht 
vorkommen,  siehe  oben  Seite  14  ff.  und  77,  Anmerkung  3. 

')  Siehe  Francotte,  Etrangers  dans  les  cites  grecques  im 
Musee  beige  (1903)  VII  p.  353. 

^)  Historia  Dynastiarum,  F.  Pocock  p.  137:    ^L.V1 

^)  Siehe  Caetani  a.  a.  O.  II  '  p.  254. 
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en.    Es  entspricht  dies  auch  den  grammatischen  Regeln') 
r  Staatspraxis,  namentlich  der  späteren  Zeit-), 
•ner  können  wir  aus  byzantinischer  Zeit  die  Existenz  von 
riefen  =  symbola  nachweisen. 

den  excerpta  de  legationibus  Romanorum  ad  gentes  (ed. 
r  I  p.  147.  Z  30  ff.)  findet  sich  der  Satz: 
)ü^o^    ovv  dcpeiXero  xb\  \7i::io\  xai  o{it8  cJrvoboi:Topei\'  oi>re 
(5\S>ai   i\yECixeTo  wöie  f\^i\  e\  t\}   ßappdpo3\'  X^opa  Yev6|nevov 
ox  HC  Tot>To  rrpoeXi^en." 

ir  handelt  es  sich  um  einen  im  Auslande  ausgestellten 
rief.  Daß  das  aber  der  byzantinische  Geschichtschreiber 
;rs  hervorzuheben  für  nötig  hält,  zeigt,  daß  auch  im 
lischen  Reich  die  Ausstellung  solcher  ,,c>\\ußor\a"  üblich 
Auch  aus  dem  späteren  Mittelalter  sind  solche  byzan- 
Geleitbriefe  tatsächlich  belegt^),  ohne  allerdings  den 
ö\3|ußot)\ov  zu  führen. 

ß  die  Araber  in  den  der  byzantinischen  Herrschaft  unter- 
in Gebieten  als  Schutzbefohlene  sich  aufhalten  dürfen, 
;in  Hadit:  Ein  Araber  verlangt  vom  Propheten  —  wenn 
Syrien  erobern  würde —  ihm  zwei  Ortschaften  in  Palästina 
nken,  mit  der  Begründung,  daß  er  in  diesen  Ortschaften 
»riechen  zu  Schutzgenossen  hätte,  die  die  genannten  Dörfer 
i^).  —  Er  nennt  sie  seine  „gira".*^) 

ndelte  es  sich  im  Voraufgehenden  nur  um  eine  Art  von 
ibeweis,  daß  für  den  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  'aman  der  hellenistisch- 
lische  Geleitbrief  von  maßgebendem  Einfluß  war,  so 
Tunzweifelhafte  Beweis  für  den  General'amän  geführt 

Ä^right,  Grammar  of  the  Arabic  Language  I  ?  (1896)  S.  219. 
V^ergleiche  *Ahmad  al  Qalqasandi,  Kitäb  as-§ubh  1  p  29. 
ligne  Patrologia,Series  Graeca  CXIII.p  746wird  avußovXov 
jera  hospitalitatis  übersetzt. 

Viiklosich  und  Müller,  Acta  et  diplomata  III.  Nr.  9  und  10. 
\bü  Jüsuf,  Kitäb  al-fjarag:  S.  132  Z.  11  v.  u. 


werden:  Der  Generaramän,  der  völkerrechtliche  Vertrag,  durch 
welchen  der  islamische  Staat  dem  Auslande  und  seinen  Ange- 
hörigen den  'amän  erteilt  (siehe  oben  S.  52),  ist  nämlich  der 
antike  Gastvertrag  römisch-hellenistischen  Charakters.  Das 
ergibt  der  folgende  in  der  islamischen  Frühzeit  bei  der  Eroberung 
Ägyptens  (im  31.  Jahre  der  Higra  [651 — 52  nach  Christi])  mit 
den  christlichen  Nubiern  abgeschlossene  Vertrag,  den  wir  nach 
al-Maqrizi  (al-|ii|at  1  200  der  Büläqer  Ausgabe  von  1853  bis  54) 
hier  mit  unserer  Übersetzung  wiedergeben: 
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Im  Namen  Gottes! 

„Dies  ist  der  Vertrag,  der 
gewährt  ist  von  selten  des  Amlr 
Abdallah  ihn  S'ad  ibn  Abi-Sarh 
an  den  Häuptling  der  Nubier 
und  die  Volksgesamtheit  seines 
Reiches;  ein  Vertrag,  der  ver- 
bindlich ist  für  groß  und  klein 
von  den  Nubiern  innerhalb  der 
Grenze  von  Aswän  bis  zur 
Grenze  von  Aiwa.  Abdallah  b. 
S'ad  gewährt  ihnen  *a man  und 
Waffenstillstand,  der  läuft  zwi- 
schen ihnen  und  den  Muslims, 
ihren  Nachbarn  in  dem  S'aid- 
gebiet  (Oberägypten)  und  allen 
anderen  Muslims  und  Dimmis. 
Ihr  Völker  von  Nubien  (wört- 
lich Vereinigung  der  Nubier) 
sollt  als  Schutzgenießende  im 
Schutze  Gottes  und  im  Schutze 
seines  Gesandten  Muhammad, 
des  Propheten,  leben.  Wir 
wollen  Euch  nicht  bekriegen, 
noch  Euch  kriegerisch  bedrän- 
gen, noch  in  Euer  Land  einfallen, 
wofern  Ihr  die  Vertragsbedin- 
gungen aufrecht  haltet,  welche 
zwischen  uns  und  zwischen  Euch 
bestehen.  Nämlich:  Wenn  Ihr 
in  unser  Land  kommt,  so  sollt 
Ihr  (bloß)  Gastfreunde 
(wörtlich  Durchreisende),  nicht 
dauernd  sich  darin  Niederlas- 
sendesein. Ebenso  wir  in  Euerm 
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fr  » 

.  1^^"  Vj  4.J-A  i^j-ioj: 

fr 
^  >xc  *J:>  A^A  Je  ^^^ 


Land.  Und  auf  Euch  lastet 
die  erhaltende  Obsorge 
für  jeden  Muslim  oder  Ver- 
bündeten (der  Muslims),  der  in 
Euer  Land  kommt  oder  es  als 

Unterkunft  suchender 
Wanderer  betritt,  bis  er  von 
Euch  wegzieht.  Auf  Euch  lastet 
die  Pflicht  der  Rückgabe 
jedes  flüchtigen  Sklaven 
der  Muslims,  der  zu  Euch 
läuft,  bis  Ihr  ihn  ausliefert  in 
das  Land  des  Islam.  Und  nicht 
sollt  Ihr  die  Herrschaft  über 
ihn  zu  erlangen  suchen  und  ihn 
nicht  verweigern  (d.  h.  seine 
Auslieferung).  Auch  sollt  Ihr 
dem  Muslim,der  einen  Rech ts- 
oderBilligkeitsanspruch 
hat,  kein  Hindernis  in 
den  Weg  legen,  bis  er  sich 
von  ihm  abwendet  (d.  h.  bis  er 
befriedigt  ist).  Und  Euch  liegt 
ob  die  Erhaltung  der  Mo- 
schee, welche  die  Muslims  in 
der  Umgebung  Euerer  Stadt 
gebaut  haben,  und  niemand 
vomBeteninihr  abzuhalten. 
Und  auf  Euch  lastet  die  Pflicht, 
sie  sauber  zu  erhalten  und  zu 
beleuchten  und  sie  zu  ehren. 
Ihr  habt  die  Pflicht  in  jedem 
Jahr  360  Häupter  (von  Sklaven) 
dem  Imäm  der  Muslims  zu 
geben  und  zwar  von  der  mitt- 
leren  Klasse  der  Sklaven  Eueres 
Landes  ohne  Körperdefekte, 
männlichen  und  weiblichen  Ge- 
schlechts, jedoch  darunter  keine 
alten  Männer  oder  altersschwa- 
chen Frauen  oder  unmündigen 
Kinder  (wörtlich  Kinder,  welche 
nicht    den    hilm^)    erreichen). 


6 
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Ihr  sollt  sie  dem  Statthalter  von 
Aswan  übergeben.  Kein  Muslim 
soll  verpflichtet  sein,  einen  Feind, 
der  sich  Euch  entgegenstellt, 
abzuwehren  oder  ihn  von  Euch 
zu  hindern,  von  Aiwa  bis  Aswan. 
Wenn  Ihr  einen  Sklaven  der 
Muslims  beherbergt,  oder  einen 
Muslim  oder  Verbündeten 
(der  Muslims)  tötet  oder  etwas 
gegen  die  Moschee,  die  die 
Muslims  in  der  Umgebung 
Euerer  Stadt  gebaut  haben,  unter- 
nehmet durch  Zerstörung  oder 
irgendetwas  verweigert  von  den 
360,  dann  wird  von  Euch  frei 
(d.  h.  hinfällig)  der  Waffenstill- 
stand und  der'aman  und  unser 
Vertrag:  Wir  und  Ihr  stehen 
gleich  (d.  h.  feindlich),  bis  Gott 
zwischen  uns  richtet,  der  der 
beste  der  Schiedsrichter  ist. 
Für  die  Erfüllung  dieses  Ver- 
trages (nehmen  wir)  auf  uns  das 
Versprechen  und  die  Verhei- 
ßungGottes  undseines  Schutzes 
und  des  Schutzes  seines  Ge- 
sandten Muhammad  und  Ihr 
setzt  deswegen  ein  (wörtlich 
auf  Euch)  zu  unseren  Gunsten 
das  Höchste,  was  Ihr  religiös 
verehret,  den  Messias  und  den 
Schutz  der  Apostel  und  den 
Schutz  aller  derjenigen,  welche 
Ihr  unter  dem  Volke  Eueres 
Glaubens  und  Euerer  Religion 
besonders  verehrt.  Gott  sei 
Zeuge*)  zwischen  uns  und  Euch 
für  solches,  was  geschrieben 
hat  Amr  b.Surahbll  im  Ramadan 
des  Jahres  31." 


')  Über  die  Bedeutung  dieser  Formel   siehe  weiter  unten 
§4,  III,  S.  86. 
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ser  Generaramän  gleicht,  wenn  man  Mommsens  Dar- 
des    antiken    Gastrechts  i)   folgt,   in    den    Hauptpunkten 

Vertrages   einem    römisch -hellenistischen    öffentlichen 

trag.      Da   wie    dort   die  Verkehrsbeschränkungen   auf 

nicht  dauernde  Siedler,  trotz  der  prinzipiellen  Verkehrs- 

da  wie  dort  Sicherung  des  fremdländischen  Gottes- 
,  da  wie  dort  die  Sicherung  der  Verpflegung,  da  wie 
zeßstandschaft,  Rechtshilfe  der  Gastfreunde  und  Fremden- 
Nun  ist  aber  nach  islamischer  Auffassung  der  öffentliche 
trag  der  Urtypus  jedes  öffentlichen  Vertrages,  ebenso 
das  römische  Recht  Mommsen  den  Gastvertrag  als  Urbild 
emeinen  Staatsvertrages  auffaßt  (Römische  Forschungen 
Wie  wenn  aber  für  alle  öffentlichen  Verträge  des  Islam 
antike  Wurzel  nachweisen  ließe?  Das  soll  auch  im  folgen- 
jhehen: 

s  islamische  öffentliche  Vertragsrecht  beruht 
ler  Grundlage  auf  byzantinischem   Vorbilde. 

Römische  Forschungen  I.  344 — 347  und  Rom.  St.  R.  III, 
lazu  noch  Täubler  Imperium  Romanum  (1913)  I,  402  ff. 
^gl.  die    oben   in    der    Übersetzung   des  Vertrages   ge- 

Stellen.  Daß  die  christlichen  Nubier,  welche  im  obigen 
)  als  Vertragsteil  auftreten,  im  6.  und  T.Jahrhundert  unter 

Einfluß  byzantinischer  Rechtskultur  (insbesondere  auch 
Jrkundenformulierung)  standen,  darüber:  Krall  in  den 
»riften  der  Wiener  Akademie,  46.  Bd.  (1900)  IV,  S.  11, 
id  vorher  schon  die  Blemyer)  S.  4  ff. 


54  Die  byzantinischen  Grundlagen  des  öffentlichen 
Vertragsrechts  der  Sarl'at. 

Wir  werden  im  nachfolgenden  an  der  Hand  von  a§-Saibäni 
(W.  C.  fol.  298  rechts  fol.  ^  die  Grundlagen  oder  Voraussetzungen 

(^_^,^z)   des  islfimischen  Vertragsrechts  näher  anführen  und  die 

mutmaßlichen  Quellen  der  Grundsätze  des  Fiqh  in  diesem  Rechts- 
gebiete aufdecken. 

I.  Die  erste  der  Grundlagen  ist,  daß  Verträge  auf  die  Ewigkeit 
überhaupt  nicht  geschlossen  werden  dürfen  zwischen  Muslims 
und  Ungläubigen.  Denn  der  gihäd,  der  heilige  Krieg,  ist  eine 
religiöse  Pflicht  der  Muslims,  wie  Gebet  und  Fasten.  Ebenso 
wie  man  unmöglich  auf  Fasten  und  Gebet  muslimischerseits 
verzichten  darf,  ebenso  wenig  auf  den  heiligen  Krieg.  Der 
Ewigkeitsklausel  zustimmen  kann  man  nur  in  Zeit  der  Not. 
Aber  dann  ist  es  auch  Pflicht,  einen  solchen  Vertrag  zu  brechen, 
sobald  die  Muslims  ihre  Kraft  wiedererlangt  haben.  (Das 
sagt  as-Saibänl  W.  C.  fol.  42  rechts.)  Die  Verträge  dürfen 
daher  1»)  nur  auf  bestimmte  Zeit  (Ij^^^  c>-^J)  geschlossen  werden. 
Aber  auch  nach  der  byzantinischen  Staatspraxis  sind  nur  kurz- 
fristige Verträge  üblich  2),  und  schon  im  griechischen  Altertum 
sollen  Verträge  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  von  Jahren  geschlossen 
werden^). 

Dementsprechend  geht  auch  die  islamische  Rechtslehre  nur 
von  einem  Vertrag  auf  bestimmte  Dauer  aus,  und  as-Saibäni 
beginnt  sein  wichtiges  Kapitel  über  die  Grundlagen  des  Vertrags- 


^)  Diesen  Teil  über  „die  Grundlagen«  geben  wir  im  Anhange 
als  Faksimile  wieder. 

1«)  Siehe  weiter  unten  S.  108  den  Beginn  des  Kapitels  über 
„die  Grundlagen"  aus  den  W.  C. 

2)  Vergleiche  z.B.:  Excerpta  de  legationibus  ed.  De  Boor 
175,  8:  „'Poojaaioi  be  TotJvdvTiov  öXiypxpoYioi^c;  xäq  avY^r\xaq  eivai 
^ßoDXet3ovTo.  Siehe  auch  Laurent  in  der  Zeitschrift  Bt)^avTic;  II. 
(1911  —  12)  p.  108. 

3)  Schoemann-Lipsius,  Griechische  Altertümer  Ii±,  S.  19. 

82 


Uyi-  j  lc^\jl\  J  1p$jJ^\  Jo)  mit  der  Hauptvoraussetzung: 

Das  zweite  Haupterfordernis  eines  Vertrags  nach  islä- 
Rechtslehre  ist  die  Schriftlichkeit.     Begründet  wird 
Drderung  auf  eine  Qur'anstelle: 

enn  ihr  Schuldner  werdet  für  eine  Schuld  zu  bestimmtem 

so   bringt  das  zu  Papier  .  .  .  außer  wenn  ihr  Handel 

Zug  unter  euch  treibt,  so  soll  es  keine  Sünde  sein,  wenn 

das  Handelsgeschäft  kein  Schriftstück  aufsetzt  i)."     Also 

as-Saibäni  (W.  C.  298  r):  es  ist  sündenhaft  einen  lang- 

Vertrag  nicht  in  schriftliche  Form  zu  bringen. 

J  die  Araber  in  der  vorislämischen  Zeit  gleich  die  Höhe 

iriftform   von    Verträgen    erklommen    haben   sollen,   ist 

»cheinlich.      Primitive    Völker    leben    zwar    in    einem 

smus  der  Rechtsgeschäfte.     Aber  die  Schriftlichkeit  als 

endete  rechtsgeschäftliche  Formalismus  scheitert  in  pri- 

Kulturverhältnissen  schon  an  dem  Mangel  des  geeigneten 

srpersonals.    Auch  der  Frühisläm  hatte  es  nicht^).    Daß 

e  frühislämische  Zeit  keinesweg  von  der  Schriftlichkeit 

el  für  den  Vertragsschluß  ausging,  ergibt  zunächst  die 

s,  daß  Theophanes  sich  veranlaßt  fühlt,  besonders  hervor- 

I,  daß  ein  zwischen  Constantin  Pogonatus  und  Mu*äwija 

4)  abgeschlossener  Vertrag  schriftlich   und   durch   Eid 

^t,  abgeschlossen  worden  war^).    Sodann  muß  festgestellt 

daß  noch  zur  Zeit  der  Umajjaden^)  (Abd'ul-Malik)  Gut- 

von    den    Rechtsgelehrten    verlangt    wurden,    ob    den 

)igen    überhaupt   Verträge    gehalten    werden    sollten. 

►Iche   Frage   stellen,   ist,  wenn   die   Schriftform   für   die 

s  Rechtsregel  ist,  unmöglich,  wenn  nicht  gerade  aus 

ilen  der  Schriftform  die  Ungiltigkeit  des  Vertrags  gefolgert 

is  damals  zweifellos  nicht  der  Fall  war. 

r  haben  es  also  mit  einem   fremden  Einschlag  zu  tun, 

braucht   man   nicht  lange   nach  der  Quelle   desselben 


5üra  II.  v.  282. 


zu  suchen.  Im  byzantinischen  Recht  hatte  damals  der  Literal- 
kontrakt die  mündliche  Stiputulation  in  den  Hintergrund  gedrängt, 
ohne  sie  freilich  vollständig  zu  verdrängen  i).  Was  die  Stipulation 
in  der  früheren  Zeit  war,  allgemeinste  Form  des  Vertrags,  das 
wurde  im  byzantinischen  Recht  der  Literalkontrakt^).  Aber 
schon  vorher  im  graeko-ägyptischen  Rechtsverkehr  war  es  über- 
aus beliebt,  den  Abschluß  von  Rechtsgeschäften  durch  Errichtung 
einer  Urkunde  zu  verbriefen'^). 

IIL  Der  schriftlich  geschlossene  Vertrag  muß  in  je  einem 
Exemplar  jeder  Partei  ausgehändigt  werden. 

Der  Musterpräzedenzfall,  den  nach  as-Saibäni^)  die  Tradition 
bietet  (W.  C.  298  rechts:  .  . .  ^ j^  ^J  J-=»Vl) ,  ist  der  Vertrag 
des  Propheten  mit  den  Qurais  nach  der  Schlacht  bei  Hudaibija. 
Aus  Ibn  Hisäm^),  Wäqidi*^)  und  Tabari')  ist  die  Geschichte 
bekannt.  Suhail  b.  Amr,  der  für  die  Mekkaner  den  Vertrag 
abschließen  sollte,  weigerte  sich  die  Eingangsform:  „Im  Namen 
Gottes  des  Barmherzigen«  zuzulassen.  Er  verlangte  die  herkömrh- 
liche  Formel :  „In  deinem  Namen,  Allahuma !**  Muhammad  gab  nach. 
Dann  sollte  es  heißen:  „Dies  ist  der  Friedensvertrag  zwischen 
Muhammad,  dem  Gesandten  Gottes.*  Auch  dagegen  erhob  Suhail 
Einspruch:  „Würden  wir  dich  als  Gesandten  anerkennen,  so  würden 
wir  nicht  gegen  dich  gekämpft  haben.*  Er  solle  bloß  den  Namen 
seines  Vaters  einfügen,  also  M.,  Sohn  des  Abdullah.  Muhammad 
befahl  Ali,  der  Schreiber  dieses  Vertrags  war,  demgemäß  zu 
schreiben,  oder  wie  es  bei  a§-Saibänl  heißt: 

„Da  befahl  der  Gesandte  Gottes  dem  Ali,  daß  er 
streiche,  was  er  geschrieben  habe  (sc.  nämlich  die  Worte 
„Gesandter  Gottes*);  doch  Ali  verweigerte  solches.  Da 
strich  der  Gesandte  Gottes  (die  Worte)  mit  eigener  Hand 
und  sagte:  ,Ich  bin  M.  Sohn  des  Abdullah  und  „sein* 
Gesandter.     Schreibe:    Dies   ist,   worüber  Vertrag   ge- 


0  Partsch,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  70  S.  401  f. 

2)  Rabel  in  Kohlers  RE.  I  7  S.  462. 

3)  Mitteis  in  Mitteis-Wilken,  Grundzüge  und  Chrestomatie 
der  Papyruskunde  Bd.  2  (1)  (1913)  S.  48. 

^)  Siehe  Anlage:  W.  C.  fol.  298  rechts. 
*)  Übersetzt  von  Weil,  IL  S.  151. 
.«)  Übersetzt  von  Wellhausen  S.  157. 
^)  Ed.  de  Goeje  I  series  III  p  1546. 
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schlössen  haben,  M.  Sohn  des  Abdullah  und  Suhail  b. 

Amr  für  das  Volk  von  Mekka.    Darauf  diktierte  er  ihm 

das  Schriftstück  zu  Ende.    Und  er  befahl,  daß  auf  dieser 

Grundlage  zwei  Exemplare  angefertigt  würden.** 

merkenswert  ist  nun  an  dieser  Darstellung  der  Tradition 

Saibäni,  daß  sie  offenbar  neues  angedichtet  hat.    Weder 

1  zuverlässigen  b.  Hisäm  noch  bei  Tabari  findet  sich  etwas 

in  zwei  Exemplaren  des  Vertrags;  bei  Wäqidi  heißt  es: 

imad   bekam  das  von  Ali  geschriebene  Original,   Suhail 

bschrift. 

i  as-Saibäni  wird  zunächst  eine  schriftliche  Grund- 
eschaffen und  davon  werden  zwei  Abschriften 
:ht.  Dies  ist  ganz  der  byzantinische  Prozeß  der 
idenanfertigung:  zuerst  die  scheda  (Kladde)  und  dann 
ndum').  Wir  werden  darauf  noch  im  folgenden  zurück- 
n. 

s  byzantinische  Vorbild  wird  noch  durch  die  folgenden 
rungen  as-Saibänis  (W.  C.  fol.  298  rechts)  nahe  gelegt. 
:,  nachdem  er  den  obigen  Hadit  angeführt,  fort: 

„Und  dieser  Präzedenzfall  ist  Muster  unter  diesem 
Gesichtspunkte  (sc.  der  Anfertigung  zweier  Abschriften 
nach  der  schriftlich  fixierten  Grundlage),  und  weil  jede 
einzelne  der  beiden  Vertragsparteien  ein  Exemplar,  das 
in  den  Händen  ist,  nötig  hat  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  da 
die  andere  Partei  ihr  eine  Vertragsbestimmung  streitig 
macht.     Da   komme  er  auf  das  zurück,  was  in  seiner 

Siehe  Codex  Just.  4,  21,  17  und  Brunner,  Zur  Rechts- 
hte  der  römischen  und  germanischen  Urkunde  1880  S.  72, 
srner  den  Vertrag  zwischen  Igor  und  Byzanz  in  Nestors 
k  ed.  Leger.  Ecole  des  langues  orientales.  2  ser.  I 
>.  40.  Dieser  Vertrag  ist  ein  richtiger  Rechtsschutzvertrag, 
ert  insbesondere  die  Rechtsstellung  der  Russen  in  Kon- 
►pel.  Ein  anderer,  ein  Schiedsgerichtsvertrag,  der  um  562 
ssen  wurde,  ist  der  Friedensvertrag  zwischen  Persien 
^zanz,  den  Güterbock  a.  a.  O.  S.  83  ff.  analysiert.  Siehe 
lieh  oben  S.  78  ff.  Es  ist  daher  die  Behauptung  von  Mitteis 


Hand  ist,  und  stütze  (ao^ca^I)  sich  darauf  gegenüber  der 
anderen  Partei  oder  gebe  ihr  nach.  Sodann  ist  der 
damit  verbundene  Zweck  Vertrauen  und  Vorsicht,  und 
es  ziemt  sich,  daß  geschrieben  werde  mit  voller  Be- 
rücksichtigung jeder  Möglichkeit*)  und  daß  in  dieser 
Hinsicht  vermieden  werde  das  Schelten  jedes  darüber 
Scheltenden  (d.  h.  daß  der  Vertrag  gegen  jede  Anfechtung 
gedeckt  sei).  Denn  da  ist  der  Hinweis  darauf  in  seiner 
Rede  (Süra  II.  v.  282):  der  Schreiber  soll  nicht  zurück- 
weisen zu  schreiben,  gemäß  dem  Wissen,  was  Gott  ihn 
gelehrt  hat;  und  es  ist  bekannt,  daß  was  Gott  ihn  gelehrt 
hat,  gerecht  und  vertragsgemäß  ist.  Es  geziemt  sich  also, 
daß  geschrieben  werde  in  dieser  Weise,  daß  keiner  es 
schelten  kann.« 

As-Saibäni  sieht  als  wichtigsten  Zweck  der  in  die  Hände 
der  Parteien  zugefertigten  Exemplare,  daß  sie  sich  im  Streitfalle 
darauf  berufen,  eventuell  einen  Vergleich  der  Urkunden  vorzu- 
nehmen und  je  nachdem  diese  Vergleichung  ausfällt,  nachgeben 
oder  nicht.  Das  ist  die  byzantinische  „collatio  instrumentorum**, 
der  Nov.  73  c.  7  §  3,  die  letzten  Endes,  wenn  die  Parteien  bei 
ihren  gegensätzlichen  Behauptungen  bleiben,  nur  zur  Eides- 
leistung der  einen  oder  anderen  Partei  führt.  Das  fällt  natürlich 
bei  einem  völkerrechtlichen  Vertrage  aus,  da  die  von  einem 
Richter  aufgetragene  Eidesleistung  hier  nicht  möglich  ist. 

IV.  Der  von  dem  Muslims  abgeschlossene  Vertrag  soll 
im  Eingang  die  Formel  enthalten:  Vertrag  abgeschlossen  zwischen 
dem  öalifa  X.  und  auf  seiner  Seite  von  den  Muslims  Y.  Z.  und  dem 
Könige  A  und  auf  seiner  Seite  von  dem  Volke  seines  Reiches 
(sc.  B.  C.,  etc.)^).  Bei  den  Byzantinern  scheint  es  üblich  gewesen 
zu  sein,  zunächst  den  Vertrag  durch  die  hierzu  bestellten  Gesandten 
zu  vereinbaren  und  dann  die  sogenannten  ödxpai,  d.  h.  die  Er- 
mächtigungsurkunden zum  Vertragsabschlüsse  (für  die  Gesandten) 
wechselseitig  auszutauschen.  Der  Vertrag  begann  mit  den  Worten  •^) : 


0  Das  o^^l  l^y>-\  bedeutet  wörtlich  das  „umfassendste  der 
Richtungen«. 

^)  As-Saibäni  a.  a.  O.  fol.  298  rechts. 

•^)  Excerpta  de  legationibus  ed.  de  Boor  I  p  179  f. 
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xc,  Gt)V\^i)xac;  pepaiouvtec;  rco|Liaicov  JLiev  i  lerpoc; . . .  xai  iiuoepioc; 
poi,  HepöcöY  be  6  Zix  ö  'leöbeyotx^vacp  ZoDpT^vac;  xai  trepoi. 
e  Ermächtigungsurkunde  1)  des  persischen  Königs  lautete 
echend  auch  die  des  byzantinischen  Kaisers): 
ipiv  d7Tov8juo|uev  Tx\  dbeXcporriTi  to\3  Kai'öapoq  Tiepi  Tf\q  -^fp^iaq  T\\q 

xr\c,  |U8Ta^i)  Tcöv  hvo  TToXireicov.  'HiLieic;  jLiev  *l8öb8Yov)c;va(p 
)DßixoDXapicp  ex8X8t5öa|Li8v  xai  e^ouöiav  b8bcöxajLiev,  ^  ctbeX- 
ro\3  Y^aiöapoc,  HeTpco  luayiörpcp  tcov  Twfaaicov  xai  Ev)ö8ß8{cp 
Je  xai  8JT8Tp8it)8  xai  e^oDöiav  bebcöX8  XaXfJöai  xai  rpaxraiöai. 
>ix  xai  6  X8Y6jLi8voc;  jrapd  Tcofiaioiq  judyiöTpoc;  xai  EDöeßeioq 

xx\q  eipevrjc;  xoivcoc;  eXdXrjöav  xai  erpaxTaiöav,  xai  8T\):jicoöav 
EVT)v  JT8VTrixovTa  eviaDTcJoY,  xai  eyypacpa  7rdvT8c;  ^c5cppdYiöav. 
oijv  xa^*  d  6  Zix  "^^^  ^  ludyiöxpoc;  tcov  'Pcojuaicov  xai  Euöeßeioc; 
IV,  ßeßaicoq  8xo|Li8v  xr\v  eipevrjv  xai  ^jLi|uevo|U8v  amoxq. 
m  begreifen  wir,  was  es  bedeutet,  wenn  es  in  der  von 
läni  bemerkten  Eingangsformel  heißt: 

!ie  Form  der  byzantinischen  ödxpa,  die  beim  muslimischen 
l  in  den  Eingang  gestellt  wird.  Dies  war  umso  mehr  zulässig, 
:  wir  noch  weiter  sehen  werden,  die  Grundlage  des  Vertrags, 

adde,    die   sogenannte    'aäJj  war.     Die   Abschrift  dieser 

;,  das  sogenannte  Mundum,  war  erst  der  offizielle  Vertrags- 

er  sogenannte  (^ll5^.     Er  entsprach  dem  byzantinischen 

jxemplar  (x^picbrepov),  während  die  -  übrigens  an  sich  rechts- 
iliche  —  watiqa  der  von  den  Gesandten  unterzeichnete 
^stext  in  Urschrift,  die  Kladde  (das  sog.  ßißXiov)  war  (über 
rr.  byzantinischen  Verhältnisse  C.  Neumann  in  der 
nischen  Zeitschrift  I,  375  und  Güterbock  a.  a.  O.  S.  100/04). 

Die  islamische  Vertragsurkunde  ist,  wie  die  hellenistische 
'^zantinische^),  eine  Dispositivurkunde.  Das  Rechts- 
■t  kommt  erst  durch  die  Errichtung  der  Urkunde  zu- 

es  wird  nicht  durch  die  Urkunde  leichter  beweisbar 
lt.    Das  zeigt  der  Text  bei  as-Saibäni-^).    Er  wendet  sich 

Excerpta  a.  a.  O.  p  176, 


gegen  seinen  Zeitgenossen,  den  Rechtsgelehrten,  Abu  Zaid  al- 
Bagdadi»).  Dieser  hatte  behauptet  (in  seinem  Buche  über  die 
Vertragsvoraussetzungen): 

„DasVorzuziehende  nach  meinerMeinung  ist,  daß  geschrieben 
werde,  dies  ist  das  Schriftstück,  in  welchem  erwähnt  (=  bezeugt) 
wird,  worüber  man  sich  geeinigt  hat.  Denn  dies  ist  wahr  und 
entspricht  der  Wirklichkeit.  Dies  ist  aber  der  Hinweis  darauf, 
daß  es  zu  Papier  gebracht  ist.  Es  ist  aber  nicht  das  Schreiben, 
worüber  man  sich  geeinigt  hat,  sondern  das,  worüber  man  sich 
geeinigt  hat." 

Wir  sehen  hier:  Abu  Zaid  al-Bagdädi  erblickt  in  der  Urkunde 
bloß  eine  Zeugnisurkunde. 

Dem  widerspricht  as-Öaibänl  (hier  vom  Kommentator  bloß 
Muhammad  genannt).  Er  tritt  für  die  Formel  ein:  Dies  ist  der 
Vertrag,  der  abgeschlossen  wurde  (nicht  bloß:  Dies  ist,  worin 
bezeugt  wird,  daß  ein  Vertrag  abgeschlossen  wurde).  Als 
Beleg  verweist  er  einerseits  auf  den  oben  angeführten  Vertrag 
zwischen  Muhammad  und  Suhail,  sodann  aber  auf  einen  Vertrag 
zwischen  dem  Propheten  und  ibn  Hauda,  worin  der  Prophet 
einen  Sklaven  kauft.  Die  dies  beweisende  Aufschrift  des  Vertrags 
lautete:  Das  ist  was  Muhammad,  der  Gesandte  Gottes,  von  ibn 

Hauda  gekauft  hat.«     (jJl^  jl  jj\  j*  ^\  J^j  j.>=-  (SJ^\  U  Ia> 

V.  Die  Anführung  des  Tags  des  jüngsten  Gerichts,  im  Hin- 
blick auf  welchen  der  Vertrag  geschlossen  wird,  ist  zulässig. 
„Zur  Verheißung  der  Gnade  für  die  Gottesfürchtigen  und  zur 

Drohung  für  die  Lügner."     (j[^^j^^\jj\jy^j<c^\). 

VI.  Sodann  muß  ^)  Anfangs-  und  Endtermin  der  Zeit  angegeben 
werden,  für  welche  der  Vertrag  gelten  soll,  und  zwar  nach  Monaten 
und  Tagen.  Denn  der  Vertrag  bringt  für  „uns*  die  Verpflichtung, 
sich  in  dieser  Zeit  des  Kampfes  mit  dem  Gegner  zu  enthalten 
(jllill  lAy>^^yf(SJi\j^\),  und  es  muß  (sc.  daher)  der  Anfang 
und  das  Ende  dieser  Zeit  bekannt  sein."     (J^\ü^ü\jaJo*^ 

■)  Sein  voller  Name  nach  Brockelmann  I.  104:  Abu  Zaid 
SaMd  b.  Aus  al-An§äri  wurde  im  Jahre  774  (158  d.  H.)  nach 
Bagdad  berufen.     Er  starb  830  (214  oder  215  d.  H). 

-)  A§-ftaibäni  a.  a.  O.  fol.  298  rechts,  siehe  Anlage. 
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,  Der  Vertrag  darf  nur  Muwäd'a    heißen^),  d.  h.  gegen- 

\  b  1  a  s  s  e  n ,  nicht  etwa  richtiger  Friedensschluß  (li^la^^  ^). 

it  den  Ungläubigen  gibt  es  keinen  dauernden  Frieden. 

ch  ist  dies  eine  richtige  Vertragsabrede  ■').  Denn  es 
das  Gotteswort:  „Mit  denen  von  den  Ungläubigen,  mit 
ihr  ein  Bündnis  abgeschlossen  habt,**  (Süra  IX  v.  1);  und 

It  as-Saibänl  hinzu  —  „die  muwäd'a,  sie  ist  das  Bündnis*. 

[.  Jede  Partei^)  soll  dem  anderen  Vertragsteil  zusichern, 
alles  das  erfüllen  wolle,  was  in  die  Vertragsurkunde 
ben  wurde  als  ein  Vertrag  vor  Gott  und  seinem  Bund 
Schutze  Gottes  und  seines  Propheten  und  des  Messias 
3hn  der  Mirjam.  „Und  dieses  Wort  —  setzt  As-Saibani 
oll  erwähnt  werden  in  jeder  Vertragsurkunde  an  diesem 
Der  Kommentator  fühlt  sich  verpflichtet  dieses  Diktum 
Saibänl  zu  erklären^):  „Denn  fürwahr  er  (as-Saibäni) 
ich  (hierbei)  darauf,  was  der  Zustand  des  yalifats  zu 
eit  war  und  fürwahr  sie  (sc.  die  yalifen)  hatten  damals 
kämpft  und  es  war  das  erhabenste  Wort  bei  Eingehung 
rags  bei  ihnen  (sc.  den  Römern)  und  deswegen  erwähnt 
-Saibänl)  es.**  Wir  haben  hiermit  den  von  unserer  Quelle 
jrvorgehobenen  Zusammenhang  mit  den  byzantinischen 
^en :  Es  ist  die  uns  aus  byzantinischen  Urkunden  bekannte '') 
iformel  ,,8v  6\6^ax\'  (Anrufung  Christi).  Was  der  Kom- 
des  as-Öaibäni,  nämlich  as-Sarahsi,  nicht  hervorhebt,  aber 
änössischen  byzantinischen  Quellen  nachzuweisen  ist,  war 
che,  daß,  um  einem  Vertrag  größere  Sicherheit  zu  geben, 
ile  den  Vertrag  zu  beschwören  pflegten.  Wenn  Byzantiner 
t  Ungläubigen  Verträge  abschlössen,  so  schwur  jede 
partei  nach  dem  ihr  eigentümlichen  Ritus.  Belege:  die 

S-Saibänl  a.  a.  O.  fol.  298  rechts,  siehe  Anlage, 
ane  ist  also,   Dictionary   Book  I.  part  VIII.  p  3051,   im 
wenn  er  ic^l^^  und  iJ-L.*  als  Synonyma  ansieht. 

§- Saibänl  in  W.  C.  fol.:  298  rechts,  siehe  Anlage, 
iehe  W.  C.  fol.  298  rechts  und  298  in  der  Anlage. 


Russen  (Ungläubige)  schwören  bei  ihrem  Gott  Perun,  bei  Wolos, 
dem  Gott  der  Heerden,  die  Byzantiner  in  ihrer  Weise  auf  das 
Kreuz ^).  Mitunter  schwur  der  Ungläubige  außer  nach  seinem 
Ritus  auch  nach  der  byzantinischen  Form. 

So  beschwört  der  Chakan  der  Avaren^)  den  mit  Byzanz 
geschlossenen  Vertrag  nach  avarischer  Sitte,  sodann  nach  römischer 
(roiaüra  ßapßapixcoq  d7TOjLioöd|uevoc;  o  xctT^^'^'oq'  vvv  ecpT)  xai  xovq 
•Pco|aaioDc;  opxovq  ö|Liv\3Yai  ßouXojLiai.)  Was  wir  nun  daraus  folgern 
können,  ist,  daß  die  Byzantiner  auch  die  Araber  zwangen,  gewisser- 
maßen als  Surrogat  für  den  Eid  in  die  Formel,  die  ihnen,  den 
Arabern,  teuer  war,  den  Namen  Christi  aufzunehmen.  Diese 
Eigenschaft  der  Formel  tritt  auch  bei  as-Saibänl  hervor,  natürlich 
ohne  die  historischen  Zusammenhänge  anzuerkennen,  sondern 
in  islamischer  Verkleidung.  Der  Kommentator  as-Sarahsl  wirft 
nämlich  im  Anschluß  an  die  vorhergehenden  Ausführungen 3) 
die  Frage  auf,  ob  die  Aufnahme  der  Formel*)  „Schutz  Gottes, 
des  Gesandten  Gottes«  etc.  gestattet  sei.  „Sagt  doch  —  so  setzt 
er  fort  —  der  Gesandte  Gottes:  Wenn  ihr  ihnen  (sc.  den  Un- 
gläubigen) den  Schutz  Gottes  und  den  Schutz  des  Gesandten 
Gottes  geben  wolltet,  so  gebt  ihn  ihnen  nicht,  sondern  bloß  die 
Beschützungen  eurer  Väter  und  euere  Beschirmungen.  Denn  die 
Verletzungen  des  von  eueren  Vätern  und  von  euch  gewährten 
Schutzes  sind  leichter.«  Wie  soll  nun  as-Saibänis  Formel  mit 
diesem  Verbot  des  Propheten  vereinigt  werden?  Daß  das  Fiqh 
sich  mit  dieser  Frage  ein  Hindernis  selbst  zurecht  macht,  kann 
nach  unseren  vorhergehenden  Ausführungen  nicht  zweifelhaft  sein. 
Wir  haben  oben  gesehen  (§  3,  S.  61),  daß  in  der  Zeit  des  Frühisläm 
die  Erteilung  des  Schutzes  Gottes  und  seines  Gesandten  an  Un- 
gläubige die  Regel  war,  sodaß  die  Schutzerteilung  an  Gläubige 
als  Ausnahme  erscheint^).  Das  hatte  man  aber  inzwischen  ver- 
gessen. Die  Ungläubigen  galten  als  des  Schutzes  Gottes  unwürdig. 


1)  Siehe  Nestors  Chronik  a.  a.  O.  p  24,  28.  40  f. 

'^)  Excerpta  de  legationibus  ed.  de  Boor  II.  473  Z  24  f. 

')  W.  C.  fol.  298,  siehe  Anlage. 

*)  Wörtlich  die  Niederschrift  dieses  Wortes. 

^)  Interessant  ist  wie  auch  durch  diese  Lehre  des  Fiqh  die 
Sirat  des  Propheten  verfälscht  wird  —  ein  Problem,  das  Lammens 
im  Allgemeinen  gestellt  hat  und  das  im  Spezialfall  hier  einen 
Beleg  findet: 
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n  aber  war  die  von  as-öaibäni  angeführte  Vertragstormel 
3S  Tatsache.  Der  Ausdruck  „Schutz  Gottes"  wird  hier, 
ganze  Formel,  zum  Sinne  eines  Eides  umgedeutet, 
sprach  vollständig  den  historischen  Tatschen;  aber  mit 
ire  des  Islam  war  sie  schwer  zu  vereinigen.  Denn 
sen,  daß  Muhammad  den  Eid  tatsächlich  untergraben, 
Is  seine  alte  Wertschätzung  bei  den  Arabern  stark  zurück- 
t  hat.  „Allah  tut  was  er  will,  und  läßt  sich  in  keiner 
urch  Worte  oder  Taten  der  Menschen  beeinflussen.  Wie 
an  ihm  dann  durch  seinen  Eid  irgendeine  Art  von  Zwang 
en  können')?"  Trotz  dieser  Stellung  des  Propheten 
)h  das  Fiqh  dazu  bequemen  die  Vertragseide,  die  im 
onalen  Verkehr  namentlich  mit  Byzanz  nötig  waren,  mit 
,ehre  des  Idealrechts  aufzunehmen.  Es  geschieht  in  der 
sn  Weise  durch   Heranziehung  von  Qur'änstellen,   die 

ari  (I.  1600)  gibt  für  das  Jahr  8  d.  H.  einen  Brief  des 
en  an  Al-Mundir  b.  Säwa  al  Abdi  in  Bahrain  wieder, 
lem  nach  Aufzählung  der  Bedingungen,  die  Muhammads 
sgenossen  zu  erfüllen  haben,  ihnen  zugesagt  wird,  daß 
i^echte  und  Pflichten  der  Muslimen  haben  sollten.  Hagar, 
litionarier  des  15.  Jahrhunderts  (Brockelmann  II  67),  fügt, 
;tani  a.  a.  O.  III 196  mitteilt,  noch  nach  der  Aufzählung 
chten,  die  übernommen  werden  sollen,  als  Teil  des 
hinzu:  „Das  sind  die  wahren  Muslimen;  ihnen  kommt 
limma  Gottes  und  seines  Gesandten  . . .«  Es  ist  merk- 
—  sagt  Caetani  —  daß  der  Ausdruck  dimma  in  Ver- 

mit  Gläubigen  gebracht  wird.  Das  ist  richtig;  aber 
weiß  es  nicht  zu  erklären.  Nach  dem  im  Text  von 
gestellten  ist  die  Erklärung  nicht  schwer:  Es  ist  dies 

eine  Hinzufügung  der  späteren  Tradition,  die  von  der 
e  oben  bezeichneten  Fiqhlehre  beeinflußt  war,  daß  die 
Gottes  und  des  Propheten  einem  Ungläubigen  nicht 
le.  Nur  den  „wahren  Muslimen«  kommt  sie  zu,  und  das 
m  Propheten  in  den  Mund  gelegt.    Auf  gleicher  Beein- 

der  geschichtlichen  Tradition  durch  das  Fiqh  beruht 
ihlung  Belädorfs  (fol.  182  f.)  über  das  Verhalten  'Umar's 


eigentlich  wenig  mit  Eiden  zusammenhängen.  Sehen  wir  zu! 
Der  Kommentator  as-Sara(isi  behauptet,  as-öaibäni  hätte  die 
Anrufung  des  „Schutz  Gottes*  auch  nur  im  Sinne  eines  Eides 
aufgefaßt.     Er  sagt»): 

„Es  liegt  auch  nicht  in  der  Absicht  Muhammads 
(d.  i.  a.^  -  Saibänf  s)  bei  dem  Gebrauch  dieses  Wortes 
(sc.  der  oben  genannten  Schutzformel)  den  Schutz  Gottes 
und  des  Gesandten  Gottes  zu  gewähren.  Denn  solches 
ist  ihm  verboten,  wie  es  hervorkommt  im  Hadit;  vielmehr 
ist  die  mit  diesem  Wort  verbundene  Absicht,  die  Fest- 
machung des  Vertrags  durch  einen  Eid,  wie  dies  das 
folgende  ergibt  (iüLj^  ;ljl*i).  Denn  sieht  man  nicht, 
daß  er  sagt:  „Und  besonders  stark  ist,  was  Gott  mit 
den  Propheten,  Gerechten,  Friedensstiftern  als  Vertrag 
und  Bund  abgeschlossen  hat",  und  diese  Absicht  (sc.  a§- 
Saibänfs)  geht  auch  hervor  aus  dem  Hinweis  auf  das 
Gotteswort-),  und  die  Absicht  ist  die  Eingehung  der 
(Vertrags)verpflichtung  auf  die  vollkommenste  Weise, 
und  unser  Fall  ist  ähnlich  (sc.  wie  die  Qur^änstellen). 
Sieht  man  ferner  nicht,  daß  er  (as-Saibäni)  bemerkt, 
nach  Erklärung  der  Möglichkeit  des  Betrugs:  „und  das 
insgesamt  dieses  Eides  lastet  auf  dem,  über  dem  Gott  ist, 
wodurch  er  die  Bürgschaft  und  seinen  Schutz  als  frei  (von 
Betrug)  kontrolliert".  Und  dadurch  erklärter  (as-Saibäni), 
daß  seine  vorhergehende  Absicht  die  Erwähnung  des 
Eides  ist." 

So  ist  der  schwierige  Prozeß  gelungen:  Die  alte  dimmatu 
Mhihi  ist  —  infolge  des  byzantinischen  Vorbildes  —  zu  einer 
Eidesanrufung  umgemodelt  und  dies  mit  Hilfe  einiger  Qur'än- 
stellen  zustande  gebracht. 

IX.  Sodann  soll  die  Vertragsurkunde  ausgefertigt  werden 
(^)  durch  Erwähnung  des  Datums'). 


')  W.  C.  fol.  298,  siehe  Anlage. 

-)  Hier  werden  die  beiden  Qur'anstellen  Süra  III.  v  .184  und 
Süra  III  75  citiert. 

')  A.^-fiaibäni:  W.  C.  fol.  298,  siehe  Anlage! 
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ir  haben  in  dieser  Anforderung  die  Notwendigkeit  einer 

iehungsklausel  (dTioXueiv)  zu   erblicken,  deren  Vorbild 

Is  auf  Byzanz  zurückgeht  0- 

ß  es  sich   hierbei   um   die   Vollziehungsklausel   handelt 

•Saibäni  in  folgender  Einkleidung: 

„Eine  Zeitangabe  soll  ja  schon  —  wie  wir  oben 
erwähnt  haben  —  im  Eingange  der  Urkunde  erfolgen  und 
solches  genügt,  es  wäre  denn,  daß  man  darauf  zurück- 
kommt am  Schlüsse  der  Urkunde  wegen  der  Befestigung 

(jlS^UII).     Und  es  liegt  dem  keine  andere  Absicht  zu 

Grunde,  als  das  Verbot  des  Kampfes  in  der  bestimmten 
Zeit  und  sie  beginnen  sie  (sc.  die  Zeit)  mit  dem  Zeit- 
punkt der  Vollendung  der  Vertragsurkunde  und  ihrer 
Beurkundung  durch  Zeugen  2).  Denn  wenn  seine 
Erwähnung  (sc.  des  Datums)  im  Eingang  der  Urkunde 
genügte,  so  könnte  oftmals  die  eine  der  Parteien  Rechts- 
ansprüche erheben  während  der  Zeit,  welche  zufällig 
zwischen  dem  Beginn  und  dem  Ende  der  Urkunde  ver- 
streicht, und  es  kommt  solches  vor.  Deswegen  wird  die 
Urkunde  ausgefertigt  gleichfalls  durch  Erwähnung  des 
Datums." 

lon  der  „Beginn  und  das  Ende  der  Urkunde«  (i^[::SCi\  Jjl 

erinnert  an  das  technische  „initium**  und  „dimissio«  der 

e,  wie  sie  Novelle  45  (44)  von  536  vorschreibt. 

Mittelpunkt  des  Beurkundungsaktes  steht,  wie  im 
-byzantinischen  Recht,  der  tabellio  (öu|LißoXaioYpd(po{;),  so 
'  kätib,  der  Schreiber,  hier  wie  dort  keine  Amts-,  aber 
ne  Vertrauensperson.     As-Saibäni  sagt  von  ihm  3): 

„Fürwahr  es  soll  geschrieben  werden  der  Vorsicht 
wegen  und  es  ziemt  sich,  daß  geschrieben  werde  mit 
voller  Berücksichtigung  der  Möglichkeiten:  „und  dies  ist 

Jiehe  Partsch  a.  a.  O.  S.  454  ff.  über  die  byzantinische 


der  Tatbestandsbericht,  was  sich  ereignet  hat«  und  es  ziemt 
sich,  daß  der  Schreiber  erkläre,  was  zwischen  den  Parteien 
vorgefallen  ist,  in  der  Richtung  der  wesentlichsten  Mög- 
lichkeiten (d.  i.  der  wesentlichsten  Punkte)." 
Wie  nun  nach  byzantinischem  Recht  (Nov.  45  [44]  von  536) 
offenbar  die  Tätigkeit  des  Schreibers  so  gedacht  war^),  daß  das 
Niederschreiben  der  Kladde  auf  Grund  der  Angaben  der  Parteien 
zunächst  beim  Tabellio  bestellt  wird,  und  dann  die  Parteien  nach 
einiger  Zeit,  während  welcher  das  Mundum   des  Texts  herge- 
stellt  wurde,    mit   den   Zeugen   zum  Tabellio   kommen,   um   zu 
unterschreiben,    worauf    der    Tabellio    die    Vollziehungsformel 
hinschreibt,  so  wird  sich   auch   nach   islamischem   Rechte  der 
Prozeß  der  Beurkundung  vollzogen  haben. 

Stellen  bei  as-Saibäni  machen  dies  sehr  wahrscheinlich. 
Der  Vollziehungsformel,  d.i.  hier  der  Datierung  der  Urkunde 
nach  der  Unterschrift  der  Zeugen,  haben  wir  bereits  oben  ge- 
dacht.    Sie  werden  auf  das  Mundum  gesetzt,  welches  im  Text 

von  as-Saibänl  als  ^^liS^  bezeichnet  wird.     Dem  geht  aber  die 

Anfertigung  der  Kladde,  der  watlqa  (IaJj\  voraus.  As-Saibänl 
sagt  es  an  jener  Stelle,  wo  er  von  der  Abmachung  der  Leistungen 
des  Vertrags  handelt^): 

.Jl_:_)1 

„Darauf  (d.h.  nachdem  er  die  Voraussetzung  des  Vertrags- 
instruments, das  Mundum  vorgetragen)  erwähnt  er  (as-Saibänl) 
die  watlqa  des  Vertrags  in  Bezug  auf  den  (vertragsmäßig  be- 
dungenen) Gegenwert;  und  sie  (die  watlqa)  ist  nach  Analogie  dessen, 
was  wir  vorausgeschickt  haben  (sc.  der  Anlage  des  Vertragsin- 
struments), und  er  (as-Saibäni)  verbreitet  sich  über  den  Gegen- 
wert, und  das  Resultat  davon  ist,  daß  es  sich  geziemt,  daß  der  Gegen_ 
wert  gekannt  wird,  damit  nicht  ein  Streit  darüber  übrig  bleibe  bei 
der  Anfertigung  der  Abschrift'^)   (des  Duplum  oder  Mundum).* 


0  Siehe  Brunner  a.  a.  O.  S  72  2. 
2)  W.  C.  fol.  299  rechts,  siehe  Anlage. 

•")  Das  ist  hier  die  Bedeutung  desOo  ,  siehe  Lane,  Dictionary, 
der  es  mit  „doubling"  übersetzt. 
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T  ist  also  scharf  die  Kladde  (IaJj)  von  der  offiziellen 
Pt    der    Niederschrift    des    Vertragsinstruments    unter - 

sr  die  Art,   wie  der  Schreiber  bei  der  Abfassung  der 
vorzugehen  hat,  heißt  es  bei  as-Saibänl^)  an  anderer  Stelle: 

l  oJLj^^  s^IjjiJVI  j  ^iC  I j^d  jciVI  VI  0^^_  V  ^J-\  Jjb"  jj 

„Darauf  wird  erklärt,  wie  geschrieben  werden  soll,  die 
Kladde  (watiqa)  des  Vertrags,  und  dies  ist  nach  Analogie  des 
Vorausgehenden:  fürwahr  die  watiqa  muß  schriftlich  sein. 
Dies  ist  insbesondere  die  Grundvoraussetzung.  Und  so  soll 
es  gehandhabt  werden  bei  jeder  watiqa,  aufweiche  die  Ab- 
sicht gerichtet  ist,  und  es  muß  solche  Absicht  klar  sein. 

Er  sagt  (as-Saibäni):  Es  ziemt  sich  für  den  Schreiber, 
daß  er  im  Anfange  die  schwerere  Vertragsbedingung  hin- 
schreibe, welche  zum  Gegenstand  gehört,  d.  h.  in  voller 
Berücksichtigung  der  Möglichkeiten,  und  wenn  die 
Muslims  davor  zurückschrecken,  so  werden  sie  es  aus 
der  Vertragsurkunde  streichen,  denn  das  Streichen  dessen 
was  man  zu  streichen  wünscht,  ist  leichter  als  das  Hinzu- 
fügen dessen,  was  man  hinzufügen  möchte^).  Vielleicht 
wollen  au(5h  die  Ungläubigen  nur  die  schwerere  Bedingung 

nteressant  ist,  daß  nach  as-Saibänl,  a.  a.  O.  fol.  299  rechts, 
ilage,  bei  der  Herstellung  der  Zahlungsfristen  ein  Astronom 

fungiert. 

V,  C.  fol.  301  rechts,  siehe  Anlage. 

)ieser  Satz  hat  aber  nur  dann  Sinn,  wenn  man  sich  den 


annehmen.    Wählen  sie  aber  die  leichtere,  so  können  die 
Muslims  davon  (d.  i.  von  den  in  der  Kladde  aufgenom- 
menen Vertragsbedingungen)  nach  Belieben  streichen." 
Die  ganze  Kautelarjurisprudenz  wird  damit   berührt.     Der 
Schreiber   hält   sich   offenbar  an  Formulare').     Er   nimmt   alle 
möglichen  Vertragsbedingungen,  insbesondere  die  den  Muslims 
günstigeren,  auf  und  läßt  bis  zur  Ausfertigung  (^)  der  Urkunde 

beiden  Parteien  freien  Entschluß,  durch  Abstreichen  unter  ein- 
ander einig  zu  werden. 

Wie  wir  uns  diese  Formulare,  die  der  watiqa  gewissermaßen 
zu  Grunde  gelegen  haben,  denken  müssen,  dafür  haben  wir 
aus  dem  byzantinischen  Recht  gewisse  Anhaltspunkte.  Im  byzan- 
tinischen diplomatischen  Rechtsverkehr  war  es  üblich,  wenn  der 
Vertrag  außerhalb  Konstantinopels  geschlossen  wurde,  dem 
Gesandten,  der  den  Vertragschluß  vermitteln  sollte,  außer  dem 
Kreditiv  noch  ein  Aktenstück  mitgegeben,  in  welchem  Punkt  für 
Punkt  die  Ansprüche  enthalten  waren,  die  von  der  byzantinischen 
Regierung  als  unumgängliche  Basis  des  abzuschließenden  Ver- 
trags angesehen  wurden.  Die  Liste  dieser  Ansprüche  (benöic;, 
Tct  2;nroi3|Lieva)  enthielt  nicht  selten  Forderungen,  die  an  Unver- 
schämtheit grenzten.  Aber  davon  konnte  man  ja  Abstriche 
machen  lassen.  Gerade  dies  empfiehlt  as-Saibänl  dem  Schreiber 
der  Kladde  (watiqa),  die  schärferen  Forderungen  zuerst  aufzu- 
schreiben. Daß  sich  durch  dieses  eine  Art  von  schriftlichem 
Handel  und  Feilschen  ergeben  konnte,  zeigen  ebenfalls  die 
byzantinischen  Quellen  2).  Der  Vorgang  war,  wenn  beide  Parteien 
über  das  nötige  Schreiberpersonal  verfügten,  der,  daß  zunächst 
jede  Partei  ihren  Vertragsentwurf  in  die  Sprache  der  anderen 
übersetzen  ließ,  daß  dann  beide  Teile  diese  Obersetzungen  mit 
ihren  eigenen  Instruktionen  verglichen,  sodann  solange  immer 
schriftlich  herumfeilschten,  bis  Einigung  Erzielt  war,  in  der 
Zwischenzeit  aber  auf  die  Punkte  der  inzwischen  teilweise  ge- 
wonnenen Einigung  einander  festlegten.  War  die  Einigung  er- 
zielt, dann  wurden  Vertragsurkunden  ausgefertigt "*).    Diese  For- 

')  So  allein  ist  er  in  der  Lage  das  o^^l  l»p-l  („volle  Berück- 
sichtigung der  Möglichkeiten**)  zu  vollbringen. 

^)  Vergl.  darüber  C.  Neumann,  byzantinische  Zeitschrift  1. 373. 

*)  Freilich  mit  der  dem  islamischen  Recht  nicht  geläufigen 
Eigentümlichkeit,  daß  jede  Partei  die  von  ihr  übernommenen  Ver- 
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nach  denen  der  Islamische  Vertragsschreiber  vorzugehen 
iren  demnach  die  Instruktionen  beider  Parteien.  Daher 
er  islamischen  Rechtsquelle  die  Ermahnung  der  „vollen 

ichtigung  der  Möglichkeiten"  (»j>'J^\  i»>>0  • 
1  späterem  Islam  ist  natürlich  dieser  ganze  Zusammen- 
'  watiqa  mit  dem  byzantinischen  Vorbilde  verloren  ge- 
So  fügt  dann  auch  der  türkische  Kommentator  an- 
sweise  hinzu  i),  daß  man  in  der  Türkei  von  diesem 
ilichen«    modus    procedendi    abgekommen    sei.     Man 

gen  in  der  Urkunde  in  ihrer  Kanzleiform  und  -spräche 
te  und  sie  gegen  das  korrespondierende  Exemplar  der 
Partei  austauschte.  Da  die  in  die  Hände  der  Partei 
de  Vertragsurkunde  immer  in  der  Sprache  der  Gegen- 
isgefertigt  war,  wurde  noch  vom  Vertragsgegner  eine 
ung  in  der  Sprache  des  Empfängers  angefertigt.  Siehe 
Dimitriu  im  (russ.)  Wyzant'iysky  Wremennik  II  (1895) 
uf  Grund  der  byzantinischen  Quelle:  excerpta  de  lega- 
ed.  de  Boor  I  179  Z  30  ff. 
uhammed  Munib  el  Aintäbi  a.  a.  O.  IL  205. 

\^y    J^   JU>1    ^J^\    3^3^    ^l:aXÄ^    ctLo  Jb"iU    J)lj\    sjjj»^ 

r  armselige  Übersetzer  (so  nennt  sich  der  türkische 
itator  regelmäßig)  sagt,  daß  das  erwähnte  Schriftstück, 
ija,  ein  Vertragsentwurf,  nur  zur  Zeit  des  Verfassers 
•  Saibäni's  oder  as  -  Sarajisi's)  bekannt  war,  und  es  ist 
daß  es  ein  sehr  häufiges  Erfordernis  nach  ihren  (da- 
Bräuchen  war.  Wie  dem  auch  immer  sei,  zu  unserer 
onders  im  o'smanischen  Reiche,  wird  über  die  Vertrags- 
ein Ahdnäme  geschrieben,  zuvor  ein  Entwurf  verfaßt. 
1  die  Parteien  ihre  Zustimmung  zu  Weestreichuncen 


mache  hier  erst  das  Konzept.  Abstriche  und  zusätzliche  Fest- 
setzungen könnten  mit  Zustimmung  der  Parteien  vorgenommen 
werden.  Erst  dann  käme  das  offizielle  Vertragsinstrument  durch 
Abschrift  zustande.  Die  watiqa,  die  Kladde,  hat  also  keine 
juristische  Bedeutung  mehr.  Wir  haben  oben  bemerkt,  daß  sie  im 
islamischen  Recht  formell  bindende  Bedeutung  hat,  als  Vorstadium 
des  offiziellen  Vertrags.  Wir  haben  ferner  der  Vermutung 
Ausdruck  gegeben,  daß  die  watiqa  dem  byzantinischen,  von  den 
Gesandten  unterzeichneten,  Urentwurf  entspricht,  wozu  noch 
der^jllS^  die  Haupturkunde,  das  Mundum,  hinzukommen  mußte. 
Das  Verständnis  für  all  das  ist  dem  türkischen  Kommentator 
geschwunden.  In  der  watiqa  sieht  er  nur  einen  „Vertragsentwurf« 
(tertib)  und  der  ganze  Prozeß  scheint  ihm  umständlich.  Der 
Türke  kennt  nur  das  Konzept  (teswld)  und  das  Vertragsinstrument 
('ahdnäme), 

X.  Zwei  wesentliche  Vertragsbedingungen  jedes  mit  den 
Ungläubigen  geschlossenen  Vertrags  sind  nach  der  Lehre  des 
a§-Saibäni: 

1.  daß  der  Muslim,  der  zu  den  Ungläubigen  zieht,  stets 
der  islamischen  Gerichtsbarkeit  »zurückgegeben"  werden  muß 
und  daß 

2.  der  Ungläubige,  der  in  das  Land  des  Islam  zieht  und 
Muslim  geworden  ist,  nicht  der  Gerichtsbarkeit  der  Ungläubigen 
zurückgegeben  werden  darf. 

Beide  Sätze  haben  im  byzantinischen  Recht  ihre  Parallelen: 
Der  Rechtgläubige  bleibt  auch  im  Auslande  dem  byzantinischen 
Recht  unterworfen  1)  und  der  von  den  Ungläubigen  kommende, 
der  Römer  geworden  ist,  wird  nicht  zurückgegeben^). 

Abgesehen  von  der  Feststellung  ihres  Zusammenhangs  mit 
dem  byzantinischen  Rechte,  interessieren  uns  jene  beiden  Sätze 
des  islamischen  Rechts  als  notwendige  Vertragsbedingungen  auch 
deshalb  noch  ganz  besonders:  Das  Deutsche  Reich  hat 
ihnen   in   den   Rechtsverträgen   mit   der  Türkei  von 


1)  Siehe  Neumayer,  Entwicklung  des  Intern.  Privat-  und 
Strafrechts  I.  (1901)  S.  265  und  die  dort  cit.  Balsamon  und  Leun- 
clavius. 

*)  Siehe  Excerpta  de  legationibus  ed.  de  Boor  II.  p  466  16  ff: 
^uveXovra  be  eljreiv  tou<;  ööoi  |3o\3XoYTai  Tf\c  'Pcojuai'xfic  fierao- 
Veiv  ::ToXiT6iac,  ol!):Tca;TOTe  7io\r\oo.(5%a\  iyboxovq. 
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ollauf  Rechnung  getragen.   Wir  müssen  uns  daher 
!n  ganz  besonders  eingehend  beschäftigen. 

»Zurückgeben«,  von  dem  sie  handeln,  hat  nichts  mit 

modernen  Begriff  der  Auslieferung  zu  tun.  Jene  Vertrags- 
igen  beziehen  sich  überhaupt  nicht  auf  Strafsachen.  Denn 

Muslim  von  einer  ungläubigen  Staatsgewalt  gerichtet 
könnte,  ist  für  die  islamische  Rechtslehre  eine  ganz 
ihbare  Vorstellung  und  daher  indiskutabel.  Das  „Zurück- 
r^j)  bezieht  sich  vorwiegend,  ja  ausschließlich,  auf 
:he  Rechtsverhältnisse,  insbesondere  auf  eheliches  Güter- 
amilien-,  Erbrechts-  und  auf  Statusfragen. 

geben  zunächst  die  Formulierung  dieser  notwendigen 
bedingung  nach  ag-Saibäni^)  wieder: 

„Und  wenn  die  Muslims  einen  Vertrag  mit  ihnen 
abschließen  wollen  nach  der  Richtung,  daß  sie  (die 
Ungläubigen)  ihnen  zurückgeben,  wer  als  Muslim  außer 
Landes  gegangen,  so  soll  der  Schreiber  des  Vertrags 
lies  hinschreiben  unmittelbar  nach  der  Erwähnung,  daß 
Tian  sich  des  Kampfes  enthalten  wolle,  und  nach  der 
Richtung,  daß  wenn  von  dem  Volke  des  Reiches  X  in 
das  Land  des  Islam  ausziehe,  Mann  oder  Frau,  als  Muslim 
)der  als  ein  Verbündeter,  so  soll  weder  dem  yalifen 
loch  dem  Volke  des  Islam  die  Verpflichtung  obliegen, 
hn  (sc.  einen  von  den  genannten  Abwanderern)  irgend- 
emand  zurückzugeben.  Und  dies  ist  eine  fest- 
JtehendeAnordnung  gemäß  dem  Gesetze,  welches 
eigentlich  keiner  besonderen  Vertragsabmachung  bedarf. 
Dennoch  leugnet  sie  das  Volk  (sc.  der  Ungläubigen),  und 
)hne  diese  Bedingung  rechnen  sie  es  als  Betrug  gemäß 
hrem  Glauben.  Und  deshalb  haben  wir  erklärt,  daß 
5s  sich  gezieme  den  Vertrag  in  Rücksicht  darauf  abzu- 
lassen, daß  es  ein  Argument  sei  gegen  die  beiden  Streit- 
eile und  gegen  seine  Scheltung  durch  einen  Schmähenden. 
Ä'^enn  dann  nach  Anführung  dieser  Vertragsbestimmung 
eine  verheiratete  Frau  auszieht  (sc.  aus  dem  Lande  der 
Jngläubigen)  und  ihr  Gatte  sie  zurückfordert,  so  soll 


•  - «-  ^ 


ausgesprochen  in  seinem  (sc.  des  Propheten)  Worte: 
«Lasset  sie  nicht  zurücivkehren  zu  den  Ungläubigen;  es 
ist  nicht  Recht,  daß  sie  ihnen  (sc.  den  Ungläubigen) 
angehören,  noch  daß  diese  ihre  Gatten  seien)."  Aus- 
genommen der  Fall,  daß  dies  eine  Bedingung  im  Friedens- 
vertrag war,  welcher  zustande  kam  im  Jahre  von  yu- 
daibija^).  Und  als  diese  Anordnung  aufgehoben  wurde 
am  Orte  des  Qur'änverses^^)  befahl  Gott,  er  sei  erhaben, 
die  Rückgabe  dessen  was  ihr  der  Mann  so  gegeben. 
Sagt  er  doch^«):  „Gebt  ihnen  (sc.  den  Ungläubigen)  zurück, 
was  sie  gegeben  haben*,  wegen  der  Erfüllung  dieser 
Bedingung.  Aber  wenn  auch  im  internationalen  Vertrag 
ausbedungen,  h  e  u  t  e  (d.  h.  zur  Zeit  des  Kommentators)  für- 
wahr wird  nichts  zurückgegeben  und  ist  auch  nicht  geboten 
die  Rückgabe  von  irgend  etwas,  was  ihr^)  zugekommen 
ist.  Und  wenn  nicht  vertragsmäßig  (d.  h.  durch  inter- 
nationalen Vertrag)  ausbedungen  (sc.  die  Rückgabe),  so 
ist  dies  ebenso:  es  ist  nicht  geboten  die  Rückgabe 
von  irgend  etwas.  Und  diese  Anordnung  (sc.  der  Rück- 
gabe) ist  aufgehoben  durch  den  Nachweis  der  igmä*  (d.  h. 
der  allgemeinen  öffentlichen  Übereinstimmung  der  Rechts- 
gelehrten). 

Nachdem  er  dann  die  Frage  beanwortet,  wie  ein  Sklave, 
der  aus  dem  Lande  der  Ungläubigen  ins  Land  des  Islam  entlaufen 
und  dort  zum  Islam  sich  bekehrt,  zu  behandeln  sei  —  er  darf 
nicht  ohne  weiteres  freigegeben  werden,  sondern  muß  zuvor 
verkauft  werden,  der  Kaufpreis  seinem  Herrn  ausgezahlt,  ehe 
er  freigelassen  wird,  da  er  als  Sache  eines  Musta'min  zu  erachten 
ist  — ,  führt  er  weiter  aus^): 

„Wenn  ein  Muslim  oder  ein  Schutzbefohlener  der 

Muslims    ((*^j  Jujbl  ^^   auszieht  in    (das  Reich)  des 


1),  3)  und  ^»j  Süra  LX  v.  10. 

*)  Nach  Wäqidi  übersetzt  von  Wellhausen,  S.  257:  „Wenn 
aber  ein  Qura§it  ohne  Erlaubnis  seines  Vormundes  zu  Muhammad 
kommt,  wird  er  ausgeliefert,  dagegen  wenn  einer  der  Anhänger 
Muhammads  zu  den  QuraiS  kommt,  wird  er  nicht  ausgeliefert.« 

*)  Sc.  als  Brautgabe  des  Mannes,  sog.  ^^ . 

^)  W.  C.   fol.  299  rechts,  siehe  Anlage. 
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Königs  X,  indem  er  die  Religion  des  Ishini  verläßt  oder 
das  Schutzverhältnis,  in  dem  er  zu  den  Muslims  steht, 
so  liegt  dem  Könige  X  und  dem  Volke  seines  Reichs  die 
Pflicht  ob,  jenen  (Abwanderer)  zurückzugeben  den  Mus- 
lims (d.  h.  der  muslimischen  Gerichtsbarkeit  zuzuführen), 
bis   sie   ihn   zurückgeben   zur  Erfüllung    der  Pflichten, 

die  auf  ihm  ruhen  (\^qO^[j*  J,\  oj:>j  J-^)>  ""^  diese 
Vertragsbedingung  —  so  ziemt  es  sich  —  soll  man  nicht 
^^ersäumen,  im  Vertrage  zu  erwähnen.  Denn  wenn  zu 
uns  von  ihnen  ein  Muslim  oder  ein  Schutzbefohlener 
sc.  muslimischer  Herkunft)  abwandert,  so  ist  es  (doch) 
uns  nicht  erlaubt,  ihn  ihnen  (den  Ungläubigen)  zurück- 
zugeben und  es  ist  das  off'enkundigste  (von  der  Welt), 
daß  sie  bestehen  werden  auf  der  Gegenseitigkeit  i)  und 
sagen  werden:  Solange  ihr  nicht  zurückgebt,  werden 
luch  wir  nicht  zurückgeben.  Aber  nach  der  ausdrück- 
lichen Hervorhebung  ist  ihnen  solches  Argument  abge- 
schnitten. Und  wenn  sie  die  Zurückgabe  verweigern, 
50  wäre  solches  eine  Vertragsverletzung  von  ihrer  Seite 
jnd  es  wäre  den  Muslims  der  Kampf  gegen  sie  gestattet 
Dhne  jede  (weitere)  Kündigung  (des  Vertrags)." 
z  zusammengefaßt:  die  Sarrat  fordert  die  Aufnahme 
r  zwei  Vertragsbedingungen  in  jedem  auf  Dauer  be- 
n  Vertrag  mit  den  Ungläubigen: 
7ir  führen  keinen  Muslim,  der  vom  ungläubigen  Ausland 
commt,  der  Gerichtsbarkeit  des  ungläubigen  Staats  zu. 
iir  (Ungläubige)  seid  verpflichtet  jeden  Muslim  unserer 
barkeit  zuzuführen. 

letztere  der  beiden  Grundsätze  stellt  eine  Ausnahme 
[  europäischen  internationalen  Rechte  dar,  das  auf  dem 
m  ruht,  daß  jeder  der  vertragschließenden  Teile  in  dem 
es  anderen  Teiles  dessen  Landesgerichtsbarkeit  in  vollem 
unterliegt, 
ie  Grundsätze  des  islamischen   internationalen 

sind  von   uns  in  den  Rechtsverträgen  mit  der  Türkei 
7  anerkannt. 


Zunächst  der  2.  Grundsatz: 

Er  kommt  hier  insbesondere  Artikel  2'  des  Vertrags  über 
Rechtschutz  und  gegenseitige  Rechtshilfe  in  bürgerlichen  An- 
gelegenheiten M  in  Betracht: 

„Die  familienrechtlichen  Angelegenheiten  der  Angehörigen 
jedes  vertragschließenden  Teiles  (d.  h.  ihre  Rechtstreitigkeiten 
über  die  Eheschließung,  die  Anfechtung  und  die  Nichtigkeit  der 
Ehe,  die  Ehescheidung,  die  Herstellung  oder  die  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft,  die  Vaterschaft,  das  Verhältnis  zwischen 
Eltern  und  Kindern  und  die  Annahme  an  Kindes  statt)  sowie 
die  Angelegenheiten  ihrer  Geschäftsfähigkeit  (d.  h.  ihre  Recht- 
streitigkeiten über  die  Volljährigkeit,  die  Volljährigkeitserklärung, 
die  Entmündigung,  die  Vormundschaft  oder  die  Pflegschaft)  bleiben 
abweichend  von  den  Bestimmungen  im  Artikel  2,  Absatz  2  den 
zuständigen  Gerichten  oder  den  sonst  zuständigen  Behörden  im 
Gebiete  ihres  Heimatlandes  vorbehalten.  Die  Entscheidungen 
dieser  Gerichte  oder  sonstigen  Behörden  sind  in  dem  anderen 
Lande  anzuerkennen,  soweit  sich  die  Beteiligten  in  dem  Gebiete 
eines  der  beiden  Teile  befinden*. 

Aber  auch  dem  ersten  Grundsatz  der  islamischen  Rechts- 
lehre (Wir  führen  keinen  Muslim  der  ungläubigen  Gerichtsbarkeit 
zu)  hat  die  deutsche  Regierung  eine  Konzession  gemacht.  Das 
bezeugt  zunächst  Artikel  3  des  deutsch-osmanischen  Vertrags  über 
Rechtschutz  und  Rechtshilfe  über  Angelegenheiten  der  deutschen 
Schutzgebieten^).   Er  lautet: 

„Abweichend  von  den  Bestimmungen  im  Artikel  2^=5)  des 
Hauptvertrags  können  die  Muhammedaner  der  deutschen  Schutz- 
gebiete, die  sich  im  Gebiete  des  Osmanischen  Reichs  befinden 
.  ...  in  den  Angelegenheiten  des  Familienrechts  und  der  Ge- 
schäftsfähigkeit die  zuständigen  Gerichte  oder  die  sonst  zu- 
ständigen Behörden  ihres  Aufenthaltsortes*)  anrufen,  soweit  diese 
Gerichte  oder  sonstigen  Behörden  das  muhammedanische  Recht 
anwenden«.    Ferner  kommt  hier  in  Betracht  aus  dem  deutsch- 


1)  Drucksachen  des  Reichstags  Nr.  755  ex  1914  —  1917,  S.  54. 
■']  RT.  Dr.  Nr.  755  a.  a.  O.  S.  142. 
»)  Oben  im  Texte  wiedergegeben. 
^j  Also  die  türkischen! 
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ihcn  Vertrag  über  die  Anwendung  des  Konsular-Haupt- 
auf  die  deutschen  Schutzgebiete  i),  Artikel  3: 

weichend  von  den  Bestimmungen  des  Artikel  18  des 
rtrags  kann  über  Muhammedaner  der  deutschen  Schutz- 
die  sich  im  Gebiete  des  Osmanischen  Reichs  befinden 
ron  den  zuständigen  Behörden  ihres  Aufenthaltsortes 
lg  der  Beteiligten  die  Einleitung,  Führung  und  Beauf- 
g  einer  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  übernommen 
soweit  diese  Gerichte  oder  sonstigen  Behörden  das 
ledanische  Recht  anwenden". 

liches  bestimmt  Artikel  4  desselben  Vertrags  betreffs  des 
es  von  Muhammedanern  der  deutschen  Schutzgebiete, 
jebiet  des  Osmanischen  Reichs  gestorben  sind. 

lat  das  Deutsche  Reich  in  zwei  wichtigen  Punkten  das 
)nale  Recht  des  islamischen  Gesetzes  als  ebenbürtig 
it  und  damit  eine  neue  Bahn  (siehe  oben  S.  5)  in  der 
ung  des  Völkerrechts  beschritten. 

Außer  bei  den  bisher  angeführten  wesentlichen  Voraus- 
n  eines  internationalen  Vertrags  zeigt  die  islamische 
hre  noch  bei  anderen  typischen  Vertragsbestimmungen 
längigkeit  vom  byzantinischen  Vorbilde. 

0  sollen^)  —  trotzdem  der  Prophet  ausländische  Ge- 
luch  ohne  *amän  und  Geleitbrief  als  genügend  geschützt 
n  hat  —  die  Gesandten  der  Ungläubigen  regelmäßig 
ileitbrief  ihres  Königs  an  den  yalifa  vorweisen,  sonst 
dem  muslimischen  Gemeinwesen  als  fai'  verfallen, 
i  können  in  ihrer  Begleitung  gefangene  Muslimen  zur 
lg  mitführen.  Diese  beiden  Sätze  finden  sich  auch  im 
ischen  Vertragsrecht'). 

T.  Dr.  Nr.  755  a.  a.  O.  S.  134. 

^  C.  fol.  299  rechts  und  299,  siehe  Anlage. 

ergleiche   beispielsweise   den   Vertrag   der   Byzantiner 

sen  in  Nestors  Chronik  a.  a.  O.  p  37 — 39,  den  Vertrag 

;aren  mit  den  Byzantinern  bei  Theophanes  ed.  Becker 

Ausgabe)   L  775.      Über  Gesandte   der  orientalischen 


2.  Bei  Verträgen  mit  belagerten  Städten  und  Ortschaften 
soll  es  nach  islamischer  Rechtslehre  —  so  lehrt  af^-^aibänii)  — 
rechtlich  zulässig  sein,  den  Vertrag  dahin  abzuschließen,  daß 
die  Belagerten  ein  Drittel  ihres  Guts  den  Muslims  überlassen, 
zwei  Drittel  aber  in  Frieden  weiter  behalten.  Das  erinnert  an 
die  Bestimmung  des  Codex  Theodosianus  VII,  8,  5:  duas  dominus 
propriae  domus,  tertia  hospiti  deputata  ea  tenus  intrepidus  ac 
securus  possideat  portiones. 

3.  Eine  andere  Merkwürdigkeit  des  islamischen  Vertrags- 
rechts: Wird  ein  Vertrag  auf  jährliche  Tributzahlung  an  die 
Muslims  mit  den  Ungläubigen  abgeschlossen,  so  kann  bei 
Kündigung  des  Vertrags  vor  Ablauf  der  Zeit  jener  Teil  des  zu- 
leistenden Tributs,  der  auf  die  im  Frieden  verlebte  Zeit  fällt, 
von  den  Muslims  zurückbehalten  werden.  Jener  Teil  des  zu- 
leistenden Tributs,  der  für  die  noch  nicht  abgelaufene  Zeit  bereits 
erhoben  worden  ist,  muß  zurückgezahlt  werden. 

So  sagt  as-Saibäni  (W.  C.  fol.  104  rechts): 

Das  Merkwürdige  daran  ist,  daß  dieser  Vertrag  nach  Art 
der  Pachtverträge  behandelt  wird,  wie  a§-Saibäni  zutreffend 
bemerkt,  während  der  Vertrag  doch  nur  als  Ganzes  bestehen 
oder  nicht  bestehen  soll.  Hebt  ihn  der  Imäm  einseitig  auf,  so 
kann  er  sich  entweder  auf  den  Boden  stellen,  nichts  zurück- 
zugeben. Das  wäre  widerrechtlich.  Oder  will  er  nach  Ge- 
rechtigkeit handeln,  so  müßte  er  eigentlich  daß  Ganze  zurück- 
geben. Die  islamische  Rechtslehre  behandelt  aber  einen  solchen 
Friedensvertrag  nach  Art  der  synallagmatischen  Rechtsgeschäfte 


')  W.  C.  fol.  299,  300,  301  rechts,  siehe  Anlage. 

-)  Die  islamische  Rechtslehre  macht  nach  a§-Saibäni  a.  a. 

O.  fol.  104  rechts,  einen  Unterschied,  ob  der  Vertrag  Je  oder 

j[ii^  Ui\i  lautet.     Mit  jt  soll  der  Vertrag  als  ein  Ganzes,  mit 

^  der  Vertrag  nach  Art  der  synallagmatischen  Rechtsgeschäfte 

behandelt  werden.  Im  ersteren  Falle  soll  das  Ganze  des  Tributs 
zurückgezahlt,  im  letzteren  Falle  nur  der  Teil  für  die  noch  nicht 
abgelaufene  Vertragszeit. 
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IUI    UIC  IlUCll    lllWlll  UUgClitUIClIC     V  Cl  II  U^d^^Cll    WUU    ^Ul  UV^IV- 

Daß  dies  jedenfalls  orientalische  Sitte  gewesen  ist, 
ie  Verhandlungen  zwischen  Persien  und  Byzanz  von 
xcerpta  de  legationibus  ed.  De  Boor  II.  467  Z  19  ff): 
re  xai  :rp6  xov  rr^paroc;  toov  tpicbv  ^tcov  Tf\c;  i\br\  ^uve- 
ixexeipi'aq,  ^c  ^vtoq  ^&6xei  t^v  e{pevr|v  dvct  Tfjv  ^co  ^ppcbö- 
>:rXa  xivr^öeiv  ....   ^rporepov  xara^'ejLievov  *Pco|uaioic;  tö 

Toia\3Tr|c   ctvaxcoxr}«;  be&ofa^vov  xP^öiov,  i'jvixa   Za/apia^ 

xal  tobe  ^iLATiebcoöac  lOTfjpxev.  scpaöxe  be  tct  xP^M^t*^^ 
V  xarct  ToöouTov,  xo^'  ööov  ^v^XiTie  xx\  rpieTvcjL'  etta 
'\e|uoD  djidp^eöO'ai  av^ic;.  Der  Perserkönig  will  Krieg, 
let  ein  Waffenstillstand  für  drei  Jahre,  der  noch  nicht 
m  ist,  der  aber  geschlossen  wurde,  um  einen  dauernden 
SU  führen.    Diesen  Waffenstillstand  will  der  Perserkönig 

aufheben,  das  Geld  aber,  das  er  von  den  Römern  für 
chluß  des  Waffenstillstands  erhalten,  zuvor  (d.h.  vor 
suerung  des  Kriegs)  pro  rata  der  noch  ausstehenden 
illstandszeit  zurückgeben.  Die  Byzantiner  sprechen  sich 
aus:  es  sei  nicht  verabredet,  daß  eine  der  Parteien 
ückgabe  des  ganzen  Geldes,  das  empfangen  wurde,  oder 
iles  desselben,  denVertrag  brechen  dürfe. 

ärpta  a.  a.  O.  II.  467:  oi^bk  ydp  ^^vTetdxO'ai  ^v  zaxc  ^IJeivai 
^ovXojievcp  TCöv  juepwv  (f\)  toC  xP^öiov»  :TavTÖ(;  f^yoDV  ^oi'pac 
öv  Trapaöxojuevov  dvabpa|uot3ör\c;  biappr^yvvvai  räq  (Snovbdq.) 
'  dagegen  wenden  sich  die  Byzantiner,  daß  es  nicht 
lieh  abgemacht  sei.  Die  Sitte  als  solche  war  wohl 
en  nicht  fremd. 

Muhammad  hat  bei  Einrichtung  seines  Gemeinwesens 
a  (in  der  Gemeindeordnung)  bloß  dem  Fehdewesen  der 
innerhalb  der  islamischen  Gemeinde  Einhalt  geboten  ^). 
lewesen  nach  außen  ließ  er  unter  dem  Gesichtspunkte 
rechtlicher  Prinzipien  bestehen.   Die  folgende  Zeit  hatte 

daran  zu  tun,  dieses  stammesrechtliche  Fehdeprinzip 
HS    im    Innern    des    islamischen    Staatswesens    auszu- 

Wie  schwer  dies  war,  ist  2)  zur  Genüge  bekannt.  Im 
cht  gegen  die  Ungläubigen  erhielt  sich  das  Stammes- 


rechtliche  Zusammenhalten.  Die  ganze  islamische  Gemeinde 
bildet  gegen  den  zu  bekämpfenden  Ungläubigen  eine  Einheit: 
daher  der  'amän,  den  ein  einzelner  Muslim  erteilt,  für  das  ganze 
islamische  Gemeindewesen  maßgebend  und  rechtsverbindlich 
ist.  Die  hellenistisch -byzantinischen  Einwirkungen  haben  viel 
zur  Milderung  und  Beseitigung  der  stammesrechtlichen  Prinzipien 
durch  Ausbildung  der  Lehre  des  Fiqh  über  den  'amän  beigetragen, 
wie  wir  dies  im  vorhergehenden  bewiesen  zu  haben  glauben. 
Aber  den  Satz  von  der  Kollektivverantwortlichkcit  des  islamischen 
Staats  für  den  von  dem  einzelnen  erteilten  *amän  haben  sie 
nicht  zu  beseitigen  vermocht.  Theoretisch  besteht  er  heute 
noch  zu  Recht,  nicht  bloß  im  Kriegsrecht  als  Pardon,  sondern 
zur  Begründung  des  Friedensrechts  und  der  Stellung  eines 
Musta'min,  die  dem  Fremden  gewährt  wird.  Die  Staatspraxis 
hat  hier  allerdings  das  Fiqh  überholt.  Wir  sehen  z.B.  in  der 
Sammlung  von  Verträgen  und  Urkunden,  die  im  Verhältnis 
zwischen  den  muslimischen  Mittelmeerstaaten  und  den  christ- 
lichen Mittelmeerrepubliken  während  des  Mittelalters  ausge- 
tauscht wurden  und  die  Amari  gesammelt  hat,  nur  eine  Form 
des  *amän:  den  von  der  muslimischen  Obrigkeit  erteilten 
'amän,  der  die  Rechtsstellung  des  Fremden  im  islamischen  Staat, 
des  Musta'min  bestimmt  ^).  Die  neuen  Fiqhbücher  (siehe  oben 
§  1)  kennen  bloß  diese  Form  des  Friedens'amän.  Wie  sehr  dies 
auch    sprachlich   zum   Ausdruck   kommt,   zeigt   der   Ausdruck 

emän  kagidi  (c^j^i^OUl),  der  in  der  türkischen  Sprache  ver- 
wendet wird  (Zenker  WB.  94)  und  soviel  wie  Sicherheitspaß 
bedeutet.  Der  Papier- emän  ist  der  arabische  Friedens'amän, 
im  Gegensatz  zu  emän,  was  türkisch  Pardon,  Gnade  (wohl  im 

Kriege:  dL.j'jOUi  =  Pardon  geben)  bedeutet.    Ersterer  wird 

von  der  Obrigkeit  schriftlich  (daher  Papieremän),  letzterer 
von  jedem  einzelnen  Muslim  mündlich  gewährt. 


^)  Amari,  I  diplomi  Arabi  del  R.  Archivo  Fiorentino  (in  Docu- 
menti  degli  Archivi  Toscani)  1863  I.  Band  Nr.  VIII,  Nr.  XXIII, 
Nr.  XXIX  p:  96,  Nr.  XXXII  p  117,  Nr.  XXXV.  p  140  und  146, 
Nr.  XXXVI.  p:  160,  Nr.  XLII.  p  215  f,  Nr.  XLIII.  p  219,  Nr.  XLIV 
p  223,  Nr.  XLV  p  227  f.,  siehe  auch  oben  S.  77 i  das  Zitat  des 
Qalqa-^andi. 
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Schlußbetrachtung. 


möchten  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung  das  Gesagte 
;nfaßend,  einer  Frage  nicht  aus  dem  Wege  gehen:  Ist  das, 
1  von  der  Rechtstellung  des  Musta'mtn  berichtet  wurde 
iderc  §S  1  und  2),  nicht  bloß  muslimisches  Fremden - 

Seine  Herkunft  aus  dem  antiken  Gastrecht  glauben 
1  S.  75  ff.)  nachgewiesen  zu  haben.  Ist  es  auch  wirklich 
males  Privatrecht? 

m  wir  mit  dem  Altmeister  unserer  Wissenschaft  (v. 
rbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  1892, 
1  Voraussetzungen  für  die  Entfaltung  des  internationalen 
hts  neben  dem  Aufenthalt  einer  Person  oder  Sache  in 
^stimmten  ausländischen  Territorium  und  dem  Sitz  des 
,  an  welchem  ein  Prozeß  verhandelt  wird,  noch  die 
alsouveränität  der  einzelnen  in  Betracht  kommenden 
inführen,  so  fehlt  die  Anerkennung  der  beiden  ersten 
s  nicht  im  islamischen  Recht.  Aber  auch  die  Berück- 
g  der  dritten  Voraussetzung  ist  im  islamischen  Recht 

Wir  haben  doch  gesehen,  wie  der  islamische  Richter 

Beurteilung  eines  von  Ausländern,  ja  eines  zwischen 
islim  und  einem  Ausländer  im  Auslande  abgeschlossenen 
ischen  Rechtsverhältnisses,  einer  daselbst  begangenen 
Setzung,  enthalten  muß,  weil  sie  außer  seiner  Herrschafts- 
1er  richtiger  seines  Amtsauftrags  (^V^)  liegen  i).     Wir 

ben^)  gesehen,  wie  für  die  im  Auslande  von  einem 
gegangene  Missetat  die  Verwandten  im  Lande  des  Islam 
izustehen  haben,  weil  kein  ittihäd  ad  -  därain,  keine 
er  beiden  Därs  vorliegt.  Diese  Einheit  der  Därs  -  so  sahen 
;t  auch  der  Angelpunkt  im  internationalen  Eherecht -^X 
lenstatus-^)  und  internationalen  Erbrecht 0).  Wir  sahen, 
islamische  Staat  sich  selbst  Schranken  auferlegt,  einen 

ehe  oben  Seite  10. 
ehe  oben  Seite  12. 


islamischen  Steuerschuldner  nicht  zu  besteuern i),  weil  dieser 
während  der  kritischen  Zeit  der  Entstehung  und  Fälligkeit  der 
Steuerschuld  unter  der  Hoheit  des  ausländischen  Staats  gestanden. 
Freilich  müssen  wir  uns  hüten,  eine  Territorialhoheit  im  euro- 
päischen Sinne  auch  für  den  islamischen  Staat  anzunehmen. 
So  sehr  dieser  die  fremde  Territorialhoheit  anerkennt,  so 
wenig  beachtet  er  sie  als  Begriffsmerkmal  seines  eigenen 
Staatswesens.  Daher  ist  es  möglich,  daß  er  auch  ein  „ittihäd 
ad-därain"  zwischen  einem  Muslim  seines  Staats  und  einem 
Muslim,  der  sich  im  Auslande  aufhält,  unter  Umständen  als  gegeben 
erachtet  (siehe  oben  S.  33).  Alles  in  allem  aber:  Der  isla- 
mische Staat  legt  seinem  Recht  und  seiner  Gerichts- 
barkeit Schranken  auf,  aus  Rücksicht  auf  die  aus- 
ländische Gerichtsbarkeitund  Gerichtshoheit. 

Allerdings  tut  er  dies  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  eines 
überstaatlichen  Zwangs.  Zwar  finden  wir  auch  im  islamischen 
Recht  Anklänge  an  das  jus  gentium,  das  man  wohl  von  Byzanz 
(siehe  Procopius  de  hello  Persico  ed.  Dindorf  I  11  p  53  Z  5-10) 
her  kennt. 

So  gibt  Abu  Jüsuf  in  seinem  Buche  über  den  y^räg  (p  1 17,  2) 
auf  die  Frage,  ob  man  einen  Musta'min  im  islamischen  Staate 
mit  den  Strafen  der  Sari'at  belegen  dürfe,  wenn  er  einen  andern 
Menschen  im  Lande  des  Islam  verleumdet  oder  beleidigt  h»be, 
die  Antwort:  „Es  ist  zulässig.     Denn  dies  ist  (sein)  Recht  aus 

dem  Jus  gentium"  (^^LH  cV:>  ^  ^  1  jjb  OV) .  Huqüq-an-näsi, 
das  ist  das  jus  gentium.  Aber  das  internationale  Privatrecht, 
das  durch  die  Lehre  vom  Musta'min  wiedergegeben  wird,  findet 
letzten  Endes  den  Rechtsgrund  seiner  Geltung  in  dem  Sarl'at, 
dem  heiligen  Gesetze,  der  Gesamtheit  von  Allahs  Geboten. 

Die  Grundlagen  des  internationalen  Vertragsrechts  der 
Sari'at  nach  a§-Saibäni's  Kitäb  as-sijar  al  kabir: 

folgen  in  der  Anlage  und  zwar  die  Seiten  301  rechts,  300,  300 
rechts,  299,  299  rechts,  298,  298  rechts  in  der  angeführten  Reihen- 
folge. (Facsimile  der  Wiener  Handschrift:  Flügel  W  1778). 


')  Siehe  oben  Seite  41  ff. 


Hanseatiache  Druck-  und  Verlags-Anstalt,  Hamburg  36,  Holstenwall  2. 
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